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Die Attraktivität Frankfurts ist ungebrochen: Mehr als 750.000 Einwohnerinnen und Einwohner leben in 
der Stadt; so viele Menschen wie nie zuvor. Frankfurt am Main ist die internationalste Stadt Deutsch-

lands, und diese Internationalität hat eine lange Tradition. Gelegen im Herzen Europas, als kontinentaler 
 Verkehrsknoten, Messe-, Industrie- und Finanzzentrum lebt die Stadt von Handel, Wandel und Verbin-
dungen in die ganze Welt. Ihren Wohlstand verdankt unsere Stadt vor allen Dingen ihrer engagierten, 
fleißigen, leistungsorientierten und oft international geprägtenBürgerschaft. Sie verschließt aber auch
nicht die Augen, wenn sich viele durch steigende Miet- und Wohnungspreise, Zuzug und Zuwanderung, 
Verkehrs-undUmweltbelastungenunddenständigenWandelverunsichertodergarausgegrenztfühlen.
Zugleichstehtunserefreie,offeneGesellschafteinerverbreitetenEuropamüdigkeit,fundamentalistischen
Gesinnungen,PopulismusundPolitikverdrossenheitgegenüber.Umsomehrgiltes,sichaufunsereTraditi-
onen zu besinnen.

Unser Frankfurter Selbstverständnis ist international. Wir leben im Herzen Europas zusammen mit 
Menschenausüber180NationenineinemKlimavonBegegnung,Handel,Wandel,Meinungs-undIdeen-
austausch.OffenfürNeuesundFremdeslebenundwirtschaftenwirfriedlichunderfolgreichzusammen.
MitallenReibungenträgtdieszumurbanenLebensgefühlbei.DieCDUFrankfurtwurdeindenTrümmern
der zerstörten Stadt unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg gegründet. Die Gründungsgeneration
wollte mit der Gründung eine Partei neuen Typs als Volkspartei der breiten bürgerlichenMitte unter
Einschlussder verschiedenenReligionenundaller SchichtenderBevölkerungalswichtigenBestandteil
einerwehrhaftenDemokratieschaffen.UnsereGründerhattenmitderZerstörungunsererStadt,unseres
LandesundgroßerTeileEuropasvorAugen,wohinübersteigerterNationalismus,politischeRadikalität,
fehlendeHumanitätundMoralführenkönnen.UnsereParteiwirdvoneinemklarenhumanitären,libera-
len, christlich-sozialen und zugleich konservativenWeltbild bestimmt. Für uns steht derMensch – die
Mitbürgerinnen und Mitbürger – im Vordergrund, nicht Ideologien. Eine klare Abgrenzung zu allen
politischenRänderngegenüberallenFormendespolitischenExtremismus–gleichwelcherRichtung–ist
fest in unserem gesellschaftspolitischen Kompass verankert. Eine Zusammenarbeit mit Parteien wie der 
AfDundDIELINKEistfürunsdaherkategorischausgeschlossen,daderenZielemitunserenWertenund
unserem christlichen Menschenbild unvereinbar sind. 

DieCDUFrankfurtistdieVolksparteiinderMittederGesellschaftunddesurbanenBürgertums.Wirsind
diePartei vonMaß,VernunftunddesgesellschaftlichenAusgleichs.Wirbegreifen zentraleBegriffewie
bürgerlicheVerantwortungundBürgertumineinerlebendigenurbanenGroßstadtalswichtigeTriebfedern
einerpolitisch-moralischenVerpflichtung;gleichzeitigbestimmenNachhaltigkeit,ökologischeVerantwor-
tungunddasBewahrenderSchöpfungunserePolitikfürFrankfurtundseineBürgerinnenundBürger.

Leitbild der CDU Frankfurt am Main

„Frankfurts Anspruch: Europäische Bürgerstadt –  
weltoffen, liberal und traditionsbewusst“
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Es war und bleibt unser Anspruch, die Stadt aktiv zu gestalten; für und gemeinsam mit den Bürgerinnen 
und Bürgern. Ziel unserer Politik ist es, möglichst optimale Bedingungen für die persönliche, kulturelle, 
wissenschaftliche und wirtschaftliche Entfaltung unserer Mitmenschen zu ermöglichen. Als Partei der 
 Sozialen Marktwirtschaft, in der die Wirtschaft dem Menschen dient und nicht umgekehrt, stehen wir 
einerseits für eine grundlegende soziale Absicherung der Bürgerinnen und Bürger und anderseits für ein 
gesundes Wachstum von Stadt und Wirtschaft.

Das Wachstum unserer Stadt zu gestalten und zu fördern, ist für uns von zentraler Bedeutung, da nur so 
unser Wohlstand dauerhaft gesichert werden kann. Die CDU Frankfurt stellt sich den Herausforderungen, 
die wirtschaftliches Wachstum und der Zuzug von Neubürgerinnen und Neubürgern mit sich bringen. 
 Dieser Entwicklung mit Verboten oder weiteren Markteingriffen zu begegnen, wäre der falsche Weg. 
 Vielmehr müssen wir Private darin unterstützen, in Frankfurt am Main zu investieren, um weiteren 
 Wohnraum und zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen.

Unsere Politik zielt darauf ab, für alle Bürgerinnen und Bürgern eine hohe Lebensqualität sicherzustellen. 
Voraussetzung dafür ist eine enge und partnerschaftliche Zusammenarbeit mit den Nachbargemeinden in 
unserer Region. Denn Frankfurt ist mehr als sein Stadtgebiet: Frankfurt ist die Herzkammer und der Motor 
der gesamten Rhein-Main-Region. Dieser Verantwortung wollen wir uns stellen.

Frankfurt am Main, 11.12.2020  
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1.    Bauen, Wohnen und Stadtentwicklung 

1. Bauen, Wohnen und Stadtentwicklung

Die Planungspolitik in unserer Heimatstadt steht vor großen Herausforderungen, denn Frankfurt ist eine 
derflächenmäßigkleinstenGroßstädteinDeutschland.AufbeschränktemRaumistdieInfrastruktur

einer kompakten Weltstadt bereitzuhalten und gleichzeitig sind die zahlreichen Grünflächen als Nah-
erholungsgebiete zu erhalten; denn beides macht Frankfurt lebenswert und gilt als Standortvorteil – vom 
MainindenTaunusdauertesmitderU-Bahnnichteinmal40Minuten.StadtentwicklungundLebensquali-
tätsindsomitunmittelbarmiteinanderverknüpft.FragtmandieMenschen,was ihnenbeimWohnenin
Frankfurt am wichtigsten ist, sagen die allermeisten: ein gutes Zusammenleben und das soziale Mit einander. 
AlsHauptfaktoren,diebeiderStadtplanungzuberücksichtigensind,müssendahergelten:einqualitativ
hochwertiges und zugleich bezahlbares Wohnen sowie ein möglichst wohnortnahes Arbeiten, Sicherheit im 
Wohnquartier,guteBildungsangebote,eineleistungsfähigeVerkehrsinfrastrukturundeinegrundlegende
Umweltverträglichkeit.

Unsere städtische Infrastruktur erweist sich dabei zu häufig als Achillesferse und setzt uns aktuell
Grenzen:U-Bahnen–wieetwaimEuropaviertel–werdenzuofterstdanngebaut,wenndasWohnviertel
bereits fertiggestellt ist. Eine vorausschauende Stadtplanung muss dafür Sorge tragen, dass die Infra-
strukturunddamitauchdieVerkehrsinfrastrukturzuerstgebautwird:erstdieBahnanbindungunddann
die Wohnbebauung! Auch am Riederwald-Tunnel, dessen Fertigstellung sich herauszögert, zeigt sich sehr 
deutlich: Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen in Frankfurt sind selten vorausschauend geplant und viel zu 
selten aus „einem Guss“.

Insgesamt ist Frankfurt als Wohnort sehr beliebt geworden – mit weitreichenden Folgen: Der Verkehr hat 
zugenommen,Schulenmüssengebautwerden,öffentlicheOrtewiedasMainufersindregelmäßigüber-
völkert.DieBevölkerungFrankfurtswirdindennächsten20Jahrenvoraussichtlichumknapp120.000Ein-
wohnersteigen.BereitsjetztweistFrankfurteinDefizitvonmehrals23.000Wohnungenauf,vondenen
aberetwa16.000WohnungendurchdenAbbaudesBauüberhangsreduziertwerdenkönnen.Esbesteht
unzweifelhaftdringenderHandlungsbedarfbeiderBereitstellungvonWohnraumfürdievondenUnter-
nehmen dringend benötigten Fachkräfte, denn die Entwicklung des Wohnungsmarktes hat mit der Wachs-
tumsdynamikundderZuwanderungnichtSchrittgehalten.ZuletztwurdenproJahrrund4.500Wohnun-
gen genehmigt und etwa 3.700 Wohnungen fertiggestellt. Der jährliche Bedarf liegt jedoch deutlich
darüber.DieseranhaltendhoheDruckaufdemWohnungsmarktsorgtseit JahrenfürzumTeildeutliche
PreissteigerungenbeiKaufimmobilienundaufdemMietwohnungsmarkt.Frankfurtziehtalshochattrak-
tiverStandortUnternehmenwieFachkräfte ingroßerZahlan.EsgehtumWohnungenfüralleBevölke-
rungskreise. Seit 2010 sind mehr als 100.000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte und über
80.000Einwohnerhinzugekommen.DerhinterherhinkendeWohnungsbauistindenletztenJahreneiner
der wichtigsten limitierenden Faktoren bei der Fachkräftegewinnung geworden. Doch nicht nur die 
Arbeitnehmer/innen, sondern auch die Unternehmen selbst benötigen Entfaltungsmöglichkeiten und 
Planungssicherheit. Neben dem integrierten Stadtentwicklungskonzept „Frankfurt 2030+“ soll das
Gewerbeflächenentwicklungs-programmdringendbenötigteFlächenfürIndustrieundGewerbesichern,
umFrankfurtalsdynamischenWirtschaftsstandortzuerhaltenundzustärken.

42ProzentderFlächeninFrankfurtRheinMainundetwaeinViertelderFrankfurterStadtflächesindland-
wirtschaftliche Flächen. Diese Zahlen zeigen, dass auf der Gemarkung der Stadt Frankfurt noch Flächen-
potenziale fürWohn-,Gewerbe-undNaherholungsflächen vorhanden sind.Dochmacht auchdieNähe
zumGrüneinenGutteilderLebensqualitätunsererStadtaus.MitdenFlächensollalsobodenschonend
umgegangen werden, Mindernutzungen sollen identifiziert und beseitigt werden, Konversion bereits
versiegelterFlächenVorranghabenundbisherigeAgrarflächenzurBebauungzunächstdorterschlossen
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werden,wo sie besonders stadtnah liegen und die verkehrlicheAnbindung bereits gegeben ist.Neben
fehlenden Flächen sind lange Planungs- und Genehmigungszeiten, gesetzliche Vorschriften und staatliche 
Eingriffe Kostentreiber beim Wohnungsbau. Eine immer stärkere Regulierung durch die Mietpreisbremse, 
durchMilieuschutz- und Erhaltungssatzungen und zusätzlich durch den Baulandbeschluss dämpfen die
InvestitionenindenWohnungsbauundtreibendiePreisebzw.Mieten.DenBaulandbeschlussmussman
nach einiger Zeit evaluieren und ggf. korrigieren. Unser Fokus sollte darauf liegen, die Ursache der Woh-
nungsknappheit,nämlichdieLückezwischendemAngebotunddersteigendenNachfrage,zubekämpfen.
DazumüssenallemvoranInvestitionenindenWohnungsbauermöglichtundgefördertwerden.

AlsCDUFrankfurtstehenwirgrundsätzlichfüreinweiteresWachstumderStadt,habenaberschonimmer
auchdieKonsequenzendesWachstumsklarbenannt.Wirwissen,dasseinehoheZahlanPendlernauchals
Zeichen für einemangelhaftePlanunggesehenwerdenkannunddurchmehrWohnungsbau inFrankfurt
reduziert werden könnte. Wir wissen, dass eine überbordende Bürokratie weiteren Wohnungsbau
 verhindert. Gleichzeitig ist uns bewusst, dass auch die Stadtplanung und damit der Wohnungsbau nicht 
vorhersehbaren „Lebenszyklen“ („rein in die Stadt/raus aufs Land“) unterliegen.Wir sollten daher immer
zwischenkurz-undlangfristigenProjektenderStadtplanungunterscheiden.Undletztlichwirddieweitere
Digitalisierung und Technisierung das Wohnen an sich verändern und die vorausschauende Reaktion auf 
zukünftigePendlerströmenochkomplexergestalten.EinsaberwirdsichauchinZukunftnichtverändern:
Die FrankfurterinnenundFrankfurter identifizieren sichnichtnur inbesondererWeisemit ihrerHeimat-
stadt.SchonseitjehergibteseinenhohenIdentifikationsgradmitdemjeweiligenHeimatstadtteil.Gleich-
zeitigsteigenaberauchdieAnsprücheandaseigeneWohnumfeldunddabeifälltvielenBürgerinnenund
Bürgernauf,dassesallgemeinnurwenige„funktionierendePlätze“,alsoöffentlichenRaummitAufenthalts-
qualitätinFrankfurtgibt.DieGründewerdenvonExpertinnenundExpertenvorallemdaringesehen,dass
Stadtplaner/innenoftkeineArchitekt/innensindundarchitektonischeBelangenichtgenügendberücksich-
tigt werden. Gute Plätze zeichnen sich durch einen guten Zuschnitt, passende  Sitzgelegenheiten, institutio-
nelle Treffpunkte wie Wasserhäuschen, eine schöne Gestaltung auch der angrenzenden Gebäude, Praktika-
bilität und Gemütlichkeit aus. Hierbei können Platzgestaltungen der Gründerzeit als Vorbild dienen.
Öffentlicher Raum ist letztlich auch Wohnraum und bedarf einer grundlegenden „Schönheit“. Die neue 
AltstadtisthiereinmustergültigesBeispielfüreinengelungenenöffentlichenRaum.DieGründesind,dass
die DomRömer GmbH privatwirtschaftlich organisiert und mit Auto rität ausgestattet war. Die städtische 
Bürokratie stand nicht im Vordergrund und trotzdem hat sich die Stadtpolitik aktiv eingebracht. Auch
 wurden vonseiten der Politik alle notwendigen Expertinnen und Experten von Anfang an eingebunden.

Dafür stehen wir und das sind unsere Ziele

■  Wir sehen das ungebrochene Wachstum unserer Stadt als Ergebnis ihrer erfolgreichen Entwicklung und 
alsChancefürunsereZukunft.DenneinewachsendeStadtkannihreEntwicklungdynamischgestalten
undverfügtüberIdeenundRessourcendafür.DieseAufgabenehmenwiran.DieSchaffungvonausrei-
chendem,auchbezahlbaremWohnraumzähltzudengrößtenHerausforderungenfürdiePlanungspoli-
tik.InsbesonderefürjungeFamilien,aberauchfürAuszubildendeundStudent/innenwerdendringend
erschwinglicheWohnungenbenötigt.Zudemwird es fürdiebreiteMittelschicht immer schwieriger,
Wohneigentum zu  bilden. Dabei ist Eigentum der beste Schutz vor Mieterhöhungen bzw. Verdrängung 
und Altersarmut – gerade in der wachsenden Stadt, in der Mietpreisbremsen wirkungslos sind und vor 
allem das Angebot an Wohnraum vermehrt werden muss. Eigentum fördert zudem Heimatverbunden-
heitundIdentität.Wirwollen,dassperspektivischmindestensjedezweiteFrankfurterin/jederzweite
Frankfurter imEigentumwohnenkann.DafürwollenwirauchneueFormenderEigentumsförderung
beschreiten,zumBeispielmiteinemneuenstädtischenFörderinstrumentzurBereitstellungbezahlba-
rerstädtischerEigentumswohnungenfürFamiliendurchABGoderNassauischeHeimstätteinNeubau-
vierteln.KommunaleSatzungenundFörderrichtliniensollten imDialogmitderWirtschaftüberprüft
werden, um Eigentums bildung zu erleichtern und Investitionen in den Geschosswohnungsbau zu 
 steigern. 
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■  Ebenso fordern wir den Aufbau stiftungsgesteuerter Azubiwohnheime in Frankfurt nach dem Vorbild 
desHamburgerAzubiwerks.WirwollenAuszubildendeninFrankfurtwährendihrerAusbildunggünsti-
genWohnraumzurVerfügung stellenund somit dieAusbildung an sich attraktivermachen.Bei der
AufstellungvonBebauungsplänensindverstärktWohnenundArbeitenamselbenOrtzuermöglichen.
EineStabilisierungderMietenistdringendnotwendig.ZudiesemZweckwollenwireineBest-Practice-
Liste aus den Erfahrungen erfolgreicherGroßstädte,wie zumBeispielHamburg, erstellenunddiese
Methodenübernehmen.

■ Wirwollen,dassdieguteArbeitderABGFrankfurtHoldingfortgesetztwirdundbis202410.000neue
Wohnungenfür2,3MilliardenEurogebautwerden.DieMietevondurchschnittlich8EuroproQuadrat-
meterfürdieMieterinnenundMieterderABGistalswichtigesozialeKomponenteimWohnungsbau
unverzichtbar. Diese wollen wir absichern.

■ Wir lehnenTrabantenstädteaufdergrünenWiese, insbesondereeineBebauungdesPfingstbergsab.
Arrondierungen von Stadtteilen sollen sich vom Charakter her an den Bestand anfügen. Dort, wo
dichte, urbane Stadtteile weitergebaut werden können, soll dies im Rahmen eines organischen Wachs-
tums geschehen.

■ Wirwollen denBaulandbeschluss auf seineWirksamkeit hin überprüfenunduntersuchen, ob er die
SituationaufdemFrankfurterWohnungsmarktbeimfreifinanziertenWohnen–beiNeubautenundin
Bestandsbauten–verschlimmert.

■ DieAnforderungenanden„WeiterbauderStadt“sindsoweitwienurmöglichvorauszudenken:Neu-
baugebietemüsseninZukunftArbeitundFreizeitbesservereinen,dasheißt,Funktionsdurchmischung
istgefragt–Wohnen,Arbeiten,Einkaufen,Sportetc.AußerdemistfürdiewachsendeStadteineneue
undausreichendeVerkehrsinfrastrukturmitS-undU-Bahnenanzulegen.DieSicherungderbisherigen
LebensqualitätvonAnwohnernindenStadtteilen,indenenNeubaugebieteerschlossenwerden,istzu
gewährleisten. Deshalb sehen wir es als notwendig an, dass konkrete Planungen der Infrastruktur zur 
NahversorgungeineMindestvoraussetzungfürdieBewilligungneuerBaugebieteseinmüssen.Hierzu
zählen verlässliche Zusagen vom Lebensmitteleinzelhandel sowie die Schaffung von Ärztehäusern, 
Schulen und Kindergärten. Wir möchten keine reinen Schlafstädte, sondern eine lebenswerte Stadtteil-
entwicklung.

■ DerPlanungöffentlicherPlätzewollenwirnochmehrBedeutungzumessen.Diesemüssenalsöffentli-
cherRaumzumWohlfühlenaucherkennbareingefasstsein.ImöffentlichenRaummusseszudemend-
licheinbedarfsgerechtesNetzvonöffentlichenToilettengeben.

■ ErdgeschossewollenwirsinnvollindenöffentlichenRaumvonStraßenundPlätzenmiteinplanen.Für
jedenStadtteilsinddiewohnortnahenEinkaufsmöglichkeiten,GaststättenunddieöffentlichenBegeg-
nungsstätten zu erfassen, und es gilt, ein Konzept zu entwickeln, wie Defizite behoben werden können.

■  Zweifelsohne bedarf es einer großen Kraftanstrengung, um dem Wohnraummangel in Frankfurt zu 
begegnen. Bei aller gebotenenGeschwindigkeit darf jedoch dieQualität nicht außer Acht gelassen
werden.Vielmehrmüssenwirauchundgerade imsozialenWohnungsbauaufhoheQualitätachten.
Nicht zuletzt auch,um langfristigeineStigmatisierungderBewohner/innenundein sozialesKippen
derQuartiere zu vermeiden. Bei der Vergabe städtischer Flächen soll neben derGebotshöhe daher
auchdiearchitektonischeQualitätdesvorgelegtenKonzeptsausschlaggebendsein.

■ NachverdichtungundNeubauviertelwerdendasStadtklimazusätzlichbelasten–daherwollenwirvon
südlichenLändernlernenundkleine„Klima-Oasen“errichten.UmgekehrtisteinedichtereBebauung
klimatischsinnvoll.Nachverdichtungdarfnurerfolgen,wennzugehörigeGrün-undFreiflächenange-
messen vorhanden sind. Eine wachsende Stadt braucht nicht nur mehr Wohnungen, sondern entspre-
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chend auch mehr wohnortnahe Erholungs- und Ruheräume. Bei der Stadtplanung ist das Heimat-
erlebnis zu berücksichtigen. Dazu gehören Wald, Gärten und Landwirtschaft. Neue und auch
bestehende Parks und Plätze sind nicht nur vor dem Hintergrund der Aufenthaltsqualität, sondern
auchmit Blick auf denKlimawandel langfristig zu denken – das heißt: Versiegelung reduzieren und
große Bäume pflanzen. Auch Kaltluftentstehungsgebiete, Frischluftströmungen und Trinkwasser-
schutzgebietemüssenbeiBebauungsplänenberücksichtigtwerden.

■ DieSkyline istdasGesichtFrankfurts.WirsetzenunsfüreinesinnvolleStadt-undGebäudeentwick-
lung ein, die den Bau neuer Hochhäuser angemessen fördert. Da Hochhäuser auf verhältnismäßig
 kleiner Fläche eine große Menge an Wohnraum bieten, können sie im Rahmen innovativer Konzepte 
einen wichtigen Beitrag zur Schaffung zusätzlichen Wohnraums leisten. Wir sprechen uns für die
 Erarbeitung eines neuen Hochhausrahmenplans aus, um unsere Stadt nachhaltig und zukunftsorien-
tiert zu gestalten.

■ Weniger „persönliche Vorlieben“, mehr „Expertenrat“. Wir wollen für Frankfurt einen „Gestaltungs-
beirat“insLebenrufen.3bis4PersönlichkeitenderStadtplanungundArchitektursollenbeiwichtigen
neuenProjektenderStadtplanungvonAnfanganeingebundenwerden.

■ Rechenzentren haben eine Schlüsselfunktion für die digitaleWirtschaft. Als größter Internetknoten
EuropasbietetFrankfurtamMainmitzahlreichenDatenzentrenschonjetzteinegewaltigeBasisinfra-
strukturfürdieInternetwirtschaft,dieweiterwachsenwird.FrankfurtmussdabeiseinenSpitzenplatz
halten.AlsCDUfordernwirabereinsteuerndesKonzeptfürdiejenigenFlächen,dieinZukunftneufür
Rechenzentren ausgewiesen werden sollen. Denn hier besteht erhebliches Optimierungspotenzial, sei 
esnunbeiderNutzungderAbwärmeoderderLärmschutzplanung.

■ DieStadtmussdiePlanungshoheitübereigeneBaugebiete verteidigen,dasheißt auch:Nachbarge-
meindenundLanddurchfaireVerhandlungenbeiBedarfeinbinden.DurchgemeinsameProjekte–mit
Mehrwert für alle betroffenen Gemeinden – können divergierende Grundhaltungen ausgeglichen
werden.NeueBaugebietesind imDialogmitdenUmlandkommunenauszuweisen.WirwollenNach-
verdichtungspotenziale im Stadtgebiet nutzen und eine höhere bauliche Dichte bei der Entwicklung 
vonurbanenQuartierenzulassen.

■ DieInnenentwicklung–Aufstockung/Nachverdichtung–istderAußenentwicklunggrundsätzlichvor-
zuziehen.Unsistjedochbewusst,dassaucheinemaßvolleAußenentwicklung–komplettneuerBauge-
biete - erforderlich ist.NeueWohnquartiere imBereichderVoruntersuchung für eineStadterweite-
rung Nord-West wollen wir durch Arrondierung der bestehenden Stadtteile zügig realisieren.
PraunheimunddieNordweststadtsollenorganischwachsenunddieNeubaugebieteanihrevorhande-
nen Zentren angebunden werden. 

■ FrankfurtbrauchtausreichendbezahlbareDienstwohnungenfürBeschäftigteimÖffentlichenDienst,
fürArbeiter/innenundAngestellte,die inderStadtverfügbarseinmüssen.Zusätzlich isteineange-
messeneBallungsraumzulagewieder einzuführen. Städtische Flächen sind proaktiv fürWohnenund
Gewerbe bereitzustellen, um das bestehende Angebot zu erhöhen.

■ DieHemmung desWohnungsbaus durch überbordende Bürokratie ist zu beseitigen. Zielmuss eine
ReduzierungderbestehendenBauvorschriftensein.DarüberhinaussolltenichtnurimPassivhausstan-
dardgebautwerden,sondernessolltenauchNiedrigenergiehäusergebautwerdenkönnen.

■ Wir wollen bestehende Bebauungspläne überprüfen und ertüchtigen, um die Innenentwicklung zu
forcieren.WirwollenPlanungsverfahrenbeschleunigen,dennvieleBaugebietewerdenteilsseitJahr-
zehnten nicht zur Planreife gebracht. Hierzu wollen wir auch Planungsaufgaben an externe Büros
 vergeben. 
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■ DieFrankfurterStadtteileundihreQuartieresindGarantfürdieVielfaltunsererStadt.AuchinZukunft
gilt es, diese zu stärken und zu fördern. Wir fordern daher, dass Stadtteilzentren gestärkt werden, um 
einedezentraleVersorgungzugewährleisten.SowohlEinzelhandelalsauchArztpraxenmüssenneben
weitererInfrastrukturihrenPlatzindenStadtteilenhaben.Bürgerhäuser,StadthallenundVolkshäuser
sichern als Veranstaltungsorte das Leben in den Stadtteilen Frankfurts und müssen diese Funktion
auch in Zukunft wahrnehmen.

■ DerMainistseitjeherdieLebensaderFrankfurts.DamitdiesnochstärkerzurGeltungkommt,fordern
wir,denMainfüralleFrankfurtererlebbarzumachen.WirmöchtendurchdirekteZugängedenMain
alsNaherholungsortnochattraktiver gestalten.AndenMainufern sollen zudemStegeermöglichen,
nahamWasserunddennochtrockenenFußeszusein.Außerdemsollgeprüftwerden,obesmöglich
ist, den Main außerhalb des Innenstadtbereichs mithilfe von Hausbooten zu einem Wohnort zu 
machen.

■ Wir wollen die Entwicklung der Stadt durch die Vereinfachung des Diskurses zwischen Bauträgern,
Architektinnen und Architekten sowie der Stadtgesellschaft weiter beschleunigen. Auch wollen wir die 
EigeninitiativeundEigenverantwortungdurchmehrgenossenschaftlichesBauen fördern.Grundsätz-
lichgiltfüruns:PrivateundöffentlicheBauherrensindbeiderVergabevonFlächengleichzubehan-
deln.

■ WirforderndieUmsetzungdigitalerVisualisierungskonzepteimInternetfürdieStadtentwicklung,die
Stadtplanung und den Wohnungsbau: Wir wollen Grundbucheinsichten, Baugenehmigungsanträge
sowie Baugenehmigungsprozesse digitalisieren und damit einen Beitrag zur Senkung von Bau- und
Planungskostenleisten.DievollständigedigitaleArchivierungvonBauaktenundabgeschlossenenVor-
gängen,beispielsweisevonBaugenehmigungen,PlänenundsonstigenbaurechtlichenUnterlagenvon
Liegenschaften, soll angegangen werden.

■ Bauvorhaben stoßenoft aufAblehnungbeiAnwohner/innen.Dieswollenwir vermeiden, indemwir
NachhaltigkeitsaspektestärkerberücksichtigenunddurchdigitalisierteAblaufplanungBelastungenin
derBauphaseverringern.

■ Mit demMaster Portal (https://www.masterportal.org/) wird in Frankfurt zurzeit auf Open-Source-
BasiseineGrundlagefürdieDigitalisierungderBau-undRaumplanunggelegt,dieneueMöglichkeiten
für eine Bauleitplanung Online, das Liegenschaftsmanagement, Smart-City-Lösungen, Open-Data-
Angebote, 3-D-Stadtmodelle, digitale Stadtplanungs- und Bürgerbeteiligungsprozesse auf einer
 offenen Plattform bietet. Als Open-Source-Lösungen stehen diese Module Frankfurt und der Metropol-
regionRhein-Main zurVerfügung und können helfen, eine optimierteGesamtplanung fürGewerbe,
Verkehr und den Wohnungsbau in der Region zu realisieren. Die Zukunft der Stadt ist die Region. 
Frankfurt ist der Mittelpunkt einer Metropolregion mit 5,5 Mio. Menschen. Unser Anspruch ist, weitere 
Strahlkraft in der Region zu entfalten und zugleich die Anliegen dieser in einem partnerschaftlichen 
Ansatzzulösen.DieCDUFrankfurtwirdsichaufBasisdesMasterPortalsintensivumeineKoordinie-
rungundVernetzungmitdenbenachbartenKreisenbemühen–imInteressederWettbewerbsfähigkeit
undLebensqualitätderGesamtregionRhein-Main.

■ DieineffizienteObjektförderungimsozialenWohnungsbauwollenwirdurchSubjektförderungerset-
zen–undso100ProzentderBerechtigtenstatt30ProzentderWohnungenfördern.

■  Die Grundsteuerreform soll aufkommensneutral und mit einem reinen Flächenmodell umgesetzt 
werden,einewertbasierteBerechnung,zumBeispielanhandvonLagefaktoren,lehnenwirab,umeine
weitereGentrifizierungundVerdrängungvon(Klein-)GewerbenausgutenLagenzuverhindern.
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■ Rechenzentren haben eine Schlüsselfunktion für die digitaleWirtschaft. Als größter Internetknoten
EuropasbietetFrankfurtamMainmitzahlreichenDatenzentrenschonjetzteinegewaltigeBasisinfra-
strukturfürdieInternetwirtschaft,dieweiterwachsenwird.FrankfurtmussdabeiseinenSpitzenplatz
halten.AlsCDUfordernwirabereinsteuerndesKonzeptfürdiejenigenFlächen,dieinZukunftneufür
Rechenzentren ausgewiesen werden sollen. Denn hier besteht erhebliches Optimierungspotenzial, sei 
esnunbeiderNutzungderAbwärmeoderderLärmschutzplanung.
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2. Verkehr und Mobilität

FrankfurtisteinwichtigerKnotenpunktfürdenStraßen-,Schienen-undLuftverkehr.DiezentraleLagein
DeutschlandundEuropasowieeinegutausgebauteVerkehrsinfrastruktursindmaßgeblichfürdenwirt-

schaftlichenErfolgunsererStadt.DieCDUFrankfurtsetztsichdeshalbfüreinemoderneVerkehrspolitik
ein,die alleVerkehrsteilnehmer/innengleichberechtigtberücksichtigt. Frankfurtbenötigt zukünftigein
nochbreiteresMobilitätsangebot,dasdieInteressenvonAnwohnern,PendlernundWirtschaftberücksich-
tigt. Eine moderne Verkehrspolitik muss dabei Mobilität und Umweltschutz in Einklang bringen. Eine 
funktionierendeundleistungsfähigeMobilitätistVoraussetzungfürWohlstandundWachstumderStadt
und der Region. Das Mobilitätsangebot muss aktiv gestaltet werden, und als Entscheidungsträger nehmen 
wirdieberechtigten,aberoftwiderstreitendenInteressenallerBeteiligtenernst.Dabeisetzenwiraufdie
Fähigkeit der Einzelnen zum verantwortungsvollen Handeln. Uns geht es daher um Angebote, nicht um 
Verbote.Wennnötig,wirdsanktioniert,undwirtreffenEntscheidungen,wennesumZielkonfliktegeht.

Erstes Ziel ist, die Verkehrssicherheit zu erhöhen und damit dieMenschen zu schützen. Kinder, ältere
Menschen, Jung undAlt benötigen sichereWege, Räume und Flächen, egalwie Sie im Straßenverkehr
unterwegs sind. Barrierefreiheitmuss umfassend berücksichtigtwerden. Zweites Ziel ist, dieMobilität
allerzugewährleisten:mitdemerforderlichenraschenAusbaudesÖPNV,mitderFörderungvon inter-
modalerMobilitätdurchintelligenteVerknüpfungderbestehendenAngebote.Alsdritteswollenwirdie
Straßeninfrastruktur mit Mitteln und Ressourcen so ausstatten, dass den täglichen Wirtschaftsverkehren, 
denBaumaßnahmenunddennotwendigenIndividualverkehrenWegeundRäumezurVerfügungstehen,
um ihre Aufgaben erfüllen zu können. Für all dies ist eine ganzheitliche Verkehrsplanung erforderlich,
dennnursokannderzunehmendenMobilitätinZusammenhangmitdemstetenWachstumderBevölke-
rung in der Region und der dort steigendenBeschäftigung erfolgreich begegnetwerden.Die Rahmen-
bedingungen haben sich seit dem bestehendenGeneralverkehrsplan von 1986 und der Fortschreibung
von2005verändert.Esgiltjetzt,eineneueplanerischeGrundlagezuerarbeiten,diedenZielenderNach-
haltigkeitundderBarrierefreiheitgerechtwird.DabeisollendieChancenundMöglichkeitenderDigitali-
sierunggenutztwerden.Allesindgefordertundallesindzubeteiligen.EsgiltfürdieVerantwortlichen,
die Schwerpunkte und Prioritäten zu setzen, in den entsprechenden Handlungsfeldern mutig die erforder-
lichenEntscheidungenzutreffenundfürdiezügigeUmsetzungzusorgen.RichtigeLösungenausSicht
derCDUFrankfurtfolgeneinerGesamtverkehrsplanung(SustainableUrbanMobilityPlan)aufderGrund-
lage aller Verkehrsmittel. Nur ein abgestimmter Mobilitätsmix hält den Großstadtpuls am Schlagen,
gewährleistet die Mobilität von möglichst vielen und erhöht die Verkehrssicherheit. Gleichzeitig wird die 
Luftqualität verbessert, der Lärm reduziert und die verschiedenen Interessen werden rational ausge-
glichen.EinausgewogenerMobilitätsmixbeweistAugenmaß,überwindetdas ideologischeDenkmuster
„gutegegenböseVerkehrsmittel“undarbeitetmitattraktiven„Angeboten“fürdieVerkehrsteilnehmer/
innen; inAusnahmefällenmitVerboten.Grundsätzlich gilt es, dieChancen derDigitalisierung für eine
zügigeVerkehrsabwicklungunddieVerknüpfungverschiedenerVerkehrsmittelzunutzen.HoheLebens-
qualitätbeisteigendenEinwohnerzahlenkannnurgesichertwerden,wenndas„Mehr“anMobilitätintel-
ligent organisiert wird, die Organisation auf gesicherten Annahmen basiert und alle Verkehrsteilnehmer/
innen adäquat berücksichtigt werden: Konzepte für die Innenstadt, Quartierskonzepte für Stadtteile
sowieAngebotefürdiePendler/innenausdemundinsUmland.Taxen,derWirtschaftsverkehr,Erreichbar-
keit durch Dienstleister und Handwerker/innen und eine gute Organisation des Lieferverkehrs gehören 
zurleistungsfähigenurbanenMobilitätundmüssenberücksichtigwerden.DieInstandhaltungderHaupt-
verkehrsachsen der Stadt, wie die regelmäßige Sanierung aller Straßen und Schienenwege im Stadtraum, 
muss mit deutlich mehr Mitteln und Ressourcen ausgestattet werden und dient allen Verkehrsteilnehme-
rinnen und -teilnehmern. Eine stadtverträgliche, urbane Mobilität wie auch eine verkehrssichere Stadt 
benötigen Rücksichtnahme und Fair Play im Straßenverkehr. Radfahren auf Fußgängerwegen, Falsch-
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parkenaufFußgängerüberwegenundFahrradstreifen,zuschnellesFahrensowieRotlichtverstößegefähr-
den alle und sind nicht hinnehmbar.Neben häufigerenVerkehrssicherheitswochen zur Kommunikation
richtigen Verhaltens sind auch mehr Kontrollen und Sanktionierungen notwendig. Dafür muss die
 Städtische Verkehrspolizei verstärkt werden. Die ansässigen Luftverkehrsunternehmen und die Dreh-
kreuzfunktion des Frankfurter Flughafens wollen wir im internationalen Wettbewerb stärken. Fluglärm ist 
zu reduzieren. Dazu soll vor allem die technische Weiterentwicklung der Flugzeuge genutzt werden. Wir 
setzenunsfürdenBaudesTerminals3sowiedessenAnbindungandasSchienennetzein, insbesondere
indem wir am Planfeststellungsbeschluss und dem Ergebnis des Mediationsverfahrens festhalten. 

Dafür stehen wir und das sind unsere Ziele – 
Verkehrsflächen modern und klug organisieren

■  Durch eine attraktivere Gestaltung von Straßen und Plätzen als Aufenthaltsräume bei gleichzeitiger 
AufrechterhaltungtemporeduzierterundverringerterVerkehrsbeziehungenkannmehrLebensqualität
geschaffenwerden.OberirdischkannmehrRaumfürFußgänger/innen,Radfahrer/innen,Wirtschafts-
verkehre und für die Freizeitgestaltung geschaffenwerden.Hierfür sind unterirdische Lösungen für
Verkehrseinrichtungenzuprüfenundzügigumzusetzen,wiedieWeiterführungdesU-Bahnbaus(zum
Beispiel zur Sachsenhäuser Warte) und der Bau von Quartiersgaragen oder Unterführungen zur
Erhöhung der Sicherheit (wie beimBahnübergang inNied). Auch Brücken für Fußgänger/innen und
Fahrradfahrer/innenkönneninEinzelfälleneineLösungsein.DasstädtischeRadverkehrsnetzsollzügig
ausgebaut werden und mit Radverkehrsschnellwegen ins Umland verknüpft werden. Der Beschluss
zum Radentscheid bildet die Grundlage der Ausgestaltung. Der Radverkehr kann in ausgewählten 
Nebenstraßen kanalisiert und privilegiert werden, um leistungsfähige Parallelen zu den bisherigen
Hauptverkehrsstraßen zu bilden.

■  Die zeitnahe Erstellung eines Gesamtverkehrsplans in Form eines sogenannten Sustainable Urban 
MobilityPlan(SUMP)isteinMuss.UnterderBeteiligungderrelevantenGruppen,wieBürger/innen,
Handwerk, Unternehmen und Pendler/innen, muss die Stadt rasch eine Entwicklung anstoßen, die der 
immensenZunahmederMobilität undden verändertenRahmenbedingungenRechnung trägt.Nach
1986 und der Fortschreibung 2005mussmit dem SUMP ein strategischerMasterplan für die Stadt
geschaffen und mit personellen und finanziellen Ressourcen ausgestattet werden. Dies entlässt uns 
aber nicht aus der Verantwortung, auch kurzfristig Lösungen zu realisieren. 

■  Die Ziele nachhaltiger Entwicklung, politischer Klimagerechtigkeit und umweltverträglicher Mobilität 
sinduntereinerganzheitlichenBetrachtungundEinbeziehungallerVerkehrsteilnehmer/innenbesser
zuerreichenalsdurchEinzelkonzepte fürdieunterschiedlichenVerkehrsträger.EinMiteinanderund
NebeneinanderistdasZiel–nichteinGegeneinander.NebenderFestlegungdergroßenMaßnahmen
ist eine enge Abstimmung und Zusammenarbeit mit den Bereichen Planung, Umwelt, Energie und
Wohnen unerlässlich. Insbesondere bei neuen und langfristig neu zu entwickelnden Stadtvierteln sind 
nachhaltige Konzepte unerlässlich. So kann ein abgestimmtes Verkehrssystem etabliertwerden und
MobilitätsinteressenvonAnwohner/innen,UnternehmenundPendler/innenkönnenBerücksichtigung
finden. 

■ FürdieZielorientierung istdieengeZusammenarbeitmitdemRegionalverband,denGebietskörper-
schaften,demRMVunddenKammernerforderlich.NursiekannregionaleundstädtischeInteressen
stärker in Einklang bringen. Da viele Planungen und Themen lange Zeiträume umfassen, ist eine 
Priorisierung auf kurz-,mittel- und langfristige Projekte vorzunehmenund aktivmit Betreibern und
strategischen Partnerschaften zu hinterlegen. NeueModelle der Kooperation und Abstimmung bei
relevanten Planungen sind dazu noch zu etablieren. 

■  Fußgängerinnen und Fußgänger benötigen breite Fußwege. Eine Mindestbreite von 2,5 Metern soll 
perspektivisch umgesetzt werden: mit Ruhezonen und einer klaren Trennung der Fuß- und Radwege. 
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DieBarrierefreiheit,auchbeimÜbergangindenÖPNV, istsicherzustellen.DieGefährdungvonFuß-
gängerinnenundFußgängerndurchdiemissbräuchlicheNutzungvonFußwegendurchdasAbstellen
von Elektrokleinstfahrzeugen (insbesondere E-Scootern) und Kraftfahrzeuge, aber auch durch Radf-
ahrende ist auszuschließen.

■ Carsharing-AngebotesowieLadesäulenfürElektromobilitätsindinausreichendemMaßzuplanenund
zurealisieren.Dader fürdenVerkehrzurVerfügungstehendeRaumnichtbeliebigvermehrtwerden
kann, muss er durch ein gutes, die Digitalisierung nutzendes Verkehrsmanagement effektiv genutzt 
werden.IntelligenteAmpelschaltungenanhanddesVerkehrsaufkommensmüssennichtnurfürBusse
und Bahnen zügig umgesetzt werden. Gleiches gilt für einmodernes Verkehrsleit- und Parksystem,
App-basierte,mobilnutzbareVerkehrsinformationenundBuchungenfürLeihfahrräderundCarsharing.

■ DieNutzungderParkflächeninderStadtmussoptimiertwerden.SowohldieParkmöglichkeiteninden
Stadtteilen als auch die Parkhäuser in der Innenstadt sind digital zu managen. Dazu sind Verkehrs-
leitsysteme auszubauen und intermodal zu gestalten, um Alternativen in die Auskunftssysteme zu
 integrieren. 

■ Die Errichtung von leistungsfähigen Landstromanschlüssen amMain für die Personen-Binnenschiff-
fahrt könnte helfen, die Luftbelastung in der Innenstadt zu reduzieren.

Dafür stehen wir und das sind unsere Ziele –
Öffentlichen Nahverkehr flächendeckend und attraktiv gestalten
 
■ Wir wollen den Öffentlichen Nahverkehr flächendeckend und attraktiv gestalten: Viele Menschen

könnenbeieinemkonsequenterenundschnellerenAusbaudesÖPNVzumUmstiegermutigtwerden.
HierzumüssenerheblicheInvestitioneninStrecken,FahrzeugeundleistungsfähigeTechnikfließen.Es
gilt,NeubaustreckenschnellerzurealisierenundaufvorhandenenStreckendieKapazitäten(beispiels-
weisedurchlängereZügeundeinehäufigereTaktung)spürbarzuerhöhen.Notwendigsinddazueine
Digitalisierung der lokalen Schieneninfrastruktur und eine Verbesserung der Fahrgastinformation. 

■ WirbefürwortenunteranderemdieRingstraßenbahn,einenSchienenringrundumFrankfurt (Regio-
naltangenten),weitereStraßenbahn-oderU-BahnanbindungzurSachsenhäuserWarte,überdenAtzel-
berghinausoderauchnachRödelheimundSossenheim.WichtigistauchdiezügigeRealisierungdes
U-Bahn-Lückenschlusses Bockenheim/Ginnheim mit zentraler Anbindung des CampusWestend der
Universität,Einrichtung innerstädtischerSchnellbusse,QuartierbusseundOn-Demand-Busse (digital
gesteuerte Bedarfsverkehre) für Stadtteile in der Peripherie. Dabei muss nicht allein die Kapazität
gesteigertwerden,derÖPNVistauchqualitativerheblichaufzuwerten;ersollzuverlässiger,sicherer
und sauberer werden. 

■ DieAufenthaltsqualitätandenStationenundHaltestellenmussdeutlichverbessertwerden:Saubere
Bahnhöfe,attraktiveWartehallenundmehrMittelfürPflegeundWartungderEinrichtungensindvor-
zusehen. Dazu gehören funktionierende Rolltreppen und Aufzüge an den U- und S-Bahnstationen.
TechnischeStörungensindunverzüglichzubeheben.

■ VonhoherBedeutungistaußerdemdieschnelleSchaffungeinesRingsvonPark-and-Ride-Plätzenrund
um Frankfurt, an der Stadtgrenze, aber auch wohnortnah in der Region. Dabei gilt es, Park-and-Ride-
Plätze,aberauchandereSchnittpunktemitgroßemAufkommenvonReisenden,etwaS-Bahnstationen,
zu komfortablen und angenehmen Mobilitätsstationen zu entwickeln, mit Fahrradabstellanlagen, 
Reparaturmöglichkeiten,Ladesäulen,Bike-undCarsharing,EinkaufsmöglichkeitenundSchließfächern.
BeispielsweisesolltedieU-Bahn-LinieU7biszumAutobahn-RastplatzTaunusblickverlängertunddort
ein Pendlerparkplatz angelegt werden. 
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■ DieAbschaffungderMitarbeiterschwellebeim Jobticket istwichtig, um für alleUnternehmeneinen
einfachen Zugang zu ermöglichen.

■ DiegroßeMaßnahme„FernbahntunnelFrankfurt“fürdenFernverkehrsollvorangetriebenwerden.Die
VerlegungnachuntenindiezweiteEbenegibtKapazitätenfürdenRegionalverkehrfrei.DieErschlie-
ßungdesFrankfurterStadionsdurchdenÖffentlichenNahverkehristzuverbessern.Insbesonderehier
bietet sich die Prüfung eines Seilbahnprojektes an.Wir setzen uns für die zeitnaheBeseitigung des
BahnübergangsmitdemletztenFrankfurterSchrankenwärterinFrankfurt-Niedein.

Dafür stehen wir und das sind unsere Ziele –
Räume für Wirtschaftsverkehre bewusst schaffen

■ BeiderPlanungdesVerkehrssystems fürFrankfurt sowiebeiderUmsetzungvonkurzfristigenMaß-
nahmenimStadtgebietmüssennebendenMobilitätsbedürfnissenvonAuto-,Rad-,Schienenverkehr,
BussenundFußgängerinnenundFußgängernauchderWirtschafts-undLieferverkehrbedachtwerden.
Zu dem fordern wir eine enge Abstimmung mit allen relevanten Beteiligten (Verbände, Kammern,
relevanteVereine)vorderEinführungvonerheblichenÄnderungenimVerkehrssystem.

■ Wir wollen Räume für Wirtschaftsverkehre bewusst schaffen: Die hohe Wirtschaftskraft und die
Leistungsfähigkeit des Handels und der Dienstleistungen in der Stadt müssen erhalten und aktiv
ge fördert werden. Das schließt die notwendigen Verkehrsbeziehungen mit ein. Die Erreichbarkeit der 
Parkhäuser fürden Individualverkehr istsicherzustellen,umdenstationärenEinzelhandelzufördern
und zu stärken. Lösungen für denWirtschaftsverkehr, Lieferkonzepte, City-Logistik, Anbindung der
„letzten Meile“, eine bessere Nutzung und Auslastung des knappen Parkraumes und konkrete
Andienungs-undLieferzonenkonzepte–geradeauch fürdie InnenstadtundEinkaufsstraßen inden
Stadtteilen (beispielsweise Leipziger Straße und Berger Straße) – sind gemeinsammit demHandel,
dem Gewerbe und der Industrie zu entwickeln und umzusetzen. 

■ KonkreteMöglichkeitensindeinstadtnahesGüterverteilzentrum,derAusbauvonMikrodepots(Aus-
bauderModellprojektezueinergesamtstädtischenStrategie),derEinsatzvonLastenfahrrädernsowie
die Entwicklung eines tageszeitbezogenen oder dauerhaften Lieferzonenkonzepts. Auch Alternativen 
wiedieEinführungeinerLogistik-Straßenbahnsindzuprüfen.SokönnenunnötigerMehrverkehr,Park-
platzsuche, Konflikte und hohe Zeit- und Kostenaufwendungen vermieden werden. 

■  Gewerbetreibenden, Dienstleistern und Handwerksbetrieben muss ermöglicht werden, ihre Kunden 
nicht nur anzufahren, sondern auch ihr Fahrzeug zu parken, um die Arbeitsleistung erbringen zu 
können. Ein unbürokratischer, praktikabler Zugang zuHandwerkerparkausweisen ist sicherzustellen.
Dabei gilt es, den Handwerkerparkausweis auch anderen Gruppen in vergleichbarer Situation zu eröff-
nen, etwa Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Außendienst oder gewerblichen Anliegern. 

■ Wir setzen uns dafür ein, einen repräsentativen Ort in Frankfurt nach Helmut Kohl zu benennen.
HelmutKohlwar16 Jahre langdeutscherBundeskanzler. IndieserZeitgelanges ihm,dieDeutsche
Einheit inFriedenundFreiheit zuvollenden.Der „KanzlerderEinheit“wardarüberhinauseinüber-
zeugter Europäer, der sich dem europäischen Gedanken stets verpflichtet sah. Ohne sein Engagement 
wäre die EZB nie nach Frankfurt gekommen. Aufgrund seiner vielfältigen Verdienste ist eine ent-
sprechendeWürdigungmehralsangemessen.DaderFrankfurterFlughafen, imGegensatz zuvielen
anderen Drehkreuzen dieser Welt, keinen Namen trägt, wäre dies die Möglichkeit, den größten
deutschenFlughafensowieeinesderwichtigstenVerkehrsdrehkreuzeEuropasnachdemüberzeugten
Europäer und Kanzler der Einheit zu benennen.
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3. Wirtschaft und Finanzen

FüreinestarkeFrankfurterWirtschaft:FrankfurtunddieRegionRhein-MainsindalsVerkehrsdrehkreuz
Deutschlands, als FinanzzentrumKontinentaleuropas und als – nachBIP – drittgrößter Ballungsraum

Deutschlands einer der wichtigsten Wirtschaftsmotoren unseres Landes. Frankfurt ist die Stadt mit dem 
siebthöchsten Lebensstandard weltweit. Diesen Lebensstandard bekommen wir nicht geschenkt. Vielmehr 
müssenwir,Arbeitgeber/innenwieArbeitnehmer/innen,diesentagtäglicherarbeiten.AufgabederPolitikist
es,dieGrundlagen,diefürdieSchaffungdiesesLebensstandardsnotwendigsind,bereitzustellen,demfreien
UnternehmertumRaumzurEntfaltungzugebenundsichselbstaufdasNotwendigstezubeschränken.

Geradejetzt,woesdieFolgenderCorona-Krisezuüberwindengilt,brauchenwirdieUnternehmensowie
ihre Kreativität und Schaffenskraft. Diese wollen wir nach Kräften unterstützen – denn sozial ist, was
Arbeitschafft.MitdemMasterplanIndustrierücktdiewirtschaftlicheBedeutungderIndustriezuRecht
indasBewusstseinvonPolitikundÖffentlichkeit.ErsteProjektedesMasterplans,diedasProfildesIndus-
triestandorts Frankfurt verbessern und den Standort an sich verbessern sollen, sind bereits in der Umset-
zung.UmdenMasterplanerfolgreichfortzuführen,wollenwirdenAustauschzwischenallenInteressen-
gruppen am Standort Frankfurt – zwischen Politik, Unternehmensvertreter/innen, Wirtschaftsförderung, 
Kammern und Verbänden – institutionalisieren und vertiefen.

FrankfurtistseitJahrhundertennichtnurHandelsplatzundIndustriestandort,sondernvorallemBanken-
stadt und Finanzmetropole. Diese Rolle zeichnet unsere Heimatstadt vor anderen Standorten in Deutsch-
landausundgibtihrzudemeineuropäischesProfil,dassichmitderAnsiedlungderEZBauchimSelbst-
verständnis der Stadt niederschlägt. Finanzplatz und Kapitalmarkt gehören zu Frankfurt wie Main und 
Römer.DerFinanzsektorleistetdirektundindirekteinenenormenBeitragzumwirtschaftlichenundfiska-
lischen Erfolg unserer Heimatstadt. Wir wollen Frankfurt zur Finanzhauptstadt Europas ausbauen! 

JedesechsteFrankfurterFamilielebtvomFinanzplatz,jedervierteEurodesFrankfurterSteueraufkommens
stammtausdemFinanzsektor(2018).AufkeinenFallwollenwirdieseBranchevernachlässigen,dennwir
brauchensie,umSchulen,Infrastruktur,Daseinsvorsorge,KulturundSozialesfinanzierenzukönnen.Das
globaleFinanzmarktgeschehenspieltsichzwischenNewYork,LondonunddenasiatischenFinanzplätzen
ab,undLondonwarbislangdaswichtigsteFinanzzentruminderEU.MitdemBrexitändertsichderKapi-
talmarkt in Europa allerdings fundamental: Die Arbeitsplätze, die Wertschöpfung und die Steuern des EU-
Kapitalmarkts gehören in die Europäische Union, und wir wollen sie zu einem möglichst großen Teil nach 
Frankfurt holen! Die CDU Frankfurt verfolgt das ehrgeizige Ziel, dass die Geschäfte zunehmend nach
Frankfurt kommen und dass Frankfurt sich mit seiner guten wissenschaftlichen und digitalen Infrastruktur 
alsinnovativerFinanzstandortprofiliert.DieFinanzweltbefindetsichjedochineinerPhasedesdisruptiven
Umbruchs:NeueAnbieterdrängenerfolgreichindenMarktundwachsenmassiv(zumBeispielzahlreiche
FinTechs, aber auch bereits etablierte ausländische Finanzdienstleister, die den deutschen und europäi-
schenMarkterobern).TraditionelledeutscheBankensindallerdingsstarkunterDruckgeratenundhaben
bereits damit begonnen, zahlreiche Arbeitsplätze abzubauen, auch am Finanzstandort Frankfurt. 

Wir wollen einerseits, dass die deutschen Finanzinstitute wieder gestärkt aus diesem Strukturwandel her-
vorgehen, und andererseits, dass die neuen Akteure und innovativen Finanzdienstleister aus Frankfurt 
kommen. Doch im europäischen Ranking der FinTech-Standorte liegt Frankfurt derzeit nur an 12. Stelle 
(hinterVilnius!),inDeutschlandhinterBerlinanzweiterStelle.MitdieserSituationwollenwirunsnicht
zufriedengeben. Eswird zu den Zukunftsaufgaben unserer Stadt gehören, Frankfurt für junge FinTech-
Unternehmen, die den Finanzplatz der Zukunft bauen, attraktiv zu machen. Die Frankfurter Wertpapier-
börse und die Deutsche Börse AG sind wesentliche Infrastruktureinrichtungen unseres Finanzplatzes.
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AuchinZukunfthaltenwiresbeiKooperationenoderFusionenfürerforderlich,dassdieBörsenaufsicht
darauf besteht, dass Sitz und Geschäftsleitung dauerhaft am Finanzplatz verbleiben und die Fortentwick-
lung künftiger Börsenaktivitäten vollumfänglich am Finanzplatz Frankfurt sichergestellt wird. Denn:
Frankfurterinnen und Frankfurter sind in hohem Maße von der Frage betroffen, wie der Finanzplatz in 
Zukunft aussehen wird und welchen aktiven Anteil Frankfurt an seiner Entwicklung nimmt. Diese Zukunft 
wollen wir auf städtischer Ebene mitgestalten. 

Ein weiterer entscheidender Faktor ist der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU – neben etli-
chenpotenziellnegativenFolgenbirgtderBrexitgeradefürdenFinanzplatzFrankfurtamMainenorme
Chancen, die es zu nutzen gilt. Frankfurt amMain ist als Standort der Europäischen Zentralbank der
bedeutendste Finanzplatz in der Europäischen Union. Es gilt nun, diesen Vorsprung weiter auszubauen 
und nicht, ein Zurückfallen hinter andere kontinentaleuropäische Standorte zu riskieren. Eine weitere
Stärkung des Finanzplatzes Frankfurt kommt aufgrund der enormen wirtschaftlichen Bedeutung der
Finanzindustrie und der Ausstrahlungswirkung auf viele weitere Wirtschaftssektoren und Lebensbereiche 
allenBürgerinnenundBürgernzuguteundsollteimInteressevonunsallensein.

DasHandwerk,diedualeBerufsausbildungsowieHandwerksbetriebemitStandortinFrankfurtstehenin
einembesonderen Fokus.Handwerksdienstleistungen sindunabdingbar für die Instandhaltungunddie
Modernisierung einer internationalen Großstadt. Das regionale Handwerk und der kommunale Wirt-
schaftsstandortsinddurchdiekonsequenteNutzungvonvergaberechtlichenSpielräumenzufördern.Die
Möglichkeit der beschränkten Ausschreibung soll zur Stärkung von regionalen Wertschöpfungsketten und 
Handwerksbetrieben genutzt werden. 

FrankfurtsAnziehungskraftalsTourismusstandorthatindenletztenJahrenstarkzugenommen.Diesspie-
gelte sich bis zur Corona-Krise in den jährlichwachsendenBesucher- undÜbernachtungszahlenwider.
Dies istgut fürdieStadt, ihreBevölkerungunddieUnternehmen,dennvieleBranchenprofitierenvom
Tourismus.UmaufdasNiveau vorderCorona-Krise zurückzukehrenundFrankfurt imWettbewerbmit
anderenStandortenzustärken,brauchtdieTourismuswirtschaftunsereUnterstützung.DerEinzelhandel
in der Frankfurter Innenstadt und in den Einkaufsstraßen der Stadtteile steht zunehmend unter Druck, die 
Standorte drohen zu veröden. Um im zunehmenden Wettbewerb zu bestehen, Einzelhandelsstandorte zu 
erhalten und das Image Frankfurts nachhaltig weiter verbessern zu können, bedarf es größerer Anstren-
gungen als bisher. Zur Stärkung des Einzelhandels und lokaler Akteure ist ein besonderer Fokus auf die 
Einkaufsstraßen der Stadtteile zu legen. Eine solide und nachhaltige Finanzpolitik ist die zentrale Voraus-
setzung für die Leistungsfähigkeit unserer Stadt. Der virusbedingte Konjunktureinbruch stellt eine
schwereHerausforderungfürdenstädtischenHaushaltdar.UmHandlungsfähigkeitzugarantierenund
der Verantwortung gegenüber nachfolgenden Generationen gerecht zu werden, sind sämtliche neuen
Maßnahmen unter einen Finanzierungsvorbehalt zu stellen. Auch in der zu Ende gehenden Legislaturperi-
ode kann die Stadt Frankfurt trotz hoher und ständig steigender Steuererträge ihre Ausgaben kaum 
decken.SorechnetedieStadtindenJahren2020und2021beiderGewerbesteuermitSpitzeneinnahmen
von2,15bzw.2,2Mrd.Euro.DieseSchätzungensindinzwischenaufgrundderCorona-KriseMakulatur.Ein
Defizitvon600bis800Millionenscheintrealistisch.SchonohnedenCorona-Effektsolltensichdiestädti-
schenSchuldenaufgeplante2,93Mrd.Euromassiverhöhen.Bis2023rechnetedieStadtsogarmiteinem
Schuldenstand von 3,53Mrd. Euro. Die für 2020 und 2021 erwarteten Defizite in Höhe von 131 bzw.
192Mio.EuroentsprechennichtmehrdenaktuellenPrognosenimLichtederCorona-Krise.

Diese Entwicklungen zeigen, dass die Stadt selbst außerhalb von Krisenzeiten kein Einnahmenproblem, 
sonderneinAusgabenproblemhat. Ein ausgeglichenerHaushalt –ohneDefiziteund zusätzlicheSchul-
den–wäredaherdringendgeboten,istjedochdurchdieCorona-KriseinweiteFernegerückt.DerGewer-
besteuerhebesatzinFrankfurtistmit460ProzentzwarnichtmehrabsoluteSpitzeinDeutschland,aber
nach wie vor relativ hoch. Er bewirkt, dass bei Kapitalgesellschaften die Gewerbesteuerbelastung höher 
ist als die Körperschaftsteuerbelastung und bei Personenunternehmen die Gewerbesteuer nicht in voller 
Höhe mit der Einkommensteuer verrechnet werden kann. 
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Dafür stehen wir und das sind unsere Ziele

■ WirwollendieSchaffungeiner„StabsstelleGründerförderung“.DortisteinStart-up-Beauftragterder
StadtFrankfurtamMainzuetablieren,deralszentralerKoordinatorfürdiespezifischenBedürfnisse
vonStart-ups, insbesondere inderFinanzbranche,undalsderenInteressenvertreterauchgegenüber
übrigenInstitutionenauftritt.

■ Die Attraktivität von Frankfurt für die Ansiedlung von ausländischen Banken muss erhöht werden;
nebenderFörderungderAnsiedlungvonFinTechsmussauchderBankenstandortFrankfurtgestärkt
bzw. weiter ausgebaut werden, damit Frankfurt nicht im Verhältnis zu anderen europäischen und 
globalenFinanzplätzenanBodenverliert.

■ Mehr Chancen, die sich durch den Brexit ergeben, für den Banken- und Finanzstandort Frankfurt
nutzen:HierfüristeinengerKontaktzwischenderKommunal-,Landes-undBundespolitiksowieden
Finanzdienstleistern vor Ort erforderlich. 

■ WirwollendieBundespolitikdrängen, ihrerVerantwortung fürdenFinanzplatzFrankfurtgerechtzu
werden, indemsie ausländischeFinanzdienstleister, diewegendesBrexit einenneueneuropäischen
SitzbenötigenundsichnochnichtfürFrankfurtentschiedenhaben,direktansprichtundsichfüreine
Ansiedlung in Frankfurt starkmacht. 

■ WirwollengemeinsammiteinemneuzuschaffendenFinanzplatz-BeirateinenMasterplanFinanzplatz
2030formulieren,derunsfürdiekommenden10JahreeinenWegweist.WirwollendemFinanzplatz
Frankfurt einen institutionellen Rahmen geben, in dem alte und neue Finanzinstitute, Landesregierung 
unddieStadtgemeinsamdieInteressendesFinanzplatzesformulierenundverfolgen.DerBeiratwird
unterstützt undbegleitet durch eineneu einzurichtende Stabsstelle „Finanzplatz“ beimWirtschafts-
dezernenten. 

■  Erste Aufgabe dieses Gremiums wäre es, einen Masterplan Finanzplatz Frankfurt zu formulieren. Mit 
einem solchen Masterplan, der Ziele und konkrete Maßnahmen in allen betroffenen Bereichen
benennt,wollenwirdafürsorgen,dassFrankfurtsichmittelfristigzumerstenFinanzplatzinKontinen-
taleuropaentwickeltundLösungenfürzukünftigeHerausforderung,wiebeispielsweisedieFinanzie-
rungklimaneutraler/-schonenderTechnologien(SustainableFinance),beiträgt.Darinsollauchdeutlich
werden, dass der Erfolg des Finanzplatzes wesentlich von der positiven Entwicklung von Dienstleistun-
genwieRechtsberatung,UnternehmensberatungundWirtschaftsprüfungabhängt.ZumBeispielkann
ein erfolgreicher Finanzplatz nicht ohne eine hervorragende rechtliche Infrastruktur funktionieren und 
daher sollte die Förderung des Justizstandorts (im weit verstandenen Sinne) Teil eines derartigen
 Konzepts sein. 

■ WirwollenzumführendenPlatzinderEUfürdieEntwicklungneuerGeschäftsmodelle,neuerTechno-
logien und neuer Unternehmen im Finanzsektor werden.

■ WirsindfürdieSchaffungeinergemeinsamenAnlaufstellefürFinTech-Gründer,welchedieInformatio-
nenundGesprächspartnerbeiBaFin,BundesbankundFinanzministeriumkoordiniertundalsInteres-
senvertreterinauchgegenüberanderen Institutionenauftritt: a)eineUnterstützungvongemeinsam
finanzierten Open-Source-Lösungen, beispielsweise in den Bereichen der Identifizierungsverfahren,
des Datenschutzes, des Bankgeheimnisses, der Steuerrechtskonformität oder der Verhinderung von
Geldwäsche, um die Eintrittsbarrieren zu senken, die durch die hohe Regulierungsdichte im Finanz-
sektorentstehen;b)beiVerhandlungenmitEZBundBundesbank,damitdatenschutzkonformanony-
misierteDatenzurVerfügunggestelltwerden,andenenFinTechsihrekünstlicheIntelligenzkalibrieren
können (wie es die Bank of England bereits tut); c) bei Verhandlungen mit der KfW sowie der
Wirtschafts-und InfrastrukturbankHessenmitdemZiel,Gründer-undWachstumsförderungstärker
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fürFinTechsundStart-upszuöffnen,zumBeispieldurchErsatzdesHausbankprinzipsoderEinführung
einerGründer-Teilhaftung.

■  Grundsätzlich wollen wir die Innovationskraft der Finanzmärkte nutzen, um kommunale Prozesse und 
Herausforderungenbesserzumeistern,zumBeispielbeidergefördertenBildungvonWohneigentum
fürdieMittelschicht.

■ Wir wollen einen Start-up-Förderpreis für neu gegründete Unternehmen aus dem Stadtgebiet
 Frankfurt am Main durch die Stadt Frankfurt schaffen.

■ DieInfrastrukturfürdieFinanzierungvonStart-upssollverbessertwerden–insbesonderebeidiesem
Punkt liegt Frankfurt weit abgeschlagen hinter Berlin und München. Die Politik kann hierbei zum
BeispielbeiderSchaffungeinesFrankfurterGründerfondsunterstützen,sichumdieverstärkteAnsied-
lungvonRisikokapitalgebernbemühenundinsgesamtdiebestehendenInitiativenbesserunterstützen
und bei der Koordinierung behilflich sein. 

■  Das Potenzial des Internetknotenpunktes muss stärker genutzt werden. Hochleistungsdatenleitungen 
alsGrundlage jeglichenwettbewerbsfähigenWirtschaftens der Zukunftmüssen im gesamten Stadt-
gebiet eine Selbstverständlichkeit sein. 

■ WirbefürworteneineFörderungbestehenderunddenAusbauneuerAusbildungsgängeanFrankfurter
(Fach-)Hochschulen, um a) eine enge Verzahnung zwischen Wissenschaft und Finanzwirtschaft zu
ermöglichen,b)universitäreAusgründungenzuermöglichenundc)sowohldieZahlderAbsolventen
und Absolventinnen als auch der Nachwuchsforscherinnen und -forscher im IT-Bereich, speziell
 FinTech, zu erhöhen. 

■ Büroräumemit geringerMiete sollen durch die Stadt Frankfurt für Start-ups zurVerfügung gestellt
werdenunddiebestehendenMöglichkeiten(zumBeispieldasTech-Quartier)ergänzen.

■ Wir wollen eine Imagekampagne für den Masterplan Industrie ins Leben rufen und Vorschläge für
weitereMaßnahmenerarbeiten,zumBeispielGründungeinerEntwicklungsgesellschaftfürGewerbe-
flächen,Azubiwohnheime,Handwerkerhöfe.DiebereitspriorisiertenProjekte,wiezumBeispieleine
Kommunikationsplattform als Dach aller industrieplatzbezogenen Maßnahmen, die Entwicklung ziel-
gruppenspezifischer Kommunikationsmaßnahmen sowie die Fortsetzung von Frankfurt Forward, sollen 
umgesetzt werden.

■ Auchwollenwirunsdafüreinsetzen,dassdasGewerbeamtsichals„Gewerbeagentur“verstehtundals
Dienstleister präsentiert.

■ DasregionaleHandwerkundderkommunaleWirtschaftsstandortsinddurchdiekonsequenteNutzung
von vergaberechtlichen Spielräumen zu fördern. Die Möglichkeit der beschränkten Ausschreibung soll 
zurStärkungvonregionalenWertschöpfungskettenundHandwerksbetriebengenutztwerden.Darüber
hinaus fordern wir eine möglichst großzügige und praxisgerechte Auslegung des Spielraums des
Straßenverkehrsamtes bei der Erteilung von Ausnahmegenehmigungen (Handwerkerparkausweisen)
zum Parken der Fahrzeuge von Handwerkerinnen und Handwerkern. Zudem soll die Ausnahmegeneh-
migung so erweitert werden, dass sie auch die Parkzone, in der sich der Handwerksbetrieb befindet, 
einschließt.

■  Wir fordern den Aufbau stiftungsgesteuerter Azubiwohnheime in Frankfurt nach dem Vorbild des 
HamburgerAzubiwerks.Auszubildenden in Frankfurt istwährend ihrerAusbildunggünstigerWohn-
raumzurVerfügungzustellen,umsomiteineAusbildunginFrankfurtattraktiverzugestalten.
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■ Das Kongressgeschäft ist durch intensive Akquiseweiter auszubauen und der Einkaufs- und Kultur-
tourismusweiter zu stärken.Grundsätzlichwollenwirdie SchlüsselprojektedesMasterplansTouris-
mus 2030 umsetzen. Stadt und Gewerbe sind auch hier zu verzahnen, um die Weiterentwicklung der 
Innenstadt und der Stadtteile schnell und wirkungsvoll voranzutreiben. 

■  Wir wollen den Gewerbesteuerhebesatz so senken, dass die Gewerbesteuer nicht mehr die Körper-
schaftsteuerübertrifft.UnserempfohlenerWertsind430Basispunkte.EinesolcheSenkungwürdeein
positives Signal an investitionswillige Unternehmen senden, in Frankfurt zu investieren. Auf mittlere 
Sicht würden Neuansiedlungen und das Wachstum bestehender Unternehmen die kurzzeitigen
MindereinnahmenüberkompensierenundzusätzlicheArbeitsplätzeindieStadtbringen.Gleichzeitig
muss durch eine besonders nachhaltige Ausgaben- und Aufgabenkritik fiskalischer Spielraum geschaf-
fen werden. 

■ Es soll geprüft werden, ob Start-ups die Gewerbesteuer zeitlich befristet deutlich reduziert bzw.
 erlassen werden kann, um die schwierige Aufbauphase nicht zusätzlich finanziell zu belasten. 

■  Der Haushalt in der Rezession muss durch mutige und kluge Fokussierung der Ausgabenseite auf 
 Kernaufgaben und Mehrwertversprechendes im Lot gehalten werden.

■ Im kommenden Aufschwung sind zusätzliche Einnahmen zu nutzen, um Rücklagen und fiskalischen
SpielraumfürerneuteKrisenundZeitensteigenderZinsenzuschaffen.

■ WirstehenzumFlughafenFrankfurtalsWirtschaftsfaktor,internationalesDrehkreuzundJobmotorder
Region. Die internationale Wettbewerbsfähigkeit Hessens und nicht zuletzt das wirtschaftliche Wohl 
unserer Stadt hängen zu einem großen Teil vom Flughafen ab.Neben den direkt durch die Luftver-
kehrs- und Logistikbranche geschaffenen Arbeitsplätzen und Gewerbesteuereinnahmen ist der Flug-
hafenauchfüralleweiterenFrankfurterSchlüsselindustrienexistenziell.DieStadtFrankfurtmusssich
klar zum Flughafen bekennen und federführend an dessen Weiterentwicklung mitwirken, um den
Wohlstand in Frankfurt und der Region zu sichern. Trotz der Bedeutung des Flughafens sind
BeeinträchtigungenderAnwohnerinnenundAnwohnersowieSchädigungenderUmweltdurchLärm
und Emissionen auf ein unvermeidliches Minimum zu beschränken. 

■ FrankfurtisteintraditionellerIndustriestandort.WirmöchtendieRahmenbedingungenfürIndustrie-
unternehmendeutlichverbessern.Dazuwirdesauchnotwendigsein,dasöffentlicheBewusstseinfür
die Bedeutung der Industrie zu stärken und für Verständnis für Industriestandorte in der Nach-
barschaft zu werben. Zukunftsprojekte der Stadtentwicklung, wie zum Beispiel das „Nachhaltige
Gewerbegebiet“inFechenheim-Nord/Seckbach,giltes,zuverlängern,umdienachhaltigenStrukturen
undProzessediesesIndustrie-undGewerbegebietszufördernundaufganzFrankfurtübertragenzu
können. Daneben soll Frankfurt verstärkt mit Nachbarkommunen kooperieren, damit zusätzliche
 Flächen als Industriestandorte ausgewiesen werden können. Ebenso sind Energiepreise ein wichtiges 
Thema.Hier soll die KommuneUnternehmen bezüglich alternativer Versorgungswege unterstützen.
Die Stärkung des Wirtschaftsstandorts darf nicht an infrastrukturellen Gegebenheiten scheitern. Die 
InfrastrukturmussdaherandieBedürfnissederFrankfurterWirtschaftangepasstwerden.

■ DerOsthafenistseitüber100JahreneineQuelledesWohlstandesunsererStadt.Erleistetmitseinem
ContainerterminalunddenzahlreichenUmschlagsunternehmenundHandelsbetriebeneinenbedeu-
tenden Beitrag zu ihrem wirtschaftlichen Erfolg. Die CDU hat deshalb den Grundsatzbeschluss
„SicherungdesOsthafens2050+“vorangetrieben,derdenUnternehmenPlanungssicherheitgibt.Die
CDUstehtauchindenkommendenJahrenfestzudiesemBeschluss,derwichtigeArbeitsplätzesichert.
Denn ohne den Hafen geht es in Frankfurt nicht.
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4. Digitalisierung

FrankfurtistheuteschonStandortdesgrößtenInternetknotensderWelt,istinternationalführendbei
der Ansiedlung von großen Rechenzentren, gehört zu den wichtigsten Messe-, Werbe-, Logistik- sowie 

FinanzstandorteninEuropaundverfügtalsinternationaleGroßstadtübereinehervorragendausgebildete
Bevölkerung.DamithatFrankfurtexzellenteVoraussetzungen,umdeneingeschlagenenWegdesStruktur-
wandelsinRichtungeinerdigitalenGesellschaftkonsequentweiterzugehen–eineAufgabe,dersichdie
CDUFrankfurtindernächstenLegislaturperiodemithoherPrioritätweiterwidmenwird.DieCDUDeutsch-
landshataufihrem32.ParteitaginLeipzigam23.November2019mitdemBeschlusszur„Digitalcharta–
Innovationsplattform: D“ als erste Partei in Deutschland einen umfassenden politischen Entwurf aus recht-
lichen, organisatorischen und technischen Anforderungen für den digitalen Wandel in Deutschland
vorgelegt undmit der „Innovationsplattform:D“ ein abgestimmtes Konzept für derenUmsetzung ent-
wickelt.DieCDUFrankfurtgreiftdieseninnovativenAnsatzzumdigitalenWandelauf.Dabeikonkretisiert
siedieAnsätzefürFrankfurtundentwickeltdasKonzeptentsprechenddenFrankfurterAnforderungenals
„Innovationsplattform:FFM“fürdiekommunaleEbeneweiter.

WirwollendendigitalenWandelinFrankfurtinallenBereichenweitergestaltenunddieStadtdadurchzu
einer führenden Stadt in Sachen Digitalisierung in Deutschland und Europa ausbauen. Es geht um
konkrete Maßnahmen: durch digitale Anwendungen und Prozesse die Lebensqualität der Frankfurter-
innen und Frankfurter zu verbessern, den Wirtschaftsstandort Frankfurt bei der digitalen Transformation 
vonIndustrie,Handwerk,HandelundDienstleistungenzubegleiten,dieChancengleichheitinderGesell-
schaftdurchInformationstechnikzuunterstützen,dendemografischenHerausforderungenmitdigitalen
Lösungenzubegegnen,diePotenzialederInformationstechnikfürdieBildungzunutzensowiedieAttrak-
tivität der Stadt durch die neuen digitalen Möglichkeiten in ihrer kulturellen und sportlichen Vielfalt 
weiterzuentwickeln.LebensqualitätentstehtdurchoptimaleVerzahnungvondigitalerundanalogerWelt.
Unsere Maxime ist, den digitalen Wandel zur Stärkung unserer demokratischen Strukturen und Prozesse 
im Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern zu nutzen, um die Innovationsfähigkeit Frankfurts noch
weiterzustärken.DieCDUFrankfurtwirdihreAnstrengungenindiesemBereichnochweiterintensivie-
ren und diese mit einer ergebnisorientierten und agilen Politik umsetzen. 

Die Digitalisierungspolitik der CDU Frankfurt ist dabei durch drei Ansätze gekennzeichnet: a) Unsere
 Politik richtet die Potenziale der Informationstechnik an strategischen Schwerpunktthemen aus und 
erschließtmitReferenzkonzeptendieseTechnologienfürdiegesamteEntwicklungFrankfurts.b)Fürdie
wichtigenpolitischenThemenfelderderStadtwerdenwirdieNutzungsmöglichkeitenderDigitalisierung
regelmäßigauf ihreVerwendungsmöglichkeitenhinanalysierenunddieerkanntenGestaltungsmöglich-
keitendurch eine für dieBürgerinnenundBürger transparente undnachvollziehbarePolitik umsetzen.
c)DemParadigmaderflachenHierarchieninderInformationsgesellschaftfolgendwirddieCDUFrankfurt
durch entsprechende Diskussionsangebote die Vorschläge der Stadtgesellschaft zum digitalen Wandel in 
FrankfurtkontinuierlichaufgreifenunddiesichergebendenAufgabenstellungendurcheinefürdieBürge-
rinnenundBürgererkennbarePolitikgestalten.Wirwollen,dassdigitalerFortschrittundInnovationim
Dienst der Menschen stehen; dass sie eine Arbeitswelt schaffen, die sich noch besser an den Lebensbe-
dürfnissenderMenschenorientiert,dieUmweltschützen,dieGesundheitsversorgungverbessernunddie
Lebensqualitäterhöhen.Wirsindüberzeugt,dassmitderDigitalisierungimmenseChancenfürFrankfurt,
seineWirtschaftundseineBürger/innenverbundensind.DieBreitbandversorgungderStadtmussdaher
gewährleistet werden. 
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Dafür stehen wir und das sind unsere Ziele 

■ WirwerdenpolitischeImpulsefürdieEntwicklungwirtschaftlicherundgesellschaftlicherInnovationen
setzten: dieWeiterentwicklung von Konzepten zum Ausbau von Smart-City, digitalerMobilität und
City-Logistik.

■  Wir werden die digitalen Zukunftsbranchen mit individuellen Maßnahmen fördern: Die Weiterentwick-
lung der Start-up-Kultur mit Konzepten zur Stärkung der Kooperation zwischen bereits erfolgreichen 
UnternehmenundStart-ups–wieamBeispielvonFinTechs–istunswichtig.Außerdemwollenwirden
digitalenWissenstransfers zwischenHochschulen,GesellschaftundUnternehmen–wie amBeispiel
desZukunftsthemasBiotech–ausweiten.

■ DieStadtFrankfurtsollzeitnahflächendeckendmit5G-Mobilfunkversorgtwerden.Nurunterdiesen
Voraussetzungen ist eine nachhaltige Vernetzung unterschiedlichster Lebensbereiche von Mobilität 
überdieWirtschaftbishinzumeinzelnenHaushaltmöglich.

■ WirstrebeneinewettbewerbsfähigePositionFrankfurtsbeiderNutzungderMöglichkeitenvonoffe-
nen Daten in Gesellschaft und Wirtschaft an: Den Ausbau des bestehenden Portals „Offene Daten 
Frankfurt“aufBasisvonSmartCityundoffenenDatensowieeinergeoreferenziertenDarstellungder
DatensätzeamBeispielvonVerkehrs-,Umwelt-,undBildungsdatenhaltenwirfüressenziell.

■ Wir wollen durch den Ausbau der digitalen Bürgerbeteiligung die Einbindung der Bürgerinnen und
BürgerindiepolitischenEntscheidungsfindungenstärken:Wirunterstützeneinengleichberechtigten
Informationszugang aller Beteiligten im Partizipationsprozess durch die Verbindung von offenen
Daten,Geo-DatenundBeteiligungslösungenaufBasisdesBürgerbeteiligungsportals„Frankfurtfragt
mich“(ffm.de).

■ Wir führen ein Dezernat Digitale Strategien mit einer/einem Chief Digital Officer (CDO) ein: Die
DigitalisierungisteineressortübergreifendeAufgabenstellung,fürderenumfangreicheThemenfelder
es eines abgestimmten Konzeptes unter Berücksichtigung aller rechtlichen, organisatorischen und
technischen Anforderungen bedarf. Wir schlagen deshalb vor, ein Dezernat Digitale Strategien in der 
StadtregierungzuschaffenunddiePositioneiner/einesChiefDigitalOfficer(CDO)indiesemDezernat
für die Stadt Frankfurt einzuführen. Die oder der CDO identifiziert und konkretisiertMaßnahmen-
potenziale, organisiert notwendige Schritte in der Verwaltung, wählt Talente aus, die die Arbeit voran-
treiben, und koordiniert die Vorbereitung und Umsetzung von Maßnahmen mit Schnittstellenpartnern. 

■ DieNotwendigkeitfüreinederartigePositionbegründetsichindenumfangreichenAufgabenstellun-
gen zur Koordinierung der Frankfurter Digitalisierungsstrategie mit den entsprechenden Maßnahmen 
undFörderprogrammenaufBundes-undLandesebene.AuchdieKommunikationmitderBevölkerung
wirdeinewichtigeAufgabeder/desCDOsowieallerpolitischVerantwortlichensein.Esgilt,Menschen
für die Digitalisierung zu begeistern und Kompetenzen hinsichtlich des Datenschutzes ebenso zu
vermitteln,wieBerührungsängstemitneuerTechnologieabzubauen.Hierwerden Informations-und
Bildungsangebote–etwaderVolkshochschulenundBibliotheken–füralleBevölkerungs-undAlters-
gruppen von zentraler Bedeutung sein. Regelmäßige öffentliche Informationsveranstaltungen zum
ThemaDigitalisierungsollendabeihelfen,dieAkzeptanzdigitalerTechnologieninderBevölkerungzu
erhöhen.UnserübergeordnetesZiel ist,dieVernetzungvonBürgerinnenundBürgern,Wissenschaft,
Wirtschaft, Kultur, Sozialem und Politik durch Digitalisierung zu fördern, um durch diese Impulse die 
Attraktivität von Frankfurt weiter zu steigern und die Bedeutung der Kreativität Frankfurts für den
Digitalisierungsstandort zu verdeutlichen.

■ WirfördernDigitalisierungalsFührungsaufgabeinderVerwaltung:Wirsinddavonüberzeugt,dassdie
digitaleTransformationnurgelingenkann,wennFührungskräfteindenDezernatenTreiberundUnter-
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stützerderDigitalisierungsindunddamitdiePolitikdesDezernatsfürDigitaleStrategienundder/des
CDOunterstützen.EsbedarfdaherzusätzlicherKompetenzträgerindeneinzelnenDezernaten,diemit
Weisungsbefugnissen ausgestattet sind. Wir werden daher mit unserer Politik die Digitalisierungs-
kompetenz auf Leitungsebene intensiv fördern.

■ WirrichtendieVerwaltungsstrukturenaufdendigitalenWandelaus:FürdieerfolgreicheUmsetzung
der Digitalisierungsstrategie ist es wichtig, die Erfahrungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Stadt Frankfurt einzubringen und zu nutzen. Unser Ziel ist nicht, durch Digitalisierung Stellen in der 
Verwaltung einzusparen. Wir erkennen vielmehr an, dass die Planung und Implementierung von Digita-
lisierungsmaßnahmen von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ein Höchstmaß an Engagement und 
Arbeitseinsatz verlangt – gerade dort, wo eingespielte Prozesse im Rahmen der Digitalisierung grund-
legendgeändertwerdenmüssen.MittelfristigwollenwirdurchkonsequentdigitalgedachteVerwal-
tungsprozesse die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Routineaufgaben entlasten. Zudem ist klar: 
Am Ende des digitalen Prozesses steht immer die menschliche Arbeit vor Ort. Deshalb ist uns sehr 
wichtig,dassdieMitarbeiterinnenundMitarbeiterderStadtverwaltungdurchdie/denCDOenginalle
Digitalisierungsmaßnahmen eingebunden werden. Es ist uns ein wichtiges Anliegen, die Möglichkeiten 
persönlicher Vorsprache auf den Ämtern beizubehalten.

■ UnserZielistimmer,ProzessefürBürgerinnenundBürgerbzw.fürUnternehmenzubeschleunigen,zu
vereinfachenundtransparenterzumachen:WirwollendieVerwaltungsprozessefürdieBürgerinnen
undBürgersowiedieWirtschaftinnerhalbderGrenzenderstädtischenZuständigkeitenindernächs-
ten Legislaturperiode durchgängig digitalisieren. Die Digitalisierung soll dabei ein Werkzeug zur Ver-
einfachung von Verwaltungsprozessen sein. Verwaltungsprozesse werden in Zusammenarbeit mit den 
BeschäftigtenderStadtverwaltungangepasst.

■  Wir wollen in der nächsten Legislaturperiode die Möglichkeiten von Open-Source-Lösungen weiter 
ausschöpfen, um Stadtplanungs- und Mobilitätskonzepte noch transparenter zu gestalten und die 
Bürgerbeteiligungsprozesse fürdieseEntwicklungweiterzustärken.FürdieWirtschaftergebensich
mitdiesemAnsatzvölligneuePlanungsinstrumentefürihreGewerbe-undMobilitätsplanungen,aber
auch für die Planungen vonWohnraum, FahrwegenundKitas für Firmenmitarbeiter/innen.Dadurch
stärken wir die Attraktivität Frankfurts als Wirtschaftsstandort.

■ Die CDU Frankfurt begrüßt ausdrücklich eine gemeinsame Weiterentwicklung des Master Portals
(https://www.masterportal.org)durchdieMetropolregion.WirwollendieBürgerinnenundBürger,die
Wirtschaft und die Verwaltung einbeziehen und werden in der neuen Legislaturperiode diese Entwick-
lung mit Workshops, Informationsveranstaltungen, „Hackathons“ und einem eigenen Informations-
portal fördern.

■ WirgewährleistenDatenschutzundCybersicherheitbeidenVerwaltungsaufgaben:BeiderSchaffung
von digitalen Verwaltungsprozessen soll dem Thema Cybersicherheit höchste Priorität eingeräumt
werden.WirwollendasgrößtmöglicheMaßanSicherheitfürdieDatenderStadtFrankfurtundihrer
BürgerinnenundBürgergarantieren.ZusätzlichwollenwirmittelständischeUnternehmenundHand-
werksbetriebedabeiunterstützen,KompetenzenimBereichCybersicherheitaufzubauen.

■ DigitaleInfrastrukturen–AusbaudurcheinenzielführendenMixausöffentlichenundprivatenInvesti-
tionen: Die politischen Fragestellungen bei der Entwicklung der Infrastruktur werden wesentlich von 
dem ordnungspolitischen Verständnis bestimmt, welche Aufgabenbereiche der Infrastrukturentwick-
lung die staatliche Daseinsvorsorge betreffen und welche Infrastrukturaufgaben privatwirtschaftlich 
organisiertwerdenkönnen.DieCDUFrankfurtmöchtebeiderDaseinsvorsorgeeinezeitnaheRealisie-
rungder technologischenMöglichkeitensicherstellenund fürdieprivatwirtschaftliche Infrastruktur-
entwicklung die optimalen Rahmenbedingungen schaffen. 
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■ WirbauendieöffentlichenInfrastrukturenweiteraus:a)E-Tickets,dieaufdemSmartphonehinterlegt
werden,kommenbereitserfolgreichimÖPNVzumEinsatz.DieRMV-AppbietetentsprechendeMög-
lichkeiten. Wir fordern, dass die Möglichkeit zum Erwerb von E-Tickets auf alle städtischen Institutio-
nenausgeweitetwird.DazugehörenbeispielsweisestädtischeMuseen,SchauspielundOper.b)Freies
WLAN:UmdieAttraktivität desÖPNVzu erhöhen,wollenwir das bereits in einzelnenöffentlichen
Verkehrsmitteln bestehende Angebot von freiemWLAN weiter ausbauen. Freies WLAN steht auch
bereitsineinigenMuseenzurVerfügung.BeispielesinddasStädelmuseumundderPalmengarten.Die-
sesAngebotwollenwir inallenstädtischenEinrichtungenundantouristischenOrtenzurVerfügung
stellen.DieInformationenüberInstitutionenundOrte,andenenfreies,sicheresWLANohneKommer-
zialisierungszweckzurVerfügungsteht,sollenleichtauffindbaraufderHomepagederStadtFrankfurt
platziert werden. c) Kritische Infrastrukturen:Herstellerübergreifende redundanteNetzwerke sollen
die Abhängigkeit von einzelnen Anbietern verringern. Wir setzen auf den Einsatz möglichst offener 
HardwareundSoftware in städtischen Infrastrukturen.Dabei soll ausschließlichvomBundesamt für
Informationstechnik(BSI)zertifizierteHardwarezumEinsatzkommen.

■ Wir stärken die Rahmenbedingungen für private Infrastrukturanbieter: Eine vorhandene leistungs-
fähige digitale Infrastruktur ist fürUnternehmen einwichtiges Kriterium bei derWahl eines Stand-
ortes.BeiderNeukonzeptionvonGewerbegebietensolldiedigitaleInfrastrukturvonAnfanganindie
Planungeinbezogenwerden.Hierbeigiltes,Synergieeffektezunutzen.SoübernehmenRechenzentren
oftdieErrichtungvonGlasfasernetzenfürdengesamtenGewerbestandort,wovonalleUnternehmen
am Standort profitieren. Es liegt im Interesse aller und nicht nur der Unternehmen, wenn sich die 
 digitalen Leitungskapazitäten insgesamt weiter erhöhen.
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5. Sicherheit

SicherheitisteinMarkenkernderCDUFrankfurt:TatsächlichistFrankfurteinesichereStadtseitdieCDU
indieserStadtregiert.AlleinedieKriminalstatistikvon2019belegt:WirhabenaktuellrückläufigeFall-

zahlen (-2,8Prozent)unddiehöchsteAufklärungsquote (69,2Prozent) seit1971.Dies istAusdruckder
gemeinsamen erfolgreichen Arbeit der Landespolizei und der Stadt Frankfurt. Sicherheit und Ordnung sind 
Grundbedürfnisse allerMenschen in einer internationalen Stadtwie Frankfurt,wo vielfältige Kulturen,
jungeundältereMenschenfriedlichmiteinanderlebenundsichentfaltenwollen.Dabeimüssenwirbeden-
ken,dassFrankfurtwächst:UnlängstüberschrittenwirdieMarkevon750.000Einwohnern.Darausresul-
tiertderAuftrag,dieSicherheitauchweiterhinaufeinemsohohenNiveauzugewährleisten.Wirmüssen
unsereSicherheitspolitikweiterausbauenunddürfenunsnichtaufErreichtemausruhen.Wirfördernund
fordern Respekt, Toleranz und Verständnis sowie einen friedlichen Diskurs in der Sache und stellen uns 
entschiedengegenExtremismusjedwederForm.EsspieltfürunskeineRolle,obderExtremismuslinks,
rechts, religiös, kulturell oder anderweitig motiviert ist. Extremismus und Intoleranz haben in Frankfurt 
keinenPlatz,undwirwerdenallesdafürtun,siemitentschiedenerHärtekonsequentzubekämpfen.

MeinungsfreiheithateinenhohenStellenwertfüruns.SieistnichtzuletztAusdruckunsererFreiheit.Sie
gehört zu unserer Stadt, wie man an unserer Demonstrationskultur sehen kann. Abweichende Meinungen 
respektierenwir,sofernsiefriedlichundunterEinhaltungvonAuflagenkundgetanwerden.Wirmöchten
ferner mit Augenmaß handeln, wenn es um die Möglichkeit der persönlichen Entfaltung geht und diese 
EntfaltungnichtüberGebührrestriktiveinschränken.Sovielwienötig,sowenigwiemöglich.Klaristfür
unsaberauch,dassdiepersönlicheEntfaltungdortaufhört,woeineandereeingeschränktwird.Bei so
vielfältigenNationalitäten und Kulturen, wie sie in unserer Stadt leben und uns bereichern, bleibt ein
Konflikt leider nicht immer aus. Wir stellen uns entschieden gegen antisemitische, rassistische oder
fremdenfeindlicheAnsichtenundDenkweisen.WirstellenkeineNationalitätoderKulturunterGeneral-
verdacht,nochmachenwirsiefürdasHandelnEinzelnerverantwortlich.Gleichwohlfordernwireinent-
schlossenesEintretenfürunsereRechtsordnungundunserefreiheitlichedemokratischeGrundordnung.

Unser Verständnis von Sicherheit beruht nicht nur auf Zahlen und Statistiken. Wir nehmen die Sorgen und 
NöteallerMenscheninFrankfurternstundwollenunsereSicherheitspolitikauchdaranausrichten.Dazu
ist es unabdingbar, fürmehr Präsenz von Sicherheitspersonal auf Frankfurts Straßen zu sorgen, sei es
durch mehr Personal bei der Landespolizei, dem Ordnungsamt oder durch den freiwilligen Polizeidienst. 
DassogenanntesubjektiveSicherheitsgefühldesEinzelnenspielteinegewichtigeRolleunddessensind
wirunsbewusst.Wirwollen,dasssichjederauchpersönlichinFrankfurtsicherfühlenkann.Dasistunser
Anspruch.BesorgniserregendistdieseitJahrensteigendeBereitschaftzumAngriffaufPolizeibeamtinnen
und -beamte, Sicherheitspersonal und Rettungsdienste. Wir verurteilen jegliche Angriffe und Gewalt
gegen sie, denn diese Angriffe stellen auch einen Angriff auf uns alle, unsere offene Gesellschaft und 
unsere Sicherheit dar. Wir stellen uns hinter unsere Polizei, unsere Sicherheitskräfte und unseren 
Rettungsdienst.Wirdanken ihnenfür ihrenunerlässlichenEinsatz fürunsereStadtundwerdenauch in
ZukunftallesMöglicheleisten,damitsieweiterhineinesohervorragendeArbeitfürunsalleundunsere
Stadtmachen können.Nicht unerwähntmuss in diesemZusammenhang auchVandalismus bleiben. Es
kommt immerwiederzuBeschädigungenundVerschmutzungen imöffentlichenRaum.Daszeugtnicht
nurvonderVerrohungeinzelnerTäter/innen,sondernaucheinerRespektlosigkeitgegenüberallenBürge-
rinnenundBürgern,dietäglichhartarbeitenundSteuernzahlen,umderStadtdiePflegeunddenBetrieb
der öffentlichen Einrichtungen und Anlagen zu gewährleisten. Die Frankfurterinnen und Frankfurter 
habenesverdient,dasssolcheinVerhaltenkonsequentgeahndetwird,aberauchpräventivdagegenvor-
gegangenwerdenmuss, etwadurchvermehrteStreifenoderVideoüberwachung.Wir sehenesalseine
weitere wesentliche Aufgabe einer verantwortungsvollen Sicherheitspolitik an, dass eine strikte Einhal-
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tung vonOrdnung und Sauberkeit im öffentlichen Raum gewährleistet seinmuss.Wir sind überzeugt
davon, dass dies unmittelbare Auswirkungen auf das Sicherheitsempfinden des Einzelnen hat und sich
ebenfalls positiv auf Brennpunkte wie das Allerheiligenviertel und Bahnhofsviertel auswirkt. Dazu
ge hören auch das städtebauliche Vermeiden von Angsträumen und eine gute Ausleuchtung im öffentli-
chenRaum.EinengleichberechtigtenBeitrag zur Sicherheit inunserer Stadt leistennebenStadtpolizei
undFreiwilligenPolizeidienstauchdieBerufs-undFreiwilligenFeuerwehrensowiedieInstitutionender
Arbeitsgemeinschaft der Frankfurter Hilfsorganisationen (AGFH), wie das Technische Hilfswerk, der
Arbeiter-Samariter-Bund,die Johanniter,dieRettungshundestaffel,dasDeutscheRoteKreuz,dieMalte-
ser,dieDeutscheLebensrettungsgesellschaftundderPräventionsratmitden18Regionalräten.

WirwollenmitunsererPolitikauchweiterhinguteRahmenbedingungenfüralljeneschaffen,diehaupt-
undehrenamtlichfürdieSicherheitinunsererStadtarbeiten.Wirwollenzukunftsfähigseinundbleiben.
EbensowollenwirunserevielfältigenPräventionsprogrammefortführenundausbauen.Einenwichtigen
PunktstelltdabeidieBehördenzusammenarbeitdar.DaherwollenwirdieKooperationderStadtpolizei
mitdemPolizeipräsidiumFrankfurtweiterführenundintensivieren.InsbesonderebeidengroßenThemen
stehenwirfürdieBekämpfungvonBrennpunkten,dienochengerundabgestimmtermitanderenBehör-
den angegangen werden müssen. Wir wollen unseren erfolgreichen Weg zu einer sicheren Stadt in
ZukunftfortsetzenundintensivierenundauchweiterhindieVerantwortungfürdieSicherheitinunserer
Stadtübernehmen.

Dafür stehen wir und das sind unsere Ziele

■ DasBahnhofsviertelisteinFrankfurterSorgenkind:DieZuständedortsindnichtnurjederFrankfurte-
rin/jedemFrankfurterundjederPendlerin/jedemPendler,sonderneuropaweitbekannt.Mittlerweile
haben sich die Zustände im Bahnhofsviertel so zugespitzt, dass ein Weitermachen wie bisher aus-
geschlossen ist. Öffentlicher Drogenkonsum, grobe Verschmutzung des öffentlichen Raums, unzufrie-
dene Anwohner/innen und ein Hotspot der Frankfurter Kriminalität. Auch hier wollen wir entschlossen 
handeln–dazuempfiehltsicheinBlicknachZürich.DurcheineprogressiveDrogenpolitik,dieaufvier
Säulen(Prävention,Repression/Regulierung,SchadensminderungundTherapie)basiert,gelangesder
Stadt in den letzten 25 Jahren, demDrogenproblemHerr zuwerden; ähnlich demFrankfurterWeg,
aber mit sichtbareren Erfolgen. Man findet in Zürich mittlerweile keine offene Drogenszene mehr;
gleichwohl gibt es diese Drogenszene noch. Ähnlich wie beim Frankfurter Weg wird dafür Sorge
getragen,dassdenAbhängigengeholfenwird(Notschlafstellen,staatlicheDrogenabgabe,umDrogen-
handelzuvermeiden,Lebenshilfe–zumeistallesuntereinemDach).AberauchdenBedürfnissender
Allgemeinheit kommt, nebenderHilfe fürAbhängige, einewichtigeBedeutung zu.DieAbhängigen
werdengefordertundgefördert, ihnenwerdenklaresozialeVerhaltensregelnvorgegeben.EinNicht-
einhalten wird sanktioniert. Ein elementares Problem in Frankfurt ist zudem, dass die Zuständigkeiten 
mehrererAkteureimBahnhofsgebietzusammenlaufen–nichtnurvonunterschiedlichenDezernaten,
sondernauchLandespolizei,Staatsanwaltschaft,GerichtundBundespolizei.Es istunabdingbar,dass
alle Akteure ausnahmslos an einem Strang ziehen und sich gemeinschaftlich auf ein Konzept ver-
ständigtwird,welchesmitvollerKonsequenzundzu jederZeitverfolgtwird.Wirtretendaherdafür
ein,dasZüricherKonzeptandasBahnhofsviertelanzupassenundausdenSchweizerErfahrungenzu
lernen,denFrankfurterWegdahingehendweiterzuentwickelnundeineBefriedungdesViertelssowie
dadurcheinMehranSicherheitfürunsereStadtzuschaffen.

■ DieVideoüberwachungwollenwir insgesamtausweiten:DieWirksamkeitvonVideoüberwachung ist
für uns unumstritten. Fest installierte Anlagen zur Bildübertragung leisten in Frankfurt seit Jahren
einen Beitrag zur Gefahrenabwehr und Kriminalitätsbekämpfung. Sie dienen somit dem Schutz der
BevölkerungundsteigerndasSicherheitsgefühl.DurchaufgestellteSicherheitskameraswerdenpoten-
zielle Täterinnen und Täter von der Begehung von Straftaten abgehalten oder die Begehung wird
zumindest deutlich erschwert. Zudem werden beim Erkennen von Gefährdungen und Straftaten unmit-
telbarpolizeilicheMaßnahmengetroffenundHilfsmaßnahmeneingeleitet.BeibegangenenStraftaten
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werden Beweissicherungs- und Identifizierungsmaßnahmen ermöglicht. Es können Haftbefehle von
erkannten Straftäterinnen und Straftätern vollstreckt werden, Platzverweise erteilt oder Ingewahrsam-
nahmennachdemPolizeirechtdurchgeführtwerden–undvorallemkannauchOpfernraschgeholfen
werden.WirwollenweiterhinmodernsteTechnik inderVideoüberwachungund, inengerAbsprache
mit derPolizei,weiteregeeigneteÖrtlichkeiten für eineöffentlicheVideoüberwachunganneuralgi-
schenPunkten(Bahnhofsviertel,Allerheiligenviertel,KonstablerWache,Hauptwache)herausarbeiten
sowiebereitsvorhandeneVideoüberwachungverstärkenundmodernisieren.

■ Wir stehen fürAlkoholverbotszonen: InFrankfurtgibtes schönePlätzeundOrte,die zumFlanieren
undVerweileneinladen.Das istLebensqualität.Essteht jedemfrei,diesePlätzeundOrtezunutzen
und sich dort frei zu entfalten. Die Entfaltung und die Freiheit des Einzelnen oder einzelner Gruppen 
hören jedoch da auf, wo Entfaltung und Freiheit eines Anderen eingeschränkt werden. Wenn an
bestimmten Orten wie am Kaisersack aufgrund von Alkoholmissbrauch in der Öffentlichkeit dann noch 
dasallgemeineSicherheitsempfindenbeeinträchtigtwird,weil jeder,derdortdurchgehenmuss,sich
der Gefahr aussetzt, von alkoholisierten Menschen im mildesten Falle nur angepöbelt zu werden, muss 
gehandeltwerden.FerneristeskeingutesAushängeschildfürunsereStadt,wennReisendeausdem
Hauptbahnhof treten, ein paar Schritte gehen und am Kaisersack feststellen, wie pöbelnde und alkoho-
lisierteMenscheneinenganzenPlatzbesetzen.Zudemsprechenwirunsdafüraus,dasswährendder
NutzungvonÖPNV-Angeboten(BusundBahn)deröffentlicheKonsumvonAlkoholuntersagtwerden
sollte. 

■ WirstehenfürmehrSauberkeit imöffentlichenRaum:Es liegt fürunsaufderHand,dassSicherheit
und Sauberkeit sich gegenseitig bedingen. Wo es sauber ist, gedeiht Kriminalität schlechter. Dies 
beziehtsichaufdasgesamteStadtgebietund imBesonderenaufBrennpunkte.Wirstellenfest,dass
insbesondere anBrennpunkten trotz regelmäßigerReinigungunddurchunterschiedlichste Faktoren
innerhalbwenigerMinutenwieder einederart erheblicheVermüllungeinsetzt.Dasdürfenwir nicht
hinnehmen.Wir stehen füreinekonsequenteundnachhaltigeReinhaltungdesöffentlichenRaumes.
Verstöße dagegenmüssen geahndet werden. Aufgrund der Tatsache, dass dies in den vergangenen
JahrennachweislichinBrennpunktennichtfunktionierte,fordernwir,dieStabstelleSauberesFrankfurt
beim Ordnungsdezernenten anzugliedern. 

■ WirbrauchendeutlichmehrPersonaldraußenaufderStraße.Umdies zuerreichen,müssenwir als
Stadt ein attraktiver Arbeitgeber sein und bleiben. Eine gute Bezahlung, dieMöglichkeit einer Ver-
beamtung, eine abwechslungsreiche Tätigkeit, Ausbildungs- und Fortbildungsmöglichkeiten sollen 
selbstverständlichundeinAnziehungspunktfürqualifizierteKräftesein.Gleichwohlmüssenwirauch
weiterhinbeiderAuswahlunsererBewerberaufhoheAnforderungenbestehen.Dennesgehtnicht
zuletzt um unser aller Sicherheit. 

■ WirwollendenFreiwilligenPolizeidienst stärken, der sichbereits seit Jahrenbewährt. Ehrenamtlich
tätigeMenschenleisteneinenpersönlichenundwichtigenBeitragzurSicherheitinunsererStadtund
unterstützendamitLandes-undStadtpolizei.Daswertschätzenwirundsprechenunsdaher füreine
BeibehaltungundAusweitungdesFreiwilligenPolizeidienstesaus.

■ Wir stehen für einen zuverlässigen Brandschutz, Katastrophenschutz und Rettungsdienst: Frankfurt
stellt als Straßen- und Schienenverkehrsknotenpunkt, mit seinem Flughafen, seiner Funktion als inter-
nationale Wirtschaftsmetropole, mit Messen, Banken, verarbeitenden und chemischen Industrien
sowieseinerinDeutschlandeinmaligenHochhausbebauungbesondereAnforderungenandenBrand-
undKatastrophenschutz.DieFrankfurterBerufs-undFreiwilligenFeuerwehrensinddiesenHerausfor-
derungen dank ihrer außergewöhnlichen Leistungsbereitschaft gewachsen. Die soll auch in Zukunft so 
bleiben.
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■ Wirwerdenunsdaherauchweiterhindafüreinsetzen,dassdieBerufs-undFreiwilligenFeuerwehren
ihreLeistungsfähigkeitaufhöchstemNiveauhalten.Hierzubedarfeshervorragenderundmoderner
Ausrüstung,anspruchsvollerAusbildungundumfangreicherTrainingsmöglichkeiten.

■ FrankfurtsBrandschutzwirdauchvonFreiwilligengewährleistet,dieeinenGroßteil ihrerFreizeit für
denBereitschaftsdienstundEinsatzamAllgemeinwohlopfern.DiesesEngagementistnichtselbstver-
ständlichunddieGewinnungvonNachwuchsbedarfdaherbesondererAufmerksamkeit.Glücklicher-
weisehabenwederBerufs-nochFreiwilligeFeuerwehrenNachwuchssorgen,wasFrankfurtvonvielen
anderenhessischenKreisenundGemeindenunterscheidet.Damitdassobleibt,mussdieJugendarbeit
der Frankfurter Feuerwehren gefördert werden. Wir möchten insbesondere auch Frauen und Menschen 
mitMigrationshintergrundfürdenFeuerwehrberufbegeistern.DazukönnenModellprojektederStadt-
jugendfeuerwehrzurBrandschutzerziehunganSchuleneinenwertvollenBeitragleisten.

■ Haupt- und nebenamtlich Tätige im Brand- und Katastrophenschutz verdienen mehr Respekt und
AnerkennungfürihreaußergewöhnlicheArbeitundalsMotivationfürdieZukunft.DenndieseGefah-
renabwehrhatweiterhinhöchsteBedeutungfüruns.WirwollendeshalbdasbestehendeSystemvon
Berufs- und Freiwilligen Feuerwehren sowieHilfsorganisationenweiter ausbauen. Frankfurt braucht
hochmotivierteundaufhöchstemNiveau ausgebildeteHelferinnenundHelfer, diemitmodernster
Ausstattungausgerüstetsind,umschnellundeffektivHilfeleistenzukönnen.DieStadtsollweiterhin
ein attraktiverArbeitgeber für dieBerufs- und Freiwilligen Feuerwehren sowiedieHilfsorganisation
bleiben.

■ Wir setzen uns in unsererHeimatstadt ein für die konsequente Verfolgung von Extremismus sowie
Hassgewalt jeder Art, um das friedliche und freie Zusammenleben der Bürgerinnen und Bürger zu
gewährleisten.WirwollenEinrichtungenundProjekte fördernundstärken,die sichHassgewaltent-
schieden entgegenstellen und durch Beratung, Aufklärung und Opferhilfe einen Beitrag im Kampf
gegen Diskriminierung leisten.

■ Wir möchten weiterhin, als Ausdruck unseres Respekts und vor dem Bewusstsein der sich immer
schwieriger und vor allem gefährlicher gestaltenden Einsätze, einen Tag der Rettungskräfte in Frank-
furteinführen.

■  Kampf gegen Extremismus: Frankfurt ist eine weltoffene und tolerante Stadt, geschichtsträchtig in 
ihrerDemokratie.Esverstehtsichvonselbst,dasswirunsentschiedengegenjedeFormvonExtremis-
mus stellen und ihnmit allenMitteln des Rechtsstaates bekämpfenwerden. Es spielt für uns keine
Rolle, ob der Extremismus islamistisch/salafistisch, religiös, links oder rechts motiviert ist. In Frankfurt 
ist fürExtremismuskeinPlatz.Wirbegrüßenundunterstützenbundes-,hessenweiteund städtische
Präventions-und Interventionsprogramme.Wir stellenkeineNationalitätoderKulturunterGeneral-
verdacht. Gleichwohl fordern wir ein entschiedenes Eintreten der gesamten muslimischen Gemeinde 
gegenIslamismusundSalafismus.WirwollenalsStadtdiemuslimischeGemeindebeiderJugendarbeit
undPräventionproaktivunterstützen.Wirstehender jüdischenGemeindefreundschaftlichzurSeite
undwollenaufflammendenAntisemitismusbereitsimKeimersticken.WirlehnenjedeFormvonHass
undVorurteilenab.Rechtsextremismusmusseffektivundkonsequentbekämpftwerden.Wirwehren
unsauchmitallenMittelngegenLinksextremismus.JeglichestädtischeUnterstützungmitöffentlichen
Geldern muss aufhören, besetzte Häuser sind konsequent zu räumen. Wir erwarten von anderen
 Parteien ein ebenso entschiedenes Vorgehen gegen Links- und Rechtsextremismus. 

■ KampfgegenorganisierteStrukturen:GlücklicherweisehatFrankfurtkeinProblemmitClankriminali-
tät, wie es in anderen Städten/Kommunen der Fall ist. Wir werden auch weiterhin daran arbeiten, dass 
diessobleibt.DazugehörteineintensiveKooperationentsprechenderStellenwieJugend-undSozial-
ämternmitderLandespolizei,umeinfrühzeitigesAufkommensolcherStrukturenbereitsamAnfang
zu erkennen und geeignete Maßnahmen dagegen zu ergreifen sowie eine weitere Ausbreitung unter-
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bindenzukönnen.MitSorgebetrachtenwirdasvermehrteAufkommenvonaggressiverBetteleiauf
der Zeil und an belebten Orten. Dem wollen wir mit Zivilstreifen der Stadtpolizei entgegentreten. Wir 
wollenprüfen,mitwelchenweiterenMaßnahmenwireffektivdieorganisierteZwangsbetteleibekämp-
fen können. Ebenso treten wir dem politischen und legalistischen Islam entschieden entgegen. Versu-
cheverfassungsfeindlicherOrganisationenwieMiliGörusoderderMuslimbrüder,unsereGesellschaft
über einenMarsch durch die Institutionen in Vereinen und Parteien zu unterwandern, werden wir
konsequentunterbinden.VereineundOrganisationen,diedieserIdeologienahestehen,könnenkeine
Partner der Stadt Frankfurt sein. 

■  Wir wollen die Arbeit von Kooperationsstellen intensivieren. Sicherheitspolitik bedingt das Zusammen-
arbeitenvonunterschiedlichenBehörden:Gerichte,Staatsanwaltschaft,Landespolizei,Ordnungsamt,
Stadtreinigung, Drogenreferat, Jugendamt, Ausländerbehörde und viele mehr. Nur wenn an einem
Strang gezogen wird, ist es möglich, dass positive Entwicklungen für unsere Stadt vorangetrieben
werdenkönnen.WirunterstützenundfordernauchinZukunftdasvertrauensvolleZusammenarbeiten
mit unterschiedlichen Behörden und wollen die erfolgreiche Arbeit in Brennpunkten intensivieren
sowie Erreichtes weiter ausbauen. 

■ WirbegrüßenausdrücklichdieEinführungweitererSchutzleutevorOrtalsdirekteAnsprechpartner/
innenundVermittler/innenfürdieBürgerinnenundBürgersowiedieweitereEinrichtungvonHäusern
des Jugendrechts. Sie leisten einen erheblichen Beitrag zur Sicherheit in unserer Stadt.Wir stehen
weiterhinpositivzueinerAusweitungvonBodycamsfürunserePolizistinnenundPolizisten,dennsie
schrecken vor Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte ab und ermöglichen auf der anderen Seite 
eine beweisgesicherte Strafverfolgung von Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte.

■ WirstehenfürPrävention:FürunsistPräventionsarbeitvorausschauendeSicherheitspolitikundjede
verhinderte Straftat ein sicherheitspolitischer Erfolg. Abhängig von individuellen Empfindungen 
könnenineinigenöffentlichenBereichenimStadtgebiet(zumBeispielschlechtbeleuchtetenFußgän-
gerwegen und Unterführungen, verwinkelten Gebäuden oder schlecht einsehbaren Stellen) soge-
nannteAngsträumeentstehen,beidessenBetreteneinigeMenschensubjektivUnwohlseinbishinzu
Angstverspüren,selbstwenndiepolizeilicheKriminalstatistikdiesobjektivnichtuntermauernkann.
Es gilt hier aus unserer Sicht, präventiv wirksam zu werden und durch Umsetzung geeigneter Maßnah-
men solche Angsträume, insbesondere auch in den Frankfurter Stadtteilen, abzubauen bzw. zu ver-
hindern.DahersprechenwirunsfürbessereBeleuchtungskonzepte,AbbauvonSichtbarrieren,Rück-
schnitt von sichtbehindernden Bepflanzungen, bauliche Schaffung von Ausweichmöglichkeiten,
Installation von SOS-Säulen, Konzepte zur (Sperr-)Müllvermeidung, fest installierte Stadtmöblierung
gegenVandalismus, eineVerbesserung von (nächtlichen)ÖPNV-Anschlüssen sowiemehrKontrollen
derCorona-MaskenpflichtimNahverkehraus.EineErhöhungvonStreifen-undKontrollgängendurch
Sicherheitspersonal ergänzt diese Maßnahmen sinnvoll. Die uneingeschränkte und angstfreie Teil-
nahmeamLebenimöffentlichenRaumistfürunszentralerAspektdersozialenSicherheit.Wirsetzen
unsauchweiterhinmitverschiedenstenPräventionsprojekten fürdieSicherheit inunsererStadtein
undwollenvorhandeneProjekteintensivierenundfortführen.

■ WirwollendieBeleuchtung,zumBeispielamMainsowieaufdenHauptwegeninöffentlichenGrün-
anlagen, sicherstellen; das Sicherheitsgefühl von Frauen darf nicht gegen denUmweltschutz ausge-
spielt werden; Angsträume für Frauen wollen wir reduzieren. Wir streben eine ökologische Stadt-
beleuchtung für mehr Natur, Insekten- und Umweltschutz bei gleichzeitiger Verbesserung des
Wohlbefindens und des Sicherheitsgefühls der Bürgerinnen und Bürger an. Auch fordern wir einen
AusbauderNotrufsäulenimöffentlichenRaum.

■ Mehr Ordnungshüter für eine saubere Stadt.Wir bekämpfen die illegaleMüllablagerung durch die
UnterbringungderentsprechendenStabsstelleindenBereichdesOrdnungsdezernats.
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■ ÖffentlichenToilettendürfennichtlängerverstecktbleiben.AufsieistmitSchildernverstärkthinzu-
weisen (zumBeispiel auf der Zeil, am Liebfrauenplatz, rund um den Paulsplatz, neueAltstadt). Das
AngebotöffentlicherToilettenistauszubauenunddieöffentlicheNutzungvonToiletteninGaststätten
und Geschäften stärker einzubeziehen.

■  Die Kampagne „Respekt“ ist zu intensivieren. Gegenseitiger Respekt muss bereits in Kindertages-
stättenundSchulenthematisiertundeingeübtwerden.

■  Die Sicherheitsberatung, insbesondere von Seniorinnen und Senioren, ist in allen Stadtteilen regel-
mäßig anzubieten.
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6. Bildung

Alle Bildungswege, Schulabschlüsse, Ausbildungsarten und Berufseinstiege sind uns grundsätzlich
gleich viel wert. Wir bewerten Menschen nicht nach ihrem Bildungsgrad oder beruflichen Erfolg,

sondernmöchtenPerspektiveneröffnen.Wirwollen,dassjederundjededieChanceaufEntfaltungindivi-
duellerAnlagen,BegabungenundNeigungenhat.Dabeiwissenwiraberauch,dassfürunterschiedliche
Kinder sehr unterschiedlicheWege zu diesem Ziel führen können. Eine Politik, die dieseUnterschiede
negiertunddeshalbderVielfaltdesdifferenziertenFrankfurterSchulsystemsentgegenwirkt, lehnenwir
entschieden ab. Das Wachstum der Stadt ist eine Herausforderung, die bewältigt werden kann, wenn alle 
Beteiligten in Stadt und Land zusammenwirken. Das Schulangebot darf dabei nicht hinterherhinken,
sondernmussfürdiehierlebendenFamilienattraktiv,verlässlichundleistungsfähigbleiben.Alseinziger
SchulträgerinHessenerwartetFrankfurtfürdieanstehendenJahreeinerheblichesweiteresWachstumder
Schülerzahlen.DiesesenormeWachstumerhöhtdenBedarfanweiterenSchulplätzen.

AuchwennesderzeitinsgesamtzwargenugPlätzefüralleFrankfurterSchulkindergibt,konntenfürzahl-
reicheViertklässlerdieelterlichenSchulwünschenachderviertenKlassenichtberücksichtigtwerden.Mit
dem aktuellen Losverfahren wird die Schulwahl noch beliebiger und das Profil einzelner Schulen geht
 verloren. Es ist unverständlich, dass schuleigene Kriterien bei der Vergabe von Plätzen nun nicht mehr 
berücksichtigtwerden.NebenHärtefällenkönnenSchulennurnochSchüler/innenbevorzugtaufnehmen,
die sich auf einen vom Kultusministerium zertifizierten Schwerpunkt in Musik oder Sport oder eine
bestimmteersteFremdsprachebewerben.Nur12weiterführendeFrankfurterSchulensindnachdiesen
Maßstäbenzertifiziert;esgibt jedochzahlreiche,großartigeSchwerpunktschulen imnaturwissenschaft-
lichen, altsprachlichen oder gesellschaftswissenschaftlichen Bereich, für die sich Kinder bislang gezielt
bewerbenkonnten.NunentscheidethieralleindasLos.DieswidersprichtdemZiel einerechtenWahl-
möglichkeitnachNeigungundBegabung.NurdurchIdentifikationvonSchülern/SchülerinnenundEltern
mitdemschulspezifischenProfilentstehteineSchulgemeinschaft:DieSchulwahlistdahereineHerzens-
entscheidung–keineTombola.NachJahrenderZuweisungzusätzlicherKlassenanSchulen,v.a.Gymna-
sien,diedafürnurbedingtausgelegtsind, istdieElastizitätdesSystemsausgereizt.Auchkonntenund
können dankenswerterweise durch das nachahmenswerte Engagement privater und freier Träger, wie zum 
Beispiel der Malteser-Werke/Bistum Limburg oder der Jüdischen Gemeinde, bereits zusätzliche Schul-
plätzegeneriertwerden.Dochfüreinebegabungs-undneigungsgerechteSchulwahlfüralleKindermuss
dasAngebotweiterausgebautwerden,zumalsichdasWachstumderSchülerzahlenindenkommenden
Jahrenehernochbeschleunigenwird.SchulprofilesindundbleibeneinwichtigesKriteriumfürdiestadt-
weiteSchulwahl,undElternmüssendieMöglichkeithaben,dieseanzuwählen.

Erschwerendtritthinzu,dassindenletztenJahrzehntenandenbestehendenSchulgebäudeneinerhebli-
cher Sanierungsbedarf entstanden ist. Die Stadt hat im Rahmen des Aktionsprogramms Schulbau bereits 
begonnen, diesen abzubauen, jedoch bringt er zusätzliche räumliche Einschränkungen an bestehenden
Schulenmitsich.FürguteBildungbrauchtesnichtnurgutausgebildeteLehrkräfte,sondernauchgutaus-
gestattete, moderne Schulräume. Die beste IT-Ausstattung nützt nichts, wenn die Schule nicht an ein
leistungsstarkesInternetangeschlossenistunddieSchülerinnenundSchülerzuHausekeinenadäquaten
ZugangzudigitalenLernangebotenhaben.Daheristesgut,dassmitderNeugründungdesAmtesfürBau
undImmobilien(ABI)einzentralerAnsprechpartnerinBau-undImmobilienfragengeschaffenwordenist.
Das ABI arbeitet nun mit aller Kraft daran, den Sanierungsstau der letzten 20 Jahre aufzuholen, und
leistet, zum Beispiel durch schuleigene Fahrpläne zu Sanierungsmaßnahmen für einzelne Schulen,
 wichtige Arbeit.
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Dafür stehen wir und das sind unsere Ziele

■ DieCDUFrankfurt tritt fürein leistungsstarkes,begabungsgerechtesundvielfältigesSchulsystem in
Frankfurt ein, das es Schülerinnen und Schülern bzw. ihren Eltern erlaubt, unter einer Vielzahl von
Schulformen, -angebotenundSchulprofilendasjenigeAngebotauszuwählen,dasdenbestmöglichen
individuellenBildungswegverspricht.WirChristdemokratenstehenfürIndividualitätundpersönliche
Entfaltung statt Einheitsschulmodelle. Daraus ergeben sich folgende Schwerpunkte:

■ NeueSchuleninallenSchulformen:AufgrunddesanhaltendenWachstumsderStadtwerdenwirauch
indennächstenJahrenneueSchuleninallenSchulformenerrichten.EinbesonderesAugenmerkliegt
hierbeiaufeigenständigenRealschulen,verbundenenHaupt-undRealschulensowieGymnasien.Wir
wollenaußerdemMittelstufenschulenetablieren,dieHaupt-undRealschüler/innenzunächstgemein-
sam,späterdanngetrenntnachAbschlüssenunterrichtenundeinbesondershohesMaßanPraxis-und
Berufsorientierung aufweisen. Schulneubauten müssen bei Neubaugebieten von Anfang an berück-
sichtigt werden bzw. sich am Bevölkerungswachstum in einzelnen Stadtteilen (zum Beispiel Lyoner
Quartier)orientieren.Es solltealseinwichtigesKriteriumderSchulentwicklungsplanungangestrebt
werden, dass alle Schulformen in allen Stadtteilen oder zumindest stadtteilnah vertreten sind, damit 
auchSekundarschüler/innennichtzulangenSchulwegengezwungenwerden.

■ Schulgebäude innovativ, nachhaltig und mit Synergieeffekten planen: Wir unterstützen das in den
neuen Modellraumprogrammen deutlich werdende Ziel, Schulgebäude so zu planen, dass eine Umset-
zungmodernerpädagogischerKonzepte erleichtertwird.Wir setzenunsdafür ein, dass Schulen als
Stadtteilzentrengebautwerden,dasheißt,mitSozialarbeit,Jugendhäusern,SportangebotenundVer-
einen vernetzt werden. Durch die Möglichkeit einer modularen Bauweise mit separaten Eingängen
und/oderGebäudenwirdsoaucheineNutzungdurchdenStadtteilamAbendundamWochenende
möglich. Eine Vorreiterrolle kann hier der Bildungscampus Gallus einnehmen. Kurzfristig müssen
jedoch auch bereits bestehende Schulgebäude ertüchtigt und neue Schulen vermehrt in Bestands-
gebäuden eingerichtet werden, wobei Pragmatismus und Augenmaß gefragt sind, um die zeitnahe 
SchaffungdringendbenötigterSchulplätzezusichern.WoSchulleitungendieswünschenundesräum-
lichmachbarist,unterstützenwirdieErweiterungbestehenderSchulen.Langfristigkönneninsbeson-
deremultifunktionale Schulgebäude (zumBeispiel in KombinationmitWohneinheiten und/odermit
Schulhofbzw.SportplatzaufdemDach)innovativeLösungsansätzefürdieBegrenztheitderFlächenin
unsererwachsendenStadtbietenundwichtigeSynergieeffektefüreineVerankerungderSchulen im
Quartierschaffen.

■ Bessere Planung:Wir brauchen nach Jahren der randvollen Schulen endlichwiedermehr Spielraum,
waswirdurcheinenPuffervon105ProzentSchulplätzengegenüberdemermitteltenBedarferreichen
wollen. Es muss seitens des Stadtschulamtes endlich eine verlässliche Zahlengrundlage für den
GesamtbedarfanFrankfurterSchulplätzennachBildungsgängenbis2035inverschiedenenSzenarien
erstellt werden, einschließlich eines Korridors für weiteren unvorhergesehenen Zuzug oder eine
weitere Zunahme der Geburten. Auf dieser Basis muss ein Abgleich mit den verfügbaren Plätzen
geschehen.Wenn das Stadtschulamtmit der Erarbeitung dieser Planungsgrundlage überfordert ist,
muss sie notfalls extern beauftragt werden. Wir sehen hierbei außerdem die Vielfältigkeit des Frank-
furter Schulsystems als großeStärke, diewir festigenundweiter ausbauenwollen.Die zusätzlichen
SchulplätzederkommendenJahresollendieseVielfaltabbildenundweiterstärken.Nebeneineraus-
reichendenAnzahlanGymnasialplätzenunterschiedlichsterProfilesollenauchgenügendKapazitäten
an eigenständigen Realschulen sowie verbundenen Haupt- und Realschulen und echten Kooperativen 
Gesamtschulen entstehen, um die Anzahl an Zuweisungen deutlich zu verringern und bessere Lernbe-
dingungen zu schaffen. Hierzu können neue Schulen dieser Schulformen auchmit den Schuljahren 
6oder7andenStartgehen,umdengroßenKapazitätsengpässenabdiesenJahrgängenzubegegnen.
FürsolchflexibleLösungensetzenwirunsein.
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■  Vielfalt des Schulangebots: Wir wollen die Zusammenarbeit mit den christlichen Kirchen und der 
jüdischenGemeindeimBildungsbereichweiterpflegenundmöglichstausbauen,auchumwertegebun-
deneSchulangeboteundchristlich-jüdischesLebeninunsererStadtweiterzustärken.

■  So wie beim schulischen, konfessionellen Religionsunterricht auch wollen wir im Kitabereich nur solche 
TrägerundKooperationspartnerzulassen,dieeindeutigaufdemBodenunsererfreiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung stehen. Daher kommt, wie in den Schulen, eine Zusammenarbeit mit Organisati-
onenwieDITIBoderAn-NusratimKitabereichnichtinfrage.

■  Sanierung: Zusätzlich wollen wir an vorhandenen Schulen mehr Schulplätze schaffen und geplante 
Sanierungsmaßnahmen fürmaßvolle Schulerweiterungen nutzen. Bei Schulsanierungenmuss neben
Mensen und Toiletten ein besonderer Schwerpunkt auf die Schulausstattung (WLAN, PCs, Beamer,
Smartboards, Tablets und/oder Laptops) gelegt werden. Generell müssen für Schulen geplante und
gewünschteMaßnahmentransparentgemachtundgemeinsamgeplantwerden.DievomABIbegonne-
nenFahrplänezulaufendenundgeplantenMaßnahmenaneinerSchulesollenfüralleOrtsbezirkeund
Schulformenvorhandenseinundsystematischgenutztwerden.

■ Digitalisierung:WLANundeineausreichendeGlasfaserverbindungmüssenanallenFrankfurterSchu-
len eine Selbstverständlichkeit sein, die weitere digitale Ausstattung muss ebenso vereinheitlicht 
werden (PCs, Beamer, Smartboards etc.). Zur Instandhaltung muss ein schnell einsatzbereiter Not-
dienst für die Schulen geschaffen werden. Finanzschwache Familien sollen bei der Ausstattungmit
technischen Endgeräten ebenfalls unterstütztwerden, zumBeispiel durch dieMöglichkeit, Laptops,
mit denen die Schüler/innen von zuHauseAufgaben erledigen können, für jeweils ein Schuljahr zu
leasen. Ergänzend sollen Schüler/innen aus bildungsfernen Familien beispielsweise in sogenannten
Buddy-ProgrammendurchErwachsene,Studentinnen/StudentenoderältereSchüler/innenunterstützt
werden.Wirwollenebensodafürsorgen,dassdieBundesmitteldesDigitalpaktsschnellernachFrank-
furt fließen, umdie digitale Infrastruktur zügig zu verbessern, zumBeispiel durch ein vereinfachtes
Antrags-undPrüfverfahrenaufderGrundlageeinesvomKultusministeriumzurVerfügunggestellten
Basiskonzepts.

■ DigitaleBildungvoranbringen:WirwerdendiedigitaleBildungmitdemZielfördern,ihreergänzenden
StärkenfürdieverschiedenenBildungsanforderungenzunutzenunddiesemiteineraufeinanderabge-
stimmtenanalogenunddigitalenDidaktikumzusetzen:a)FörderungderBildungsmotivationunddes
eigenständigen Lernens durch Workshop-Konzepte zur Erstellung von digitalen Lerninhalten durch 
SchülerinnenundSchülerfürdieBildungscloud(OpenEducationalResources–OER).b)Förderungvon
KooperationenzwischenBerufsschulenundUnternehmenzurStärkungderUmsetzungsgeschwindig-
keit von Innovationen durch Lernen am Arbeitsplatz bereits in der Ausbildung. 

■ Ganztagsangebote:DieCDUFrankfurtstehtzurWahlfreiheitebensowiezurVereinbarkeitvonBeruf
und Familie. Das bedeutet, dass wir den Ausbau der Schulen mit Ganztagsangebot vorantreiben 
wollen.EineGanztagspflichtlehnenwirab.Wirwolleneine„flexibleGanztagsschule“mitausdrücklich
freiwilligenAngeboteninKooperationmitfreienTrägern,wiezumBeispielSportvereinen,jedochkeine
RhythmisierungdesgesamtenTages.DahersolldieMehrheitderSchulenalsoffeneGanztagsschule
verlässlicheundpädagogischhochwertigeAngebotemachen,fürberufstätigeElternidealerweisebis
17.30Uhr.ParalleldazusolldiebewährteStrukturderHortevorallemfürGrundschüler/innenerhal-
ten undweiter ausgebautwerden, damit Eltern aus einemAngebot von verschiedenenBetreuungs-
formen und -orten in vielfältiger Trägerschaft wählen können. Insbesondere muss gesichert werden, 
dassElternfürihreKinder,auchmitderenEinschulungindieGrundschule,eineverlässlicheNachmit-
tagsbetreuung erhalten. Ein Hortplatzangebot soll auch für Schüler der 5. und 6. Klassen gemacht
 werden, sofern diese nicht an einer Schule mit Ganztagsangebot unterrichtet werden. 
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■ Freie Kinder- und Jugendarbeit: Die Förderung freier Kinder- und Jugendarbeit muss ausgeweitet
werden. Kinder- und Jugendhäuser sowie Sport- und Bewegungsmöglichkeiten für Jugendliche (zum
Beispiel Parcours, Skateparks, Calisthenics-Anlagen) müssen erhalten und ausgebaut werden. Diese
sollen mit Schulen verzahnt werden. 

■ Leseförderung auf allen Ebenen: Die Lesekompetenz entscheidet nicht nur über den Bildungserfolg
einesjedenKindes.VielmehristsiedieVoraussetzungfürwirtschaftlicheEntwicklung,fürpolitisches
und gesellschaftliches Engagement und für Integration.Das Lesenmuss auf allen gesellschaftlichen
undpolitischenEbenengefördertwerden.NurwennBetreuungs-undBildungseinrichtungen,Arbeit-
geber- und Arbeitnehmerverbände, Interessensvertretungen von Eltern, pädagogische Fachkräfte, 
Bibliotheken, Verlage, Medienhäuser, der Buchhandel, Kinderärzte, Sozialverbände und Kirchen an
einem Strang ziehen, kann die Lesefähigkeit verbessert werden. Um auch Menschen in lesefernen 
Umgebungen zu erreichen, bedarf es stadtweiter Maßnahmen. 

■ Mehrsprachigkeit:EuropäischeMehrsprachigkeitsollallenFrankfurterKindernoffenstehen.Jedejunge
Frankfurterin und jeder junge Frankfurter sollte unabhängig vom Bildungsgang neben Deutsch und
Englischmindestensnocheineweitere(europäische)Fremdspracheerlernen.Auchsolltenmöglichst
viele Schulen neben den deutschen Abschlüssen auch andere europäische Abschlüsse anbieten. Zu
diesemZwecksollenbilingualeZweigebereits indenGrundschulenaufgebautunddurchsystemati-
scheAustauschprogramme für Lehrkräfte imbilingualenUnterricht, ggf.mit FrankfurtsPartnerstäd-
ten,unterstütztwerden.DasSchulprofil„EuropäischeMehrsprachigkeit“,einschließlichderaltenSpra-
chen, soll besonders gefördert werden. Nur so kann ein lebendiges Europa weiter im Gespräch
miteinander bleiben.

■ Musikalische Bildung ausweiten: Jenseits der Sprachen hat die Musik als „Sprache der Seele“ eine
besondereVermittlungsfunktionindereuropäischenKultur.JedesFrankfurterKindsolldaherdieMög-
lichkeit erhalten, mindestens ein Musikinstrument zu erlernen oder eine stimmbildende Gesangs-
ausbildungzuerfahren.DafürbedarfeseinesgesondertenFörderprogrammsfürdiemusikalischeAus-
bildung an Frankfurter Schulen.

■ Inklusion sinnvoll gestalten:Die Inklusionwollenwir soausgestalten,dassSchüler/innenundEltern
sichauchkünftigfürdenBesucheinerspezialisiertenFörderschuleentscheidenkönnenunddiesfür
bestimmteSchwerpunktewiederzurRegelwird.NichtjedesKindmitFörderbedarfistaneinerRegel-
schulegutaufgehoben,weswegengeschützteRäumeundkleineKlassenanFörderschulenweiterhin
benötigtwerden.Deswegen lehnenwirdieSchließungvonFörderschulenab. FürdieSchüler/innen,
deren Elternweiterhin eine Beschulung an einer Regelschulewünschen,müssen die Ressourcen im
RahmenderInklusionerhöhtwerden.JedeSchule,dieinderinklusivenBeschulungarbeitet,sollfeste
Förderschullehrkräfte zugeteilt bekommen, die an der Schule arbeiten und nicht zwischen verschiede-
nenSchulenpendeln.Mittelfristig sollteeseine festeFörderschullehrkraftpro Jahrganggeben.Kein
Kinddarfausgeschultwerden,weilzuwenigeSchulplätzefürSonderbedürfnissezurVerfügunggestellt
werden. Kooperationsklassen an Grundschulen sollten vor allem dort entstehen, wo eine enge örtliche 
AnbindunganbestehendeFörderschulenSynergieeffekteermöglicht.

■ Bezahlbares Wohnen für Grundschullehrkräfte und Erzieher/innen: Für neue Frankfurter Lehrkräfte
wollenwirattraktiveBedingungenundeinenSonderzugangzustädtischenWohnungenschaffen.Ein
GrundfürpersonellunterversorgteGrundschulenistdieSchwierigkeit,dielandesseitigbereitgestell-
tenLehrerstellenauchtatsächlichzubesetzen.Eskommtvor,dassLehrkräfte,diesichfürFrankfurter
Schulen interessieren, am Ende doch nicht kommen, weil ihnen die Lebenshaltungskosten in Frankfurt 
imVergleichmitanderenStandortenzuhochsind.UmdieseHürdenzusenken,solleinWillkommens-
paket für zuziehende Pädagoginnen und Pädagogen geschnürtwerden, dass zumBeispiel über ent-
sprechende Kontingente einen besonderen Zugang zu bezahlbaren stadteigenen Wohnungen schafft. 
Dieser Zugang soll auch Erzieherinnen und Erziehern eröffnetwerden.Wir setzen uns aktiv für den
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AusbauderdualisiertenundderberufsbegleitendenErzieherausbildungein.Nurmiteinerpraxisinteg-
rierten vergütetenAusbildung könnenwirwiedermehrMenschen für den Erzieherberuf begeistern
undoffeneStelleninBetreuungseinrichtungenbesetzen.

■ Berufsschulen stärken: Berufsschulen sind einwichtiger Baustein in der beruflichen Laufbahn vieler
SchülerinnenundSchüler.Damitdiese eineAusbildungerfolgreichundmitPerspektive abschließen
können,benötigenBerufsschuleneineAusstattungaufderHöhederZeit.DiesbedeutetmehrPlatz,
moderneundgroßeArbeitsräumefürUnterrichtundpraktischesArbeiten,einegutedigitaleAusstat-
tungundschnellesWLAN.Handwerker/innenundFachkräftewerdeninDeutschlanddringendbenö-
tigt. Deswegen ist es umso wichtiger, die duale Ausbildung attraktiv und innovativ zu gestalten. Frank-
furterBetriebeundSchulenmüssenstärkervernetztundaufeinanderabgestimmtwerden.

■  Mobbing verhindern: Mobbing ist ein an Schulen weitverbreitetes Phänomen und kann äußerst nega-
tiveFolgenfürdenweiterenLebenswegderbetroffenenSchülerinnenundSchülerhaben.VonMob-
bing-SituationenBetroffenebrauchenUnterstützungvonaußen,dennmeistenskönnensichdieOpfer
von Mobbing nicht selbst wehren. Damit Lehrer/innen Mobbing effektiv entgegentreten können, 
müssensieverstärktfürdiesesThemasensibilisiertwerden.DazugehörtauchderAusbauvonProjek-
tenzurpolitischenBildung,diedemokratischesHandeln,Vielfalt,Toleranz,DiskriminierungundAnti-
Rassismus fördern, sowie Projekte zurGewaltprävention.Die Angebote „Jugendhilfe an der Schule“
sollenfüralleSchulformenausgebautwerden.

■ DieEuropäischeSchuleisteinewichtigeBildungsinstitutioninFrankfurt,derenbisherigeGebäudein
derNordweststadtvielzukleingewordensindundfürdieeineneueHeimatgefundenwerdenmuss.
DieMainwaseninSachsenhausensindderperfekteStandortfüreinenNeubau.Direktgegenüberder
EZB auf der anderenMainseite gelegen, stehendieMainwasen für kurzeWegeundnachder damit
verbundenenVerlegungderGerbermühlstraßefüreinebestensgeeigneteUmgebungfüreineSchule.
Voraussetzung ist, dass vorherErsatz fürdieheutedortgelegenenSportanlageund fürbetroffenen
Kleingärtengefundenwird.EinNeubauandenMainwasenmachtauchdenWegfreifüreineErweite-
rungderErnst-Reuter-SchuleinderNordweststadt.
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7. Familie, Jugend, Soziales und Senioren

Eine gute Sozial- und Familienpolitik, die auch eine effektive Sozialarbeit fördert, stärkt den sozialen Frie-
den.SieistdieGrundlagefürdiegesellschaftlicheTeilhabeallerBürger,stärktdenGemeinsinnundden

ZusammenhaltderStadtgesellschaftundunterstütztdamitaucheineflorierendeWirtschaft.Frankfurtam
MainstehtfürsozialenZusammenhalt.DieshatsichindenvergangenenJahrennichtnur,aberbesonders
deutlichbei derAufnahmederGeflüchteten ab2015 sowie inderCorona-Pandemie2020gezeigt.Die
Menschenstehenfüreinanderein,achtenauf ihreNachbarinnenundNachbarnundsindbereit,sichfür
andere zu engagieren.Die Stadt hat die notwendigenRahmenbedingungen dafür geschaffen und viele
sozialeOrganisationensowieehrenamtlicheHelferinnenundHelferhabendafürgesorgt,dassbeideAus-
nahmesituationen bisher gut gemeistert wurden. Wir wollen weiterhin eine Sozialpolitik, die auf Zusam-
menhalt setzt, die den einzelnen Bürgerinnen und BürgernmitWertschätzung begegnet und Chancen
eröffnet,dieSelbstbestimmung,EigeninitiativeundLeistungsbereitschaftfördertunddiejenigen,dieauf
Hilfe angewiesen sind, nach dem Prinzip „Stärkere stehen für Schwächere ein“ solidarisch unterstützt.
GleichzeitigstehenwirfüreinePolitik,dievorausschauendhandeltundinderLageist,flexibel,angemes-
sen und mit der nötigen Gelassenheit auf Krisensituationen zu reagieren.

Als Fundament jeder funktionierendenGesellschaft gilt seit jeher die Familie.DieCDUFrankfurt setzt
sich für die Interessen von Kindern, Jugendlichen, jungen Erwachsenen, Eltern sowie Seniorinnen und
Senioren ein. Damit dieses Fundament stark bleibt, müssen weiterhin kinder- und familienfreundliche
Rahmenbedingungen geschaffen werden. Diese sollten mit dem Ziel geschaffen werden, Familien zu 
 stärken und zu entlasten. Dabei respektieren wir die unterschiedlichen Formen des Zusammenlebens und 
wolleninunsererStadtgesellschaftallenBevölkerungsschichteneineTeilhabeamsozialenLebenermögli-
chen.Unsisteswichtig,dassKinderunabhängigvomElternhausdiegleichenChancenundMöglichkeiten
zur gesellschaftlichen Teilhabe erhalten und sich nach ihren Fähigkeiten entfalten können. In der Familie 
wird durch die Erziehung der Kinder der Grundstein gelegt, um Menschen zu erziehen, die sich positiv in 
die Gesellschaft integrieren, demokratiefähig, antirassistisch, und solidarisch sind und Gewalt ablehnen. 
PräventionsarbeitistvondahereinwichtigerBereichderSozialpolitik.Dazugehörtinsbesondereauchdie
früheBindungs-undBildungsförderung.Gleichzeitigwissenwir,dassdiekommunaleFamilienpolitiksich
an den Lebenswirklichkeiten von Familien orientiert und durch entsprechende Rahmenbedingungen den 
Familien ein selbstbestimmtes Leben ermöglichen muss. 

Dafür stehen wir und das sind unsere Ziele

■ Wir wollen Kinder, Jugendliche und Familien stärken: Wir setzen uns in besonderem Maß für die
StärkungvonFamilienalsdasFundamentunsererGesellschafteinundwollenallendieChancegeben,
ihrenAlltag nach ihren individuellenVorstellungen zu gestalten.Neben demAusbau derGanztags-
schulangebote haben dafür auch außerschulische Betreuungsangebote, wie zum Beispiel in Horten
und Tagesfamilien, einen festen Platz. Außerdem verdient häusliche Familien-, Pflege- und Erziehungs-
arbeit nach unserem Verständnis deutlich stärkere Anerkennung.

■ WirwollenmehrBetreuungsplätze:JungeErwachsenetrauensichoftmalsnicht,trotzKinderwunsches,
eineFamiliezugründen,ausAngstdenAnschlussimBerufzuverpassen.Daherfordernwir,dassdas
AngebotanBetreuungsplätzenfürKinderinallenBereichen(U3,3–6Jahre,ab6Jahren/Grundschul-
kinder/Horte)ausgebautwird.DabeimusseinbesonderesAugenmerkaufdieQualitätderBetreuung
unddenBetreuungsschlüsselgerichtetwerden.
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■  Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz des Staates. Die Formen des partnerschaftlichen 
Zusammenlebens und der Familie sind auch in unserer weltoffenen Heimatstadt Frankfurt vielfältiger 
geworden. Diese Vielfalt betrachten wir als selbstverständlichen Teil unserer Gesellschaft. Wir werden 
unsaufkommunalerEbenefürmehrGleichstellung,AkzeptanzundFamilienfreundlichkeiteinsetzen
sowiedieDiversitätinallenLebens-undArbeitsbereichenfördern.DieCDUistdieParteiderFreiheit,
dahersolljederMenschseinLebensmodellselbstfreiundselbstbestimmtwählendürfen.

■ Um den heutigen Bildungsanforderungen gerecht werden zu können, sollte jeder Kita zusätzliches
Fachpersonal zur Bildungsförderung ermöglichtwerden, zumBeispiel für die Bereiche Sprachförde-
rung, Bewegungserziehung, Gesundheitsförderung, Kultur und Kreativität sowieMedienkompetenz.
Programme zur Demokratieerziehung, Antirassismus und Gewaltprävention sollten schon präventiv in 
Kitasansetzen.Hiergiltes,sowohlElterninihrerBeziehungs-undErziehungskompetenzzustärkenals
auchKindernalternativeErfahrungsräumezuermöglichenundsieanBildungsangeboteheranzufüh-
ren, die ihnen insbesondere benachteiligte Familien nicht bieten können. 

■ Personalmangelbekämpfen:WirsetzenunsdeshalbfürProgrammezurFachkräftegewinnungeinund
möchtendieGründungeinerweiterenAusbildungsstättefürErzieherinFrankfurtunterstützen.Damit
die neu ausgebildeten Fachkräfte auch in Frankfurt bleiben können, braucht es einen besonderen 
Zugang zu bezahlbarem Wohnraum. 

■ Kindertagespflegeausbauenundstärken:EinModell,dassichimmergrößererBeliebtheiterfreut, ist
die Kindertagespflege. Sie bietet eine Alternative zur institutionellen Kitabetreuung und lässt Kinder in 
einem überschaubaren und familiären Umfeld aufwachsen. Diese Form der Tagesbetreuung stärkt
gleichzeitigdieWahlfreiheitfürEltern.

■ FrankfurtwirdFamilienstadt:DasBildeinerlebenswertenStadtwirdvondenMenscheninihrabgebil-
det.WirwollenFrankfurtalsführendeFamilienstadtinDeutschlandentwickeln.DamitauchinZukunft
vielejungeFamiliennachFrankfurtziehenwollenundsichhierwohlfühlen,müssenwirimWettbewerb
um qualifizierte Arbeitskräfte stetig attraktiverwerden. Dazumuss das Kultur- und Freizeitangebot
ausgebaut werden, der Wohnraum bezahlbar und eine gute soziale Infrastruktur vorhanden sein.

■ FamilienbrauchenRäume:IhreBelangesowiediespezifischenBelangevonKindernundJugendlichen
müssenvonAnfanganbeiderStadtplanungmitberücksichtigtwerden.DassehrerfolgreicheKonzept
der Kinder- und Familienzentren gilt es, weiter auszubauen und weiterzuentwickeln, etwa durch eine 
SozialberatungvorOrtoderdurchzusätzlicheSportangebotefürdieKleinsten.Wirsetzenunszudem
füreineniedrigschwelligangeboteneAllgemeineSozialberatungein.Diese ist füralleMenschenmit
ihren unspezifischenundmehrdimensionalenProblemenoffen und bietet ganzheitlicheBeratung in
allen Lebensbereichen und für alle Fragen und Nöte der Menschen, denn viele Menschen sind im
gegenwärtigen „Behörden- undGesetzesdschungel“ hilflos und überfordert. Frühzeitige Sozialbera-
tung verhindert, dass sich bestehende Problematiken verschärfen.

■  Hilfen von Anfang an:  Um allen Kindern von Anfang an einen guten Start ins Leben zu ermöglichen, 
setzenwir uns für einen flächendeckendenAusbau der FrühenHilfen ein; und für denAufbau von
 Präventionsketten, um Familien mit ausreichenden und flächendeckenden Familienbildungsstätten 
frühzeitig zu erreichen und Hilfen anzubieten, bevor sich Problematiken verfestigen. Insbesondere
brauchtesausreichendeAngebote fürAlleinerziehende,dadieseGruppebesondersbelastet istund
am meisten von Armut mit all ihren Folgen bedroht ist.

■  NiedrigschwelligeTreffpunktefürFamilien,wiedieFamilien-Info-Cafés,sollenflächendeckendangebo-
tenwerden.SieermöglichenwichtigeKontakteimStadtteil,regenzurBildungvonselbstorganisierten
Nachbarschaftsnetzwerken an, bieten Beratung und Bildungsangebote und haben eine wichtige
Lotsenfunktion.FürZugezogeneallerKulturensindsieofteineerstewichtigeKontakt-undAnlaufstelle.
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■ Zukunft sichern:DieCDUFrankfurtunterstütztdiezwischendemöffentlichenTrägerundden freien
TrägernderJugendhilfegemeinsamerarbeiteteFortschreibungdesProgramms„ZukunftfürFrankfurter
Kinder sichern“. Leitziele dieses Programms sind: die Möglichkeit zu gedeihlichem, gesundem Aufwach-
sen,dieEröffnungvonEntwicklungs-undBildungschancen,dieStärkungvonElternkompetenzen,die
Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, eine familienfreundliche Stadtplanung/-entwick-
lungunddieFörderungdesBürgerengagementsfürjungeMenschen.

■  Familien brauchen Zeit: Deshalb ist es uns wichtig, der gegenwärtig zu beobachtenden Tendenz eines 
schulisch-„institutionalisierten“AlltagsvonKindernund Jugendlichenentgegenzuwirken.Wir stehen
füreineVielfaltbeidenAngeboten,fürdieFörderungaußerschulischerAktivitäten,wiezumBeispiel
vonVereinenundbesondersauchvondenEinrichtungenderoffenenKinder-undJugendarbeit.Diese
gilt es, zu stärken und in sinnvoller Weise mit den Angeboten der Schule abzustimmen und dabei insbe-
sondere die notwendig werdenden Öffnungszeiten zu berücksichtigen. Das beinhaltet auch eine
bedarfsgerechtequartiersbezogene Jugendhilfeplanung fürdienächsten Jahre,diemiteinerEvaluie-
rungderbisherigenAngeboteeinhergeht.Jugendhäusermüssenbedarfsgerechtarbeitenunddeshalb
auch am Wochenende öffnen, also an Samstagen und Sonntagen.

■ DieBeteiligungvonKindern-undJugendlichenanderStadtpolitikunddergesellschaftlichenEntwick-
lunghaltenwirfürunerlässlichundunterstützendeshalbdieEinrichtungvonJugendforenundanderen
sozialräumlichenundprojektbezogenenBeteiligungsformen.WirstehendarüberhinauszumVorhaben
einesFrankfurterJugendparlaments,indemsich14-bis18-Jährigepolitischorganisierenundaktivin
dieStadtpolitikeinbringenkönnen.DabeiistesausunsererSichtbesonderswichtig,dassdieJugendli-
chen die genaue Ausgestaltung und Strukturierung ihres Gremiums selbst erarbeiten. Nur so kann
sichergestelltwerden,dassdasParlamentdieAkzeptanzunterden Jugendlichen findet,die füreine
erfolgreicheArbeitnotwendigist.DieserGestaltungsprozesswurdebereitsvomDezernatfürSoziales,
Senioren,JugendundRechtangestoßenundmussauchinZukunftkonsequentbegleitetundgefördert
werden.Wir unterstützen den von unserer Sozialdezernentin eingeschlagenenWeg, gemeinsammit
den Kindern und Jugendlichen ein Konzept für ein Jugendparlament zu entwickeln.Organisatorisch
sehen wir ein solches Parlament an die Funktion des Stadtverordnetenvorstehers angebunden. Zudem 
mussdafürgesorgtwerden,dassdie Jugendvertreter/innenklarumrissene Informations-,Rede-und
AntragsrechteinderStadtverordnetenversammlunghaben.JugendlicheallerSchulformenundAusbil-
dungsetappensollenvertretensein.Zugleichsolldas JugendparlamentbeiderWahlbeteiligungeine
Mindestbeteiligung erfüllen müssen, um gebildet werden zu können. Doch gibt es sicherlich auch
Jugendliche,fürdieeininstitutionalisiertesGremiumwiedasJugendparlamentnichtdiegewünschte
FormderPartizipationist.DeshalbmüssenauchdiebereitsvorhandenenoffenenFormenderBeteili-
gung,innerhalbdererdieHeranwachsendenProjekteselbstgestaltenundentwickelnkönnen,voran-
getriebenundausgebautwerden.WirunterstützenweiterhindenAnsatz,einbesonderesAugenmerk
aufentsprechendeAngeboteindenStadtteilenzulegen:GeradefürKinderundJugendlicheausFami-
lien, die nicht mobil oder finanziell belastbar sind, sind die niedrigschwelligen Angebote im eigenen 
ViertelvongroßerBedeutung.Hierbeisolltekünftig–nichtzuletztvordemHintergrundderCorona-
Pandemie–auchdigitalenPartizipationsformatenfürKinderundJugendlicheeinebesondereBedeu-
tung zukommen. 

■ Frankfurt, mit seinen kurzenWegen, seiner wirtschaftlichen Dynamik und seinem vitalen, urbanen
Lebensgefühl, gehört zu denwenigen deutschenOrtenmit sinkendemAltersschnitt. Besonders die
vielfältigeBildungslandschaft zieht jedes JahrTausendeStudentinnen/StudentenundAuszubildende
an, von denen nicht wenige in der Region bleiben. Diese Anziehungskraft wollen wir ausbauen, um 
FrankfurtzurStadtderjungenBürgerinnenundBürgerEuropaszumachen–mitmilderndenEffekten
fürdieHerausforderungendesdemografischenWandelsinderRegion.Dazuunterstützenwiraktivdas
VorhabenderLandesregierung, inFrankfurteine jährlichwiederkehrende,hochrangigbesetzte inter-
nationaleEuropakonferenzzubegründen.DieseChancewollenwirnutzen,umindiesemZusammen-
hangeineeuropäischeJugendkonferenzinsLebenzurufenunddafürdiestädtischenVerbindungenzu
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den europäischen Partnerstädten sowie der Frankfurter Hochschulen zu ihren europäischen Partnerin-
stitutionen zu intensivieren.

■ DieCDUFrankfurtsetztsichdafürein,dassdieüberkindernetfrankfurt.debegonnenedigitaleKinder-
betreuungsvermittlung weiter ausgebaut wird. Insbesondere soll es Kinderbetreuungseinrichtungen 
ermöglicht werden, Musterverträge zu hinterlegen und zur Einsicht durch interessierte Eltern freizuge-
ben.AuchsollenElternbesseralsbisherüberfreiePlätze,Belegungskapazitätundvoraussichtlichfrei-
werdende Plätze in den von ihnen vorgemerkten Einrichtungen informiert werden.   
Auch Absagen durch die Einrichtungen sollen verschickt werden können. Elternmüssen spätestens 
13Wochen vor dem gewünschten Beginn der Betreuung informiertwerden, ob diese gewährleistet
werdenkann.WirwollendiePlattformumdieMöglichkeitzurVermittlungqualifizierterFachkräftefür
unregelmäßigenBetreuungsbedarferweitern.

■ Wir wollen Seniorinnen und Senioren ein Leben in Selbstbestimmung undWürde ermöglichen: Wir
möchtenesälterenMitbürgerinnenundMitbürgernermöglich,solangewiemöglichinihrergewohnten
Umgebungzubleiben,imIdealfallineinerseniorengerechtenWohnung.WirsetzenunsfürdieErleich-
terungdesUmbausdereigenenWohnungundauchfüreinenunkomplizierterenWohnungstauschein
und wollen kreative Wohnkonzepte und Wohnformen, wie zum Beispiel Mehrgenerationenhäuser,
besonders fördern. Zu einem seniorengerechten Umfeld gehört u. a. eine wohnortnahe Versorgung mit 
Lebensmitteln,ÄrztenundBegegnungsräumen.GeradeindenZeitenderCorona-Krisehatsichgezeigt,
dassauchBringdiensteundhaushaltsnaheDienstleistungeneineimmergrößereRollespielen.

■ WirunterstützenSmarthome-LösungenunddigitalehäuslicheHilfefürBedürftige.StädtischeEinrich-
tungenzurSeniorenbetreuungsollenmitdigitalerTechnikausgestattetwerden,dieVideo-Chatsmit
ärztlichem, sozialem, Pflege- und Betreuungspersonal ermöglichen. Gerade für alleinstehende alte
MenschenkönnendigitaleKommunikationswerkzeuge–unterBeachtungdesDatenschutzes–einen
wichtigenBeitragleisten:a)andieEinnahmevonMedikamentenerinnern;b)zuVeranstaltungenein-
laden; c) Hilfe zum Online-Einkauf zur Verfügung stellen und d) die Orientierung und Ortung von
 Seniorinnen und Senioren per GPS ermöglichen, falls sie sich verlaufen. Durch die Schaffung einer 
digitalenstädtischenPlattformzumAbgleichvonAngebotundNachfragefürAlters-undPflegeheim-
plätzewollenwirBetroffenenundAngehörigendieSuchenachgeeignetenEinrichtungenerleichtern.
Wir wollen dafür sorgen, dass WLAN-Hotspots in allen Alten- und Pflegeheimen in Frankfurt vor-
handensind.Wirbefürworteneinstadtteilorientiertes,niedrigschwelligesAngebotzurSchulungund
Hilfestellung alter Menschen im Umgang mit Internet und digitalen Medien. 

■ WirwolleneineBeratungsstellefürSeniorinnenundSenioreneinrichten,diedabeibehilflichist,eine
größere Wohnung zugunsten einer kleineren seniorengerechten Wohnung einzutauschen. Öffentlich 
geförderte Wohnungen sind zudem grundsätzlich seniorengerecht zu bauen.

■ DasvielfältigedezentraleHilfssystemfüralteMenschenbeiderBetreuung,beihaushaltsnahenDienst-
leistungenundderBekämpfungderEinsamkeitistverstärktzuvernetzen.

■ WirfordernmehrAufmerksamkeitfürpsychischerkrankteMenschen.EineentsprechendeAnlaufstelle
aufkommunalerEbeneistwünschenswert.

■ Besondere Aufmerksamkeit erfordert die zunehmendeGefahr der Alterseinsamkeit. Auch sind eine
besondere Sensibilität und vielfältige Ressourcen im Umgang mit an Alzheimer Erkrankten notwendig. 
DurchengereZusammenarbeitallerineinemStadtteilrelevantenAkteure(Sozialrathäuser,Ärztinnen
undÄrzte,Pflegediensteu.a.),wollenwirdenErhaltundweiterenAusbauvonTreffpunktensowieeine
Stärkung des mannigfaltigen ehrenamtlichen Engagements Einzelner und etwa von Vereinen oder 
 Kirchengemeinden fördern. Wir wollen, dass zugunsten älterer Menschen Strukturen geschaffen wer-
den, die sich dieser Probleme annehmen. 
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■ Umden Pflegenden die nötige Zeit für ältereMenschen, sowohl in der ambulanten als auch in der
stationärenPflege,zuermöglichen,führenwirdaserfolgreicheProgramm„WürdeimAlter“fortund
entwickeln es weiter, auch um den immer differenzierteren Anforderungen an die Arbeit in der Pflege 
gerechtzuwerden.Unabdingbardafür istaucheinebessereVernetzungvonKliniken,niedergelasse-
nen Ärztinnen und Ärzten mit den Altenheimen und ambulanten Pflegediensten. Auch den Einsatz 
digitalerMedienundcomputergestützterAssistenzsystemeinPflegeheimen,aberauch,wonötigund
sinnvoll, in Privathaushalten gilt es, weiter auszubauen.

■ Besonderszuunterstützen istdieWeiterentwicklungderPalliativversorgung,sodasskeinMenschan
seinem Lebensende allein gelassen wird. Damit einhergehen muss eine Ausbildungsoffensive im 
BereichderPflegeberufe,damitwirausreichendPersonalinKrankenhäusernundPflegeheimenfürdie
steigende Anzahl an Patientinnen und Patienten haben. 

■ WirwollenMenschenmitBehinderungdieTeilhabeermöglichen:MobilitätsowieumfassendeBeteili-
gungamgesellschaftlichenundkulturellenLebenmüssenauchMitbürgerinnenundMitbürgernmit
Einschränkungenermöglichtwerden.NebendemweiterenbarrierefreienAusbaudesÖPNVundder
deutlichenErweiterungdesAngebotsanbarrierefreienWohnungensetzenwirunsvorallemauchfür
die Förderung von Wohnformen ein, die Menschen mit Einschränkungen ein gemeinsames selbst-
bestimmtesLebenermöglichen.DabeisindFamilienmitKindernmitBehinderungen,wiezumBeispiel
einerAutismus-Störung,sowiejungeMenschenbesonderszuunterstützen.

■ Es ist wichtig, dabei alle Formen der Behinderung im Blick zu behalten und neben mobilitätsein-
geschränkten,sehbehindertenundgehörlosenPersonenauchdieBelangevonkognitivbeeinträchtig-
tenMenschenzuberücksichtigenundzumBeispieldasAngebotanBroschürenundanderenSchrift-
stückeninLeichterSprachedeutlichauszuweiten.

■ Die Stadt Frankfurt ist eine vorbildliche Arbeitgeberin, was die Beschäftigung von Menschen mit
Behinderunganbelangt.AufdiesemWegwollenwirweitergehenundweitereArbeitsmöglichkeitenfür
Menschen schaffen, die nur einer angepassten Form der Arbeit nachgehen können.

■ UnserbesonderesAugenmerkgiltaußerdemElternmitKindernmitBehinderungen,dieunterenormer
ArbeitsbelastungstehenundaußerausgezeichnetenBeratungsangebotenauchpraktischeUnterstüt-
zung–qualifizierteBetreuungsangebote,organisiertetwadurchdieSozialrathäuser,oderpsychosozi-
aleundmedizinischeUnterstützungsangebote,etwaorganisiertdurchdasGesundheitsamt–imAlltag
brauchen. 

■  Wir wollen den Zusammenhalt in den Stadtteilen fördern: Wir möchten, dass sich alle Frankfurterinnen 
undFrankfurterinihrenStadtteilenwohl-undzuHausefühlenundsichamgesellschaftlichenLeben
beteiligenkönnen.DeshalbsetzenwiraufdieFortführungdesQuartiersmanagementsindenbetreu-
tenQuartieren,so langewiediesnötig ist,undeineverbindlicheEinbeziehungderBürgerinnenund
BürgerindieweitereEntwicklungihresStadtteils.AußerdemmöchtenwirdieSozialbezirksvorstehe-
rinnenund -vorsteher in ihrerRolle als SprachrohrundUnterstützungderMenschen stärken,deren
StimmenichtlautgenugzuvernehmenistunddiederHilfebedürfen;dasGleichegiltfürdiewichtige
ArbeitderKinder-undJugendbeauftragten.

■  Insgesamt setzen wir weiterhin auf Stärkung des Ehrenamtes als wichtige Säule der Gesellschaft, zum 
Beispiel auch durch verstärkte Sensibilisierung der Arbeitgeber für die Bedürfnisse ehrenamtlich
Tätiger.DiesbeinhaltetauchAusbauundUnterstützungdervielfältigenSelbsthilfeangebote.

■ WirwollenObdachlosenichtausdemBlickverlieren:Fürobdach-undwohnungsloseMenschenstehen
inFrankfurtdieverschiedenstenHilfsangebotezurVerfügung–vonÜbernachtungsmöglichkeiten,Ein-
richtungen fürTagesaufenthaltundEssensangebotebishinzurWinterübernachtungmitFrühstücks-
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caféinderB-EbenederU-Bahn-StationEschenheimerTor.DieseAngebotegiltes,aufrechtzuerhalten
undauszubauen,besondersauchimHinblickauferkrankteObdachlose,dieeigeneRückzugsräumezur
Genesungbrauchen.EinneuerwichtigerBaustein,derindennächstenJahrenhinzukommenwird,ist
dassogenannteHygienecenteramHauptbahnhof,indemmitWasch-undDuschräumenObdachlosen
dieMöglichkeitzurKörperpflegegegebenwerdensoll.BettelverboteimöffentlichenRaumwollenwir
polizei- und straßenrechtlich voranbringen und durchsetzen.

■  Wir wollen Arbeitslosen eine Perspektive geben: Wir können davon ausgehen, dass in Frankfurt als 
FolgederCorona-KrisemitdeutlichmehrArbeitslosenzurechnenseinwird.Hiergiltes,durcheinen
bedarfsgerechten Aus- und Umbau des Frankfurter Arbeitsmarktprogramms sowie durch gezielte Maß-
nahmenimBereichderSozialhilfedasabzufedern,wasBundes-undLandesprogrammeeventuellnicht
leisten.ImRahmenderstädtischenBeschäftigungsförderungmüssenweiterhinArbeitsgelegenheiten
für Menschen mit schwierigen Erwerbsbiografien zur Verfügung stehen und innovative Projekte
aufgelegt werden. Auch das Beratungszentrum des Frankfurter Arbeitsmarktprogramms muss dazu
ausgebaut werden. Für Arbeitssuchende aus den Ländern der EU soll die bestehende Anlaufstelle
weitergeführtwerden.

■ Wir wollen das „Frankfurter Programm – Aktive Nachbarschaft“ fortführen: Wenn jeder seinen
Beitrag – und ist er noch so klein – zur Gesellschaft leistet, kann aus einer so großen Stadt wie
FrankfurteinblühendesMiteinanderwerden.EigenverantwortungundaktiveMitgestaltungderStadt-
teilemüssenangeregtundgefördertwerden.Daskommunale„FrankfurterProgramm–AktiveNach-
barschaft“, welches seit dem Jahr 2000 bereits einzelne Stadtgebiete fördert, ist dazu ein gutes
Instrument. Sozialpolitik muss langfristig angelegt und über Legislaturperioden hinaus gedacht
werden.NichtnurwirddurchdieMitarbeitderEinwohnerinnenundEinwohnerdielokaleWirtschaft
gestärkt, sondern auch das soziale und kulturelle Umfeld verbessert. Wir setzen uns für eine Aus-
weitungdesProgramms„AktiveNachbarschaft“inweitereStadtgebieteein.

■ WirwollenMenschenbesser vor zwischenmenschlichenKonfliktenundhäuslicherGewalt schützen.
WirsetzenunsdeshalbfüreinekonsequenteStrafverfolgungderentsprechendenTatbeständeein.Die
Leidtragenden von häuslicher Gewalt sind vornehmlich Kinder und Frauen. Wir fordern daher eine 
umfassende Aufklärung zu diesem Thema, insbesondere in Schulen. Die in Frankfurt vorhandenen 
Frauenhäuser müssen mit allen nötigen Mitteln ausgestattet sein und weiter ausgebaut werden.
AnalogzuFrauenhäusernsolldieStadtprüfen,obaucheinMännerhauseröffnetwerdenkann.Solche
EinrichtungenbestehenbereitsinzahlreichendeutschenGroßstädten,u.a.inMünchen,Berlin,Stutt-
gart, Leipzig und Dresden.

■ WirwollendieBetreuungund IntegrationGeflüchteternachhaltiggestalten:Diesbedeutet inerster
Linie,GemeinschaftsunterkünfteundWohnmöglichkeiteninHotelssobaldwiemöglichaufzulösen–
etwa durch neue Wege bei der Vergabe freier Wohnung und durch Zwischennutzung von Grund-
stücken,diezwarfürdenBauvonSchulenundKindertagesstättenfreigehalten,aberindennächsten
Jahrennichtunmittelbargenutztwerden.BeidenweiterenHilfenzurVerselbstständigungmuss ins-
besondere dieAnerkennung ausländischerBerufsabschlüsseweiterhin vereinfacht sowie der Erwerb
von Deutschkenntnissen noch mehr forciert werden.
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8. Frauen

Die tragendeSäuleunsererPolitik istundbleibtes, füralleMenschen inunseremLanddiegleichen
Chancenzuschaffen.FürdieCDUgiltdasPrinzip,dasswirineinerfreienGesellschaftleben,indersich

jederMenschunabhängigvonGeschlecht,HerkunftundanderenMerkmalenfreientfaltenundentwickeln
kann.UnserZielalsCDU isteinediskriminierungsfreieGesellschaft.Hierbei liegtnatürlicheinSchwer-
punktauchinderGleichberechtigungvonMännernundFrauen.Seit1949wurdenvielefrauen-undfamili-
enpolitischeEntscheidungen inderBundesrepublikunterFührungderCDUeingeführt:Erziehungsgeld,
Erziehungsurlaub, Anerkennung von Erziehungszeiten in der Rentenversicherung, mehr Urlaub für die
PflegekrankerKinderundPflegevonAngehörigen,derRechtsanspruchaufeinenBetreuungsplatz,Eltern-
geld undMütterrente. Angesichts der veränderten Lebenswirklichkeiten setzen wir uns für eine echte
WahlfreiheitzwischendenunterschiedlichenLebensentwürfen fürFrauenein.Noch längst isthieraber
nicht alles getan, bleiben Frauen noch allzu oft in klassischen Rollenbildern stecken und leben mit dem 
erhöhtenRisikoderAltersarmut.DasErreichenderChancengleichheitvonFrauundManninunsererinter-
nationalenStadtistGrundvoraussetzungdafür,dassFrankfurtwettbewerbsfähigistundbleibt.Allenhier
lebenden Frauen soll es ermöglicht werden, ihren persönlichen Lebensentwurf zu verwirklichen. Die demo-
grafischeEntwicklungbedingt,dassFraueneineimmerzentralereRollefürBeschäftigungundWachstum
haben, ihre Qualifikationen und Talente sind wichtig, aber viele Mädchen und Frauen in Deutschland
schöpfentrotzsehrguterSchulabschlüsseihreBerufsmöglichkeitenunddamitihreZukunftschancennicht
genügendaus.

Die Förderung von Frauen ist eineQuerschnittsaufgabe für alle Bereiche der Stadtverwaltung und der
Kommunalpolitik.WirunterstützendieArbeitdesFrauenreferatesundmachenunsstark,denDialog,wie
Chancengleichheit im Beruf gelingen kann, in unseren Familien, im Freundes- und Bekanntenkreis, bei
unseren Arbeitskolleginnen und -kollegen und letztlich in Frankfurt voranzutreiben. 

Dafür stehen wir und das sind unsere Ziele

■  Wir möchten Frauen und Mädchen aus unterschiedlichen Kulturkreisen in die Mitte der Gesellschaft 
holen.DaherunterstützenwirdieBeratungsvereinefürMigrantinnenaktiv.GeradeineinerStadtwie
Frankfurt amMain, in derMenschen aus rund180Herkunftsländern leben, ist dasBeherrschender
gemeinsamenSpracheeinentscheidenderFaktorfürgesellschaftlicheTeilhabeundeinfunktionieren-
des Zusammenleben. Mädchen und Frauen soll eine berufliche und vor allem selbstständige Zukunft 
ermöglichtwerden.GenerellsolldasBewusstseinfüreineeigenständigeExistenzsicherunggeschaffen
werden.  Erhaltungssatzungen in Frankfurt wollen wir überarbeiten, dass auch Familien freundliche
Wohnungsgrößenentstehenkönnen.DieCDUunterstütztdievielfältigenAngeboteinFrankfurt,denn
füruns istdiefreieSelbstentfaltungeines jedenEinzelnennachseinenStärkenvonzentralerBedeu-
tung.

■ Gegen jegliche Diskriminierung. Unsere freiheitliche Grundordnung, das Gewaltmonopol unseres
StaatesunddieGleichberechtigungvonFrauenundMännerngehörenfürunsgenausozudenGrund-
lagen unserer freiheitlichen Gesellschaft wie das Verbot der Diskriminierung von Menschen aufgrund 
ihrer sexuellen Orientierung, geschlechtlichen Identität, ihrer Rasse, ihres Geschlechts, ihrer Welt-
anschauung, Behinderung, ihres Alters, ihrer Religion oder ihrer kulturellenHerkunft. Diese Rechte
sind unverzichtbare Voraussetzungen eines funktionierenden Zusammenlebens. Dies fordern wir von 
jedemeinundaufdieserGrundlagebekämpfenwirjedeFormvonRadikalismusgleichwelcherpoliti-
schenoderreligiösenSpielart.EbensounterstützenwirdasProjektdesLSBTIQSafeHouses„LaVilla“
für Menschen, die aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität in ihren
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Heimatländernverfolgtwerden.Wir tretenentschiedenein fürdieSichtbarkeitderLSBTIQCommu-
nity,Respekt,ToleranzunddasgleichberechtigtediskriminierungsfreieundoffeneMiteinanderaller.
Daher sind z.B.deralljährlicheCSDunddieTeilnahmeam IDAHOBITein festerBestandteilunseres
politischenKalenders.AuchimkulturellenundsportlichenAngebotderStadtFrankfurtistdieLSBTIQ-
Communityfestverankert,diesmöchtenwirweiterfördernundunterstützen.

■ Mädchenhäuserschaffen:NebendenKinder-undJugendhäusernsollesauchAngebotespeziellnurfür
Mädchen geben – entweder einzelne „Mädchentage“ in den genannten Einrichtungen oder langfristig 
aucheigeneMädchenhäuser.InEinrichtungen,diesichanMädchenundJungenrichten,sinddieTeams
paritätischzubesetzen.Kenntnisseübergeschlechter-spezifischeSozialisationundPädagogiksollten
für alle Fachkräfte der Kinder- und Jugendarbeit in Frankfurt verbindlich sein. Entsprechende Fort-
bildungs-undQualifizierungsprogrammefürdieFachkräftesindaufzulegen.

■  Das breite Angebot an Arbeitsplätzen in unserer Metropolregion zieht Arbeitskräfte – besonders 
unterschiedlicherNationen–an.FörderungvongesellschaftlicherTeilhabeundChancengleichheitvon
Frauen und Mädchen mit Migrationshintergrund wird damit immer wichtiger.

■ Im Rahmen der Unterzeichnung der europäischen Charta für Gleichstellung wurde als erste Maß-
nahme – in der Umsetzung des Aktionsplanes Gleichstellung, gleichberechtigte Teilhabe am Erwerbs-
leben–dieAkademieMixedLeadershipanderUniversityofAppliedSciencesetabliert.Wandelder
FührungskulturdurchmehrDiversität istdasSchlagwort.WirmöchtendamitdieSensibilisierungfür
die ökonomische Notwendigkeit von Diversität erhöhen. Gleichzeitig ist es eine Möglichkeit, den
AnteilvonFraueninFührungspositionen,denwirschonlangefordern,langfristigzuerhöhen.

■ Wirwollen eine Intensivierung derAnstrengungen, Frauen zurÜbernahme insbesondere politischer
ÄmterundEhrenämterzubewegen,undUnterstützungbeimAusbauvonMentorinnen-Netzwerken,
zumBeispieldurchBeratungsangebotevonerfahrenenFrauenundjungenFrauenzurFörderungund
UnterstützungvonMädchen.

■  Wir wollen den beruflichen Wiedereinstieg von Frauen und Männern nach der Familienphase vorberei-
tenunderleichtern.DiessollzumBeispieldurchdieFörderungvonQualifizierungsmaßnahmenwäh-
rend pflege- und sorgebedingter Auszeiten, durch Wiedereinstiegsprogramme und Teilzeitausbildun-
gen geschehen, um Frauen mit Kindern die Erwerbsarbeit zu ermöglichen. 

■ Frankfurtgehtvoran.DieStadtalsArbeitgebermussBedingungenschaffen,dassFrauenundMänner
ihreErwerbsarbeitmitdernotwendigenHaus-undSorgearbeit verbindenkönnen.ZudiesenBedin-
gungen gehören diesen Bedürfnissen angepasste optionale Arbeitszeiten und eine entsprechende
 Infrastruktur.

■ Erfolgreiche Gründerinnen. Die Gründungsquote von Frauen ist unterdurchschnittlich. Auf Frauen
zugeschnitteneBeratungsangebotezurExistenzgründungsollendaherdieAngebotederStadtFrank-
furt ergänzen. Sie sollen dazu beitragen, dass Frauen den Schritt in die Selbstständigkeit wagen. Die 
wirkungsvolleUnterstützungdurchCoachingundMentoringzurExistenzfestigungmuss fortgesetzt,
der Zugang zu den Programmen der Wirtschaftsförderung verbessert werden. 

■  Der Schutz vor Gewalt, insbesondere sexualisierter Gewalt, ist uns ein wichtiges Anliegen. Daher 
 werden wir die Umsetzung der Istanbul-Konvention weiter vorantreiben. In diesem Zusammenhang 
sindFrauenhäuserundBeratungsstelleneinwichtigerBaustein,derweiterausgebautwerdensollte.
WirwollendaherauchdieUnterstützungeinerFrankfurterFachtagungzumStandderUmsetzungder
Istanbul-Konvention zum Zweck der Information sowie der Formulierung von Zuständigkeiten und 
AustauschüberdenUmsetzungsstandandererKommunen.
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■ Wir wollen uns für einen stärkeren Ausbau der Frauenhäuser einsetzen. Frankfurt braucht einen
bedarfsgerechten Ausbau und die adäquate finanzielle Absicherung der Arbeit von Frauenhäusern
sowie entsprechende ambulante Hilfs- und Betreuungsmaßnahmen. Die Infrastruktur der Hilfe für
gewaltbetroffene Frauen muss besser werden, denn immer mehr Frauen sind Opfer von Gewalt. Auch 
Frauen, die länger als sechsMonate in FrauenhäusernSchutz suchen,müssendortwohnenkönnen,
ohnedassihreAdressebekanntwird.UmdieAnonymitätdesSchutzorteszuwahren,mussdieMelde-
pflicht soausgestaltetwerden,dassdabeieineLokalisierungüberdieAdressederSchutzsuchenden
nicht möglich wird.

■ AnalleFrauen,dieunterGewalt leiden,denken.WirwollendieLückezwischenAkutversorgungund
therapeutischenAngeboten schließen und die Beratungsangebote ausbauen. Ein solchesBeratungs-
undUnterstützungsangebotmuss leicht zu finden sein,die jeweiligeSpracheundKulturder Frauen
verstehenundkostenfreisein.InsbesonderefürvonGewaltbetroffeneMigrantinnenundfürMädchen,
dieausderJugendhilfeherausfallen,aberimFrauenhauszumBeispielnichtangemessenaufgehoben
sind, wollen wir entsprechende Anlaufstellen oder Unterbringungsmöglichkeiten schaffen. 

■ UnterstützungvonBeratungsstellen.Hinsehen,zuhörenundhandeln.WirbraucheneinneuesProsti-
tutionsgesetz! Eine christliche Gesellschaft zeichnet sich dadurch aus, dass es ihr nicht egal ist, wie es 
unserenMitmenschengeht,dasswirunsfüreinanderinteressierenundeinsetzenundunsgegenseitig
helfen.EinfunktionierenderStaatbenötigtdazuklareGesetze,deswegenfordernwirdieEinführung
desNordischenModells in Frankfurt.Außerdemwollenwir eine bessereUnterstützungdesVereins
FIM– Frauenrecht istMenschenrecht sowieMeldestellen in derNähedesHauptbahnhofs schaffen.
AuchweitereBeratungsstellen,v.a.fürFrauen,müssenausgebautwerden:WirwollenintensiveOpfer-
unterstützungundBeratungfürvonGewaltundVerbrechenbetroffeneFrauensowiePräventionund
UnterstützungbeiSchwangerschaftenvonMinderjährigen.

■  Stadtteile stärken. Die Vielfalt der Stadtteile macht Frankfurt so lebens- und liebenswert. Deren 
 Vernetzung wollen wir weiter ausbauen. Dazu gehören sowohl präventive Maßnahmen als auch kon-
kreteHilfsangebote fürKinderund Jugendliche, Frauen, FamilienundSenioren/innen.Damitwollen
wir die Lebensbedingungen vor Ort weiter verbessern und das soziale Miteinander stärken. Auch die 
aktive Einbeziehung und Förderung der Älteren und der Menschen mit Migrationshintergrund wollen 
wirforcieren,zumBeispieldurchdenbedarfsgerechtenAusbauvonFamilienzentren.DieCDUistglei-
chermaßenderPartner fürMenschen inNotund für diejenigen, denenFrankfurt eineneueHeimat
bietet. Besonders um diejenigen Deutschen, die als Spätaussiedler noch nicht ausreichend bei uns
umsorgtsind,sollsichdieUnionverstärktkümmern.WirwollenmehrniedrigschwelligeTreffpunkte
fürFamilienundAlleinerziehendegenerell,wiezumBeispielFamilien-Info-Cafés.Diesesollenflächen-
deckend angebotenwerden. Sie ermöglichenwichtige Kontakte im Stadtteil, regen zur Bildung von
selbstorganisiertenNachbarschaftsnetzwerkenan,bietenBeratungundBildungsangeboteundhaben
eine wichtige Lotsenfunktion. 

■ Gesundheitsförderung für Frauen. Die Förderung der Gesundheit von Frauen ist essenziell für das
Funktionieren der Gesellschaft und muss sich an deren Lebenswelten und Lebensphasen orientieren. 
DahersollenModelleentwickeltwerden,mitdenenvorallemjeneFraueninFrankfurterreichtwerden,
diedengeringstenZugangzuRessourcenhaben:armutsgefährdeteundvonArmutBetroffene,Frauen
mitniedrigerBildung,Alleinerziehende,Erwerbslose, ältereFrauenundMigrantinnen.Angebotevor
Ort,die immerauchdieschonvorhandenenRessourcenundGesundheitskompetenzenberücksichti-
gen, können dazu beitragen, das Selbsthilfepotenzial der Frauen zu unterstützen. Gleichzeitig wird
damitaucheinebessereGesundheitsvorsorgefürdieanderenFamilienmitgliedererreicht.

■ Familien.Freundlich.DieCDUistdieParteiderFamilien,undFamilienmitKindernsind inFrankfurt
willkommen.EinausgeglichenerGenerationenmixistwichtigfüreinelebens-undliebenswerteStadt.
WirstehenfürStabilitätbeidenKrippenbeiträgenunddiegebührenfreieBetreuungimKindergarten.
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DerEinsatzvonTagesmütternistzuerhöhen,umdieVereinbarkeitvonFamilieundBerufzugewährleis-
ten.HortefürdieNachmittagsbetreuungvonSchulkindernmüssenwiederweiterausgebautstattredu-
ziertwerden.Familienbraucheneinequalifizierte,wohnortnaheundflexibleKindertagesbetreuung.

■ WirwollenfürFrauenmitKindernHilfenvonAnfangan:UmallenKindernvonAnfanganeinenguten
StartinsLebenzuermöglichen,setzenwirunsfüreinenflächendeckendenAusbauderFrühenHilfen
einsowiefürdenAufbauvonPräventionsketten,umFamilienfrühzeitigzuerreichenundHilfenanzu-
bieten, bevor sich Problematiken verfestigen. Insbesondere braucht es ausreichende Angebote für
Alleinerziehende, da diese Gruppe besonders belastet ist und am meisten von Armut mit all ihren 
 Folgen bedroht ist. 

■ FrankfurtfördertFrauen.WirwollenunsfürpolitischflankierteRahmenbedingungenfüreinebessere
Bezahlung der Erziehungs-, Sozial- und Pflegeberufe in Frankfurt einsetzen. Die Stadt Frankfurt als
Träger von verschiedenen Einrichtungen wie zum Beispiel Kitas kann hier beispielhaft vorangehen.
Auch die Arbeitsbedingungen, zum Beispiel bezogen auf die jeweiligen Personalschlüssel, sollen in
städtischen Einrichtungen verbessert werden und Aufstiegschancen auch in Teilzeit und nach Phasen 
ohne oder mit geringer Erwerbsarbeit ausgebaut werden. DesWeiteren sollen Qualifizierungsmaß-
nahmen während pflege- und sorgebedingter Auszeiten und der Ausbau der Teilzeitberufsausbildung 
gefördert werden. 

■ MehrPlatz.MehrFreude.FürkinderreicheFamilienmüsseninFrankfurtgrößereWohnungengeschaf-
fenwerden.WirwerdendieAusweisungvonWohngebietenfürbezahlbareReihen-,Doppel-undEinfa-
milienhäuserweitervorantreiben.InNeubaugebietenmüssennochmehrKinderspiel-undBolzplätze
beiderPlanungberücksichtigtwerden.DieCDUFrankfurt strebt zahlreicheSpielplatzpatenschaften
an.WirsprechenunseindeutigfürdenErhaltdervorhandenenJugendeinrichtungenund-zentrenaus
undforderneinestärkereEinbindungundPartizipationvonKindern,JugendlichenundJugendverbän-
den in Entscheidungsprozesse. 

■ Nicht alt aussehen. Der demografische Wandel wird auch vor Frankfurt nicht haltmachen: Der
steigendePflegebedarferfordertneueKonzeptezurVereinbarkeitvonBerufundPflege,dievorallem
erwerbstätigen Frauen geeignete Handlungsoptionen eröffnen. Wir brauchen einen bedarfsgerechten 
Ausbauhäuslicher,stationärerundambulanterPflegeangeboteundsozialerDienste,Einführungeiner
kostenlosen und zertifizierten Tauschbörse fürWohnungen (Familienwohnung gegen altersgerechte
Wohnung)sowiedieFörderungdesgenerationenübergreifendenundbetreutenWohnens.

■  An bedeutende Frauen erinnern. Wir wollen an der Erhöhung des Anteils der weiblichen Straßennamen 
inFrankfurtfesthaltenundsetzenunsdafürein,beiderErschließungneueroderUmbenennungbeste-
henderStraßenundPlätzesowiebeiderBenennungvonSchulenzuvorderst (Frankfurter)Frauenzu
berücksichtigen.
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9.  Umwelt, Energie, Verbraucherschutz  
und Landwirtschaft

Frankfurt ist eine Stadt der kurzenWegeund hat eine hohe Lebensqualität. Viel Stadtgrün und gute
VerbindungenindieNatur-undFreizeitgebietedesUmlandstragendazubei.NebendenArbeitsplätzen

istesdiesehoheLebensqualität,dieunsereStadtattraktivmacht.FrankfurtistimVergleichmitanderen
europäischenMetropolendünnbesiedeltundgrün:DerGrüngürtel,landwirtschaftlichgenutzteFlächen
im Norden, die innerstädtischen Parks und weitläufige Kleingartenanlagen sorgen für ein erträgliches
StadtklimaundeineausgewogeneBalancezwischenUrbanitätundNaturnähe.UnsereHeimatstadtwird
weiterwachsen,bis2030voraussichtlichum9Prozent.DieBalancevonBesiedlungundGrüngerätunter
Druck.FlächeninFrankfurtsindkostbarerdennje.EswerdenGrundstückefürKitasundSchulengesucht;
stärkere Verkehrsströme kollidieren mit dem Wunsch nach umweltfreundlicher Infrastruktur und Erho-
lungsflächen.NachverdichtungsmaßnahmengehenebenfallszulastendesStadtgrüns.

Wirwollen die vorhandenen grünen Flächen schützen, neue schaffen und in den nächsten fünf Jahren
10.000neueBäumepflanzen–nursogelingtesunsauch,dieKlimazielezuerreichen.DerKlimawandel
warlangeabstrakt.DochinzwischenspürenwirauchinFrankfurt,dassdieSommerheißerundtrockener
werden.Grünanlagenwerdenbraun,BäumelassendieBlätterzufrühfallen,dieAnzahltropisch-heißer
Nächte steigt. Über gepflasterten Plätzen staut sich im Sommer die Hitze. Die Natur leidet und die
LebensqualitätdesMenschennimmtab.FrankfurtistdabeiwiekaumeinezweiteGroßstadtinDeutsch-
landgeprägtvomGegensatzderurbanenInnenstadtunddesdörflichenCharaktersderStadtränder.Dies
findetauchAusdruckimUmgangmitderUmweltinderStadt.EinedezentraleEnergieversorgunggehört
daher genauso zu Frankfurt wie ein wohnortnaher Anbau von Lebensmitteln. 

WirmachendieStadtundihreGrünflächenwiderstandsfähigergegendieFolgendesKlimawandels,damit
dieFrankfurter/innenzu jeder JahreszeiteinehoheLebensqualitäthaben.Gleichzeitigmindernwirden
Ausstoß vonTreibhausgasen.DieCDUFrankfurt hat bereits vieleWeichengestellt. Zusammenmit der
Römerkoalition hat sie die „Klima-Allianz“ beschlossen. Ein wichtiges Ziel des Klimapakets: Das Heizkraft-
werkWestderMainova,dasgrößteKraftwerkderStadt,sollnichterst2030,sondernschonimJahr2025
von Steinkohle auf Gas umsteigen. Das wird die CO2-Emissionen verringern. Beim CO2-Ausstoß geht
Frankfurt indie richtigeRichtung:Von1990bis 2017 sankendie Emissionenvon9,8Mio. auf 7,9Mio.
 Tonnen – obwohl die Stadt wächst. In der gleichen Zeit ist nämlich die Einwohnerzahl von 623.000 auf 
741.000Menschengestiegen.DochdasTempoderEmissionsminderung istnochzu langsam.Frankfurt
hat sich verpflichtet, denTreibhausgasausstoßbis 2050gegenüber1990ummindestens95Prozent zu
senken.DafürmüssendieEmissionenschneller sinken.WirwollenÖkonomieundÖkologie inEinklang
bringen. Der Klimawandel schadet den Menschen und der Wirtschaft, aber Energie muss auch bezahlbar 
bleiben.WirwollendieSchöpfung fürnachfolgendeGenerationenbewahren.DennauchunsereKinder
undEnkelsollen inFrankfurtgut lebenkönnen.Wirwollen,dassFrankfurteinegrüneGroßstadtbleibt,
dienichtnurihrenBewohnerneinmöglichstgesundesUmfeldundhoheLebensqualitätbietet,sondern
darüber hinaus ihre Energie-Einsparziele erreicht und einen aktiven Beitrag zumVermeiden von Treib-
hausgasenleistet.DafürgehenwirverantwortungsbewusstundschonendmitdennatürlichenRessourcen
um.WirsetzenunsfüreinevernünftigeBalancezwischenUrbanitätundNaturnäheein.
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Dafür stehen wir und das sind unsere Ziele

■ Die CDU Frankfurt bekennt sich dazu, in den Jahren 2021 bis 2026 ökologische Nachhaltigkeit als
festenGrundsatzfürdieEntwicklungFrankfurtszuetablieren.

■ Pflanzen reinigendie Luft, gleichzeitig sorgen sie für SchattenundKühle. Flächen sind in der Stadt
knapp,dennochgibtesvieleMöglichkeiten,fürmehrGrünzusorgen:Wirwollensiemöglichstintensiv
nutzenundtretenfüreineumfassendeStrategiezurStadtbegrünungauföffentlichenundprivatenFlä-
chenimgesamtenStadtgebietein.Dazugehört:alteStraßenbäumeschützen,neuepflanzen;Frankfurt
hat57.000alteStraßenbäume.MancheleidenunterTrockenheit,zuwenigPlatzfürdieWurzelnund
verdichtetem Boden.Wir wollen sie erhalten, indemwir ihre Lebensbedingungen verbessern, mehr
Platz für dasWurzelwerk schaffen. Stellplätze sollenmit großkronigen Bäumen beschattet werden,
damitAutossichwenigerstarkaufheizen.BeiNachpflanzungensollenmediterraneBaumartenbevor-
zugt werden.

■ EinBaum für jedeNeubürgerinund jedenNeubürger: Frankfurtwächst, aberdieZahl seinerBäume
wächstnichtmit. Für jede zugezogeneNeubürgerinund jedenzugezogenenNeubürger inFrankfurt
sowiefürjedesKind,dashiergeborenwird,pflanzenwireinenneuenBaum–entwederamStraßen-
rand,ineinemParkoderimStadtwald.DieFamilienkönneneinePatenschaftfüreinenBaumodereine
kleine Grünfläche übernehmen, ebenso die Anwohner/innen von Straßen, in denen neue Bäume
gepflanztwerden.WirsetzenaufdieVerantwortungderBürger/innenundAnwohner/innen,diedurch
ihrEngagementdazubeitragen,dassjungeBäumegutgedeihen.DerStadtwaldsollineinemAuffors-
tungsprogrammfitfürdieZukunftgemachtwerden.DabeisollenBaumartengewähltwerden,dietief
wurzeln und mit den klimatischen Veränderungen zurechtkommen. Wir fordern dabei, dass keine 
MonokulturengeschaffenwerdenundBaumartengepflanztwerden,dienachweislichmitdenklimati-
schen Veränderungen zurechtkommen.

■  Viele Kinder in Frankfurt wachsen ohne Garten auf: Um allen die Gelegenheit zu geben, den verant-
wortlichenUmgangmitderNaturzulernen,sollenSchulenPatenschaftenfürTeilevonParksüberneh-
menkönnen.SokönnenSchüler/innendiePflegederPflanzenlernen.InParkssollen„grüneKlassen-
zimmer“unterBäumenoderunterSonnensegelneingerichtetwerden,woKurseundKlassensichzum
Unterricht treffen können.

■ MehrGrünfürGebäude,StraßenbahnhaltestellenundGleise:EsgibtbereitseinFörderprogrammzur
BegrünungvonprivatenGebäuden,DächernundHinterhöfen („Frankfurt frischt auf“), docheswird
noch zu wenig genutzt.Wir setzen uns dafür ein, dass das Programm bekannter gemacht und von
Privatleutenbessergenutztwird.SokommtanvielenStellenmehrGrünindieStadt.NeueDächervon
Bus-undStraßenbahnhaltestellensowieoberirdischeU-Bahn-undS-Bahnhaltestellensollenebenfalls
begrünt werden:Wo esmöglich ist, sollen Straßenbahn-Gleisemit Rasen stattmit Schotter ausge-
stattetwerden(„Rasengleise“).DurcheineintensivierteBegrünungauchvonöffentlichenGebäuden,
StraßenbahnhaltestellenundGleisenwerdennochmehrwichtige,bisherungenutzteundbegrünbare
FlächenzurVerfügungstehen.

■ Auch geeignete städtischeGebäude sollenmitDachbegrünung oder vertikalenGärten ausgestattet
werden:BeiNeubautensolldieseFormderBegrünungexplizit indieBebauungspläneaufgenommen
werden. Frankfurt hat eine Vorgartensatzung, die verbietet, dass Vorgärten komplett versiegelt sind, 
zumBeispielmitSchotteroderPflaster.Dennochkommtdasimmerwiedervor.SolcheVorgärtenver-
ringerndenLebensraumfürInsektenundVögel.Wirsetzenunsdafürein,dassdieVorgartensatzung
wiederüberallbeachtetwird.

■ BieneninderStadt:InsektensolleninFrankfurtihrenLebens-undNahrungsraumfinden,zumBeispiel
mitBlühstreifenandenHaltestellenrändernoderdurchBeeteandenHauptverkehrsstraßen.Sofinden
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auch bedrohte Singvögel genug Nahrung. Das Imkern in der Stadt wollen wir durch Beratung und
 Vernetzung stärker fördern. 

■  Wir wollen die Streuobstwiesen auf Frankfurter Gemarkung erhalten und weiter ausbauen, da sie nicht 
nurunserenApfelwein liefern,sondernökologischhöchstwertvollsind. IhreBewirtschaftungwollen
wirmitgeeignetenMitteln,zumBeispieldurchPatenschaften,fördern.

■  Friedhöfe besser pflegen: Friedhöfe sind Orte der Erinnerungskultur und des Gedenkens. Sie sind Teil 
desstädtischenGrünsundbietenErholung–jedochinstiller,respektvollerWeise.Wirsetzenunsdafür
ein,dassBänkeergänztundWegeinstandgehaltenwerden.AlteGräbersollenerhaltenwerden,wenn
die Flächen noch nicht wieder benötigt werden. Sie sind bewahrenswerte Zeugnisse der Vergangenheit 
unserer Stadt.

■ SchattenundGrün für kühlerePlätze:AufdemGoethe-undRathenauplatzwirdes imSommer sehr
heiß.Wir setzen uns dafür ein, dass stadtweit Plätze begrünt undmit Schattenflächen, zumBeispiel
durchberanktePergolenoderSonnensegel,ausgestattetwerden.BeiNeubaugebieten,zumBeispielam
Römerhof,achtenwirdarauf,dassQuartiersparksundhinreichendeGrünflächeneingerichtetwerden.

■ Wasserkühltunderfrischt:WasserkanndieUmgebungstemperaturmindern.Wirsetzenunsdafürein,
dass städtischePlätze stärkermitWassergestaltetwerden, zumBeispielmitmodernenSpringbrun-
nen,mit„Wasserwänden“oderoffenen,schmalenKanälenwiedie„Bächle“inFreiburg.DieFußgänger-
zonenundgeeignetePlätzeindenStadtteilensollenmitmodernen,hygienischenTrinkbrunnenausge-
stattetwerden,damitfürErfrischungandenheißenSommertagengesorgtist.

■ FüreingrünesMainufer:DasMainuferisteinederbeliebtesteninnerstädtischenErholungsflächen.Es
istzugleichstarkstrapaziert.Wirsetzenunsdafürein,dassdietäglichePflegeinderwarmenJahres-
zeit, die sich bewährt hat, beibehalten wird. Wir appellieren an die Bürgerinnen und Bürger, sich
verantwortungsbewusstzuverhaltenunddenMüllindievorhandenenTonnenzuwerfen.Wirmüssen
einwirksames „Nilgansmanagement“ schaffen, damit dieMenschen auf innerstädtischen Erholungs-
flächenwiedemMainufervordenTierengeschütztwerdenunddieGrünanlagensauberbleiben.

■ MülleimerundToilettenfüreinrundesMainerlebnis:WirfordernmehrMülleimerfürdasMainufer,die
entsprechendansehnlichgestaltetwerdensollenundübereineausreichendeGrößeundeinenSchutz
vorKrähenverfügensollen.WerdurchUnachtsamkeitodergarabsichtlichScherbenamMainuferund
damit Gefahren für andere produziert,mussmit einem Bußgeld belegt werden. Außerdem soll das
Mainufer fest installierte und ansehnlich gestaltete Toiletten erhalten.

■ UmdenerheblichenPlastikmüll zu reduzieren, soll eineFrankfurterSteuer aufdieVerwendungvon
Plastikbecherneingeführtwerden.

■ RegenwasserfürdieGrünanlagennutzen:Trinkwasserwirdimmerwertvoller;wirmüssendamitspar-
samerumgehen.Wir setzenuns fürein intelligentesBrauchwassernutzugskonzeptein.Damit soll in
NeubaugebietenderBauvonunterirdischenZisternenzurSammlungdesRegenwassers zurAuflage
werden.DasRegenwassersollfürdieBewässerungderöffentlichenGrünanlagenundprivatenGärten
genutzt werden, um den Trinkwasserverbrauch zu reduzieren. 

■  Stadtreparatur und umweltbewusstes Stadtwachstum im Osten der Stadt: Frankfurt braucht eine 
große Lösung zur Stadtreparatur und Gestaltung umweltbewussten Stadtwachstums im Osten der 
Stadt.DahertretenwirfüreineschnelleRealisierungderbeschlossenengroßenEinhausungderA661
ein,diewirfürergänzendestadtverträglicheWohnbebauungnutzenwollen.DieEinhausungzwischen
BornheimundSeckbachversprichtnebenmehrWohnraumauchmehrStadtgrünunddieIntegration
derQuartiere.
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■ Bewerbung für die Bundesgartenschau: Mit den neu entstehenden Grünzügen im Osten der Stadt
sowieallengenanntenMaßnahmenzurStadtbegrünungsollsichFrankfurtalsAustragungsortderBun-
desgartenschaubewerben.Ab2024istdieBundesgartenschaunochnichtvergeben.Sokanndasstadt-
gestalterische Potenzial der Einhausung der A661 voll ausgeschöpft werden. 

■  Ressourcen schonen: Wir wollen weniger Energie verbrauchen und mehr erneuerbare Energie produ-
zieren.UmdasZielzuerreichen,dassFrankfurtdenTreibhausgasausstoßbis2050gegenüber1990um
mindestens 95 Prozent senkt, seinen Energiebedarf halbiert und ebenfalls bis 2050 seine komplette 
EnergieauserneuerbarenQuellenbezieht,müssenwiranvielenStellschraubendrehen.

■  Sonnenenergie vom Dach: Um mehr regenerative Energie in der Region zu gewinnen und den Energie-
verbrauchinsgesamtzusenken,istesnötig,dassBürger/innen,Hausbesitzer/innenundUnternehmen
mitmachen. Denn zum einen sind öffentliche Flächen begrenzt und zum anderen stammen 17 Prozent 
derCO2-EmissioneninFrankfurtausprivatenHaushaltensowie32ProzentausGewerbe,Handelund
Dienstleistungen. Es gibt in Frankfurt bereits Förderprogramme für die Installation von Fotovoltaik-
Anlagen auf bestehenden privaten und gewerblichen Dächern. Doch sie werden noch zu wenig genutzt. 
WirsetzenunsinderkommendenWahlperiodedafürein,dassdieFörderprogrammebekannterwer-
den und besser genutzt werden. Infoveranstaltungen, eine bessere Darstellung der Programme auf der 
WebsitederStadtFrankfurt sowieeineBroschüre fürdieKundenderMainova sinddieWegedafür.
Alle öffentlichen Gebäude sollen mit PV-Anlagen ausgestattet werden, auch bestehende, wo die Dach-
konstruktion das zulässt. 

■  Abwärme nutzen: Die größten Stromverbraucher in Frankfurt sind die Rechenzentren. Ihre Abwärme 
wollenwirnutzen,umBürosundHäuserzuheizen.SosinktderEnergieverbrauch.Wirsetzenunsdaher
fürdenAusbauderFernwärmenetzeein.ZugleichfördernwirdieNutzungindustriellerAbwärme.Auch
BlockheizkraftwerkefürmehrereGebäude–bisheretwa440inFrankfurt–habeneineguteEnergiebi-
lanz.WirsetzenunsfüreinestärkereNutzungvonBlockheizkraftwerkenbeiNeubautenein.

■  Wohngebäude energetisch sanieren: In Frankfurt gibt es rund 100.000 Eigentumswohnungen in 13.000 
Gebäuden.FürEigentümer/innen,EigentümergemeinschaftenundHausverwaltungengibtesBeratung
fürdieenergetischeSanierungvonGebäudendurchdasEnergiereferatderStadt.DieseBeratungsoll
bekannter gemacht werden, damit sie öfter in Anspruch genommen wird. Es sollen Informations-
abende und eine Verbrauchermesse zum Thema „Energetische Sanierung“ stattfinden. Wir loben einen 
PreisfürdievorbildlicheenergetischeSanierungvonAltbautenaus.

■ LED-TechnikfürstromsparendeStraßenbeleuchtung:Frankfurthat68.000Straßenlampen.Wirsetzen
unsdafürein,dassStraßenlaternenaufLED-Lampenumgestelltwerden.DasspartEnergie–insbeson-
dere mit der „Light-on-demand“-Technik, bei der die Lampen nur leuchten, wenn auf der Straße 
Bewegung ist. Auf historische Leuchten soll Rücksicht genommen werden. Wir wollen digitale
Steuerungstechnikeinsetzen,umdieBeleuchtunginöffentlichenGebäudenundimöffentlichenRaum
an die Lichtsituation anzupassen. Dadurch soll einerseits Energie gespart und andererseits Lichtsmog 
reduziert werden.

■ NeueWohngebietemitmodernenKonzepten:NeueWohngebiete,zumBeispielamRömerhofundam
Rebstock, sollenmithilfe vonQuartiersgaragen, Carsharing-Angeboten und einerÖPNV-Anbindung,
diebeimBezugdererstenWohnungenfunktioniert,möglichstautoarmesWohnenermöglichen.

■ Carsharingattraktivermachen:CarsharingisteineguteMöglichkeit,aufeineigenesAutozuverzich-
tenunddennochdieVorteileindividuellerMobilitätzunutzen.Esfehlenjedochgutsichtbareundgut
erreichbareStellplätzefürCarsharing-AutosimöffentlichenRaum.Wirsetzenunsdafürein,dassmehr
Carsharing-Stellplätzegeschaffenwerden,damitdieseressourcenschonendeFormderFortbewegung
attraktiver wird. 
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■  E-Mobilität fördern: Der Umstieg auf E-Mobilität kann nur gelingen, wenn Mieter/innen und 
Wohnungseigentümer/innenzuHauseihreAutosaufladenkönnen.DazufehltesinFrankfurtinvielen
Vierteln bisher an Starkstromkabeln. Wir fordern die Mainova auf, ausreichend Starkstromkabel zu ver-
legen.Bis2026sollen20Prozent,bis203040ProzentderParkplätzeinöffentlichenParkhäusernund
amStraßenrandmit Ladesäulenausgestattetwerden.DieKosten fürdie InstallationderLadesäulen
kanndieMainovaüberdenAbgabepreisdesStromsrefinanzieren.

■ ErneuerbareEnergienfürStraßenbahnenundU-Bahnen:Wirsetzenunsdafürein,dassdieVerkehrs-
gesellschaft Frankfurt, die die neunU-Bahn-Linien und zehn Straßenbahn-Linien der Stadt betreibt,
von 2025 an komplett auf erneuerbare Energien umgestellt wird. 

■  Wasserstoff-Technologie fördern: Wir wollen außerdem die Wasserstoff-Technologie fördern und 
strebeneinPilotprojektfürWasserstoffantriebimÖPNVan.AlsVorreitermetropolefürdiesealterna-
tive Antriebsform fördert die Stadt in der Legislaturperiode 2021 bis 2026 die flächendeckende Ansied-
lung von Wasserstofftankstellen oder Wasserstoffzapfsäulen und stellt einen Teil ihres Fuhrparks auf 
entsprechende Fahrzeuge um. 

■ Wirwollen Frankfurt alsZentrum fürBiodiversität undArtenschutz inWissenschaft undPraxis aus-
bauen:ImmermehrTier-undPflanzenartensindbedroht,manchesindausgestorben.FürArtenvielfalt
kannman sichnicht nur auf demLandeinsetzen.Auch in Frankfurt könnenwir viel dafür tun, dass
InsektenundSingvögelguteBedingungenvorfinden.Seit1991istderSchutzdernatürlichenLebens-
grundlagen als Staatsziel in der Hessischen Verfassung verankert. In Frankfurt wollen wir von drei 
Seitenansetzen:beiderFörderungderBiodiversitätinunsererStadt,derFörderungdernaturwissen-
schaftlichenForschungundderWissensvermittlunganKinderundJugendliche.

■ Biodiversitätskataster für Frankfurt: Um zuwissen,welche Tier- und Pflanzenarten in unserer Stadt
Förderungbrauchen,setzenwirunsdafürein,dassdasUmweltamteinKatastererstellt:WelcheArten
lebenwo?GehtdieZahlderInsektenundSingvögeltatsächlichzurück?MitdieserBestandsaufnahme
habenwirdanneineGrundlagefürgezielteMaßnahmenzurFörderungderBiodiversität.

■ DasFrankfurtConservationCentergründen:FrankfurtsollzueinemführendenZentrumfürnaturwis-
senschaftlicheForschungundWissenschaftsvermittlung indenBereichenBiodiversität,Klimawandel
und Artenschutz werden. Dazu wollen wir die Aktivitäten von Senckenberg, Zoo und Zoologischer 
Gesellschaft,Goethe-UniversitätundKfWstärkerbündeln.DasinGründungbefindliche, inDeutsch-
land einzigartige Frankfurt Conservation Center (FCC) soll eine Plattform für angewandten Natur-
schutzwerden.WirsetzenunsfürdieErrichtungdesFCCindenRäumendesZoo-Gesellschaftshauses
oder in einem neuen Gebäude am Osteingang des Zoos ein. 

■ BildungsoffensivefürdieNatur-undLebenswissenschaften:Wirwollen,dasssichgeeigneteFrankfurter
SchulenzuMINT-Profilschulenweiterentwickeln,dievomLandverstärktgefördertwerden.Wirsetzen
unsfürdenAusbauderExperimintazueinemeigenständigenScienceCenterfürKinderundJugendli-
che ein –mitAnbindung an FCC- undMINT-Profilschulen.Wirwollen eineOffensive fürNatur- und
Lebenswissenschaften unter Frankfurter Jugendlichen starten, und zwar durch eine Schwerpunktbil-
dungbei derKinder-Uni, beimSchülerstudium, bei Schulkooperationen, beimHochbegabtenzentrum
sowiebeieinerPraktikumsbörsebeimFrankfurtConservationCenter.

■ Nachhaltiger UmgangmitMaterialien an Schulen: Schulen in Frankfurt nutzen heute nach wie vor
hauptsächlich Papier für Arbeitsblätter oder andere Materialien. Weder dies noch der generelle
UmgangmitderAusstattunganSchulenoderderNutzungvonMaterialienistnachhaltig.Frankfurter
Schulensollendaherzukünftigdaraufachten, ihreMaterialienundAusstattungvordemAspektder
ökologischenundökonomischenNachhaltigkeitzuverwendenundmitdenRessourcensparsamumzu-
gehen. 
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■ FörderungderLandwirtschaftfürwohnortnaheVersorgung:ImSinnederLandwirtschaftfordernwir,
dass es keine großflächige Versiegelung wertvoller Ackerböden geben darf. Kalt- und Frischluftschnei-
senmüssenfreigehaltenwerden.KonventionelleBetriebedürfennichtzweitrangighinterzertifizierten
ökologisch arbeitenden Betrieben zurückfallend behandelt werden. Wir fördern die regionale Ver-
sorgung durch ein städtisches Zertifikat „In Frankfurt gewachsen“. 

■ MitgroßerBesorgnisblicktdieCDUFrankfurtinderStadtFrankfurtundinderRhein-Main-Regionauf
diejüngstennegativenEreignisseinderFleischindustrie:GroßbetriebesorgenseitMonatenfürimmer
neue Skandale und ziehen damit Landwirte und die Fleischereibranche in Gänze in Mitleidenschaft. 
DerSchlüsselzubewussterErnährungliegtinderRegionalität.Wennwiresernstmeinenmitnachhal-
tiger Lebensmittelerzeugung und bewusstem Konsum, brauchen wir einen regionalen Schlachthof. Ein 
regionaler Schlachthof ist zudem prädestiniert für ein Projekt interkommunaler Zusammenarbeit.
KurzeWegeder Landwirte zu einemSchlachthof sind auchTeil desTierwohls, denn jederKilometer
mehrbedeutetzusätzlichenStressfürdieTiere.

■ Wir befürworten die Berücksichtigung von Alternativen zu den häufig als Isolierung verwendeten
preisgünstigenDämm-Materialien.DiesestehenimVerdacht,inBrandfällengefährlichzusein.Zudem
werdendabeihäufigchemischeMittelverwendet,umzumBeispielverbreitetemPilzbefallhinterden
wärmedämmendenVerbundsystemenzubegegnenundumdenBrandschutzchemischzuverbessern.
PassivhausgebäudebenötigendurchwegaufwendigeLüftungsanlagen,derenWartungundFunktiona-
lität oft vielerlei Problememit sich bringen.Nicht nur in Schulenwird deswegen oft „illegal“ durch
Öffnen von Fenstern und Türen gelüftet, um zu einem verträglichen Raumklima zu kommen. Hier
benötigenwirpraxistauglicheTechniken,diestärkerdieBedürfnissederNutzerberücksichtigen.

■ EsmussauchuntergrundsätzlicherBeibehaltungderVorteilederPassivhausbauweiseinunsererStadt
möglichsein,situationsangepasstzubauen.DasbringttäglichspürbareVorteilefürMieter/innenund
Nutzer/innen,dennesgibtvertretbareundnachhaltigeAlternativenzumreinenPassivhausbauinder
bisher in unserer Stadt praktizierten Weise. Der Schlüssel für die Akzeptanz auch aufwendigerer
umweltschonenderVerfahrenbeiBürgerinnenundBürgernliegtinderTransparenzüberVorteile,Auf-
wand,NutzenundKostenverschiedenerVerfahren.

■ WirwollenesdenstädtischenWohnungsgesellschaftenundderStadtbeiBau,UmbauoderSanierung
von Wohngebäuden und öffentlichen Gebäuden deshalb einzelfallbezogen ermöglichen, auch andere 
Techniken als bisher für energiebewusstes Bauen bei vertretbaren Baukosten anzuwenden. Undwir
wollen, dass die Stadt stets und transparent die Vorteile sowie die anteiligen Kosten der angewandten 
BauweisefürdieMieter/innenundNutzer/innennennenkann.Wirwollendamitauchverhindern,dass
weitereUnternehmenwegenüberzogenerBauanforderungenindasUmlandvonFrankfurtumziehen
müssenunddasWohneninunsererwachsendenStadtunnötigweiterverteuertwird.

■ BeratungzumVerbraucherschutz:EsgibtinFrankfurtamMainbereitsetablierteOrganisationen,die
die Menschen in Verbraucherangelegenheiten kompetent beraten. Diese wollen wir erhalten und 
fördern–durchdieBereitstellungvonvergünstigtenRäumlichkeitenunddieergänzendeFinanzierung
konkreterProjektederVerbraucherberatung.

■ WirwollenNachhaltigkeit durchneueTechnologien, durchTransparenzund eine effizientere Steue-
rung:DieDigitalisierungbietetenormeChancenfüreinenbesserenUmgangmitunserennatürlichen
Ressourcen.DementsprechendsetztsichdieCDUFrankfurtdafürein,Umweltschutzmaßnahmenauf
derkommunalenEbenedurchzuführen,diedurchDigitalisierungermöglichtwerden.

■  Heizungssteuerung in öffentlichen Gebäuden: Digitale Steuerungstechniken ermöglichen eine kosten-
reduzierende kurzfristige Anpassung technischer Einstellungen in Heizungsanlagen. Diese Möglichkei-
ten sollen genutzt werden, um die Heizleistung in öffentlichen Gebäuden an die Witterungs- und 
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Nutzungsbedingungenanzupassen.SoisteinHerunterregelnüberNachtundüberFeiertagedenkbar,
aber auch die schnelle Reaktion auf einen Wetterumschwung.
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10. Gesundheit

Frankfurt istschonheutemitseinenvielenGesundheits-undPflegeeinrichtungengutaufgestellt.Wir
wollen,dassauchinZukunftjederinFrankfurtZugangzueinergutenmedizinischenVersorgunghat,

unabhängig von seinem Einkommen, seinem Alter oder seinem gesundheitlichen Zustand. Eine optimale 
VersorgungimKrankheits-undPflegefallistwichtig,genausowichtigistaberauchdieGesundheitsförde-
rung und -prävention. Diese möchten wir weiter ausbauen und fördern. Der CDU Frankfurt ist es ein
Herzensanliegen, für eine bestmögliche kommunale Gesundheitsvorsorge in unserer Heimatstadt zu
 sorgen. Wir sind als internationale Metropole mit unseren zahlreichen Kliniken, unserem öffentlichen 
Gesundheitsdienst,verschiedenenPflegeeinrichtungen,unsererDrogenhilfeundvielemmehrsowohlim
ambulanten als auch im stationären Sektor bereits hervorragend und breit aufgestellt, haben allerdings 
auchmitunserervielfältigenBevölkerungsstrukturundunsereminternationalenFlughafenmitteninEuro-
pa viele komplexe Herausforderungen nicht erst in Zeiten der aktuellen Pandemie täglich zu meistern. 

Wirwerdensicherstellen,dassdasinZukunftsobleibt,undwerdenineinigenBereichen,beispielsweise
beim Katastrophen- und Gesundheitsschutz, aufgrund der neusten Erfahrungen nachsteuern, dabei neue 
starkeStrukturen schaffenundfinanziell deutlichhinterlegen.KommunaleGesundheitspolitik stellt für
uns einenKernbereichderDaseinsvorsorgedar, denwir zukünftignoch zielgerichteter und stärkermit
monetären Mitteln im Etat abbilden werden. Es lässt sich leider feststellen, dass Selbstregulierungsmecha-
nismen des freien Marktes im Gesundheitssystem nicht schrankenlos funktionieren, sodass wir hier
unsere Bürgerinnen und Bürger effektiv schützenmüssen und ein leistungsfähigesGesundheitssystem
mitausreichendenKapazitäteninallennotwendigenBereichenvorhaltenwerden.

Auch in der kommenden Wahlperiode von 2021 bis 2026 treten wir für eine effektive Struktur und
Leistungsfähigkeit unseres lokalen Gesundheitssystems ein und werden dies kontinuierlich weiterent-
wickeln.BeikomplexenbesonderenSituationenundingesundheitlichenundsozialenBrennpunkten,wie
esbeispielsweisedieschwierigeLageimBahnhofsvierteldarstellt,werdenwirüberdennationalenTeller-
randnachZürichhinausblickenunddenStartpunktfüreinenFrankfurterWeg2025miteinembesonde-
ren Fokus auf das Miteinander im öffentlichen Raum setzen. Wir werden solche neu etablierten Maßnah-
men und Vorgehensweisen kontinuierlich einer externen Evaluation von Fachleuten unterziehen und 
gegebenenfallsnachjustieren.DieCDUFrankfurttrittdafürein,dassvomSäuglingbiszurSeniorin/zum
SeniorenjedeBürgerinundjederBürger,unabhängigvonihrer/seinerwirtschaftlichenundsozialenSitua-
tion, den bestmöglichen Zugang zu einer optimalen gesundheitlichen und medizinischen Vorsorge 
bekommensoll.FürunsisteineoptimalePräventionundGesundheitsförderung,vondenKleinstenbiszu
denHundertjährigen,Bedingungfüreingesundes,zufriedenesLebenmiteinerhohenLebensqualität in
unserer Stadt, die damit auch ihren Anspruch unterstreicht, Familienstadt sein zu wollen.

Wir bekennen uns zur Selbsthilfe in den einzelnen Stadtteilen genauso eindeutig wie zu moderner Hoch-
leistungsmedizinindengroßenKrankenhäusernundpflegendenKontaktzudenPatientenvertreternvor
Ort. Wir sind stolz auf unsere Labore, Ärztinnen und Ärzte, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
sowie auf die Expertinnen und Experten – ebenso auf unsere Patientinnen und Patienten mit all ihren 
Erfahrungen als Alltagsexpertinnen und -experten. Wir setzen uns dafür ein, dass deren Stimme bei
komplexenEntscheidungendeutlichesGehörfindenwird.DiesstärktdieVerantwortungunddiePartizi-
pationaller,unddieFrankfurterBürgerinnenundBürgerfühlensichalsKommuneundGemeinschaftim
bestenSinne.WirstellendieWeichenfüreingesundesLebeninunsererStadtundentwickelnFrankfurt
alsinnovativenGesundheitsstandortaufhohemNiveauweiter.
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Dafür stehen wir und das sind unsere Ziele

■ Die CDU Frankfurt ist sich der besonderen Bedeutung einer hochwertigen und leistungsfähigen
Gesundheitsversorgung füralleBürgerinnenundBürgerbewusst.UmdenBürgerinnenundBürgern
auchinZukunfteinequalitativhochwertigemedizinischeVersorgungzubieten,setzenwirunsdafür
ein,sektorübergreifendeGesundheitsnetzwerkeinunsererStadtzuetablierensowiestationärefachli-
cheKompetenzeninZentrenzubündeln.InderCorona-Krisehatsichgezeigt,dassdieklareAufgaben-
teilungzwischendenKrankenhäusernundKlinikenunsererStadtzielführendist.Hieraufsolltenwirin
der Gesundheitsversorgung grundsätzlich aufbauen. Denn eine Konzentration von fachlichen Kompe-
tenzenkannzueinerVerbesserungderQualitätführenundauchdemFachkräftemangelinderPflege
und der Medizin entgegenwirken. 

■  Es ist sicherzustellen, dass in allen Frankfurter Stadtteilen eine ausreichende hausärztliche Versorgung 
(Allgemeinärzte,Kinderärzte)besteht.EbensobefürwortenwireineständigeEvaluierungdernotärztli-
chen Kapazitäten durch Gesundheitsamt, Feuerwehr, Rettungsdienste und die Kassenärztliche Vereini-
gung:Frankfurt isteineständigwachsendeStadtundhatdahereinenzunehmendenBedarfanNot-
arzt- und Rettungsfahrzeugen, damit niemand im Ernstfall unnötig lange auf eine notärztliche 
Versorgungwartenmuss.Auch istzuberücksichtigen,dassunsereHeimatstadtFrankfurt schonseit
langerZeitanWerktageneineMillionenmetropoleist.DasEintreffenvonzusätzlichenNotfällenwird
dadurch noch wahrscheinlicher.

■  Die zunehmend große Schwierigkeit der kinderärztlichen Versorgung in einigen Stadtteilen mit langen 
Wartelisten und Aufnahmestopps ist ein Problem für eine adäquate medizinische Versorgung. Da
Frankfurt lautBerichtderKassenärztlichenVersorgung imGesundheitsausschuss imRömerentspre-
chendderBedarfsplanungausreichendmitKinderarztpraxenversorgtist,wirddieCDUFrankfurtdafür
eintreten, den Zuschnitt der Versorgungsgebiete zu ändern. Inzwischen gibt es aufgrund des Wachs-
tums der Stadt deutlich mehr Kinder in Frankfurt, sodass mehr Kinderarztsitze innerhalb des Ver-
sorgungsgebietsgeschaffenwerdenmüssen,biseinVersorgungsgradvon110Prozenterreichtist.

■ ZurVerbesserungder ambulantenNotfallversorgung ist das vorbildlicheModell derKlinik Frankfurt
amMain-HöchstauchinanderenKrankenhäusernundKlinikenimStadtgebieteinzuführen.Wirwollen
einespürbareEntlastungderNotaufnahmeninFrankfurterKlinikendurchfachgerechteBeratungund
Zuordnung der Patientinnen und Patienten bei der Ankunft in allen Krankenhäusern. 

■ Wirstehen füreinehochwertigemedizinischeVersorgung,dieandenBedarfderBevölkerungange-
passt ist, insbesondere hinsichtlich der Geriatrie (Alterserkrankungen) und der Palliativmedizin
(BehandlungSchwerstkranker,Schmerzbehandlung).ZudemwollenwirdieAufklärungundganzheitli-
che Behandlung von psychischen Störungen (psychosomatische Erkrankungen, Depressionen, Burn-
out)nachhaltigstärken.

■  Wir wollen das Klinikum Frankfurt-Höchst stärken: Das Klinikum Frankfurt-Höchst ist ein wesentlicher 
Bestandteil kommunalerDaseinsvorsorge imFrankfurterWesten.Wir setzenunsdafürein,dassdas
Klinikum Frankfurt-Höchst auch in Zukunft weiter in kommunaler Hand und als Maximalversorger 
bestehen bleibt. Die erfolgreiche Zusammenarbeit mit den Kliniken des Main-Taunus-Kreises in der 
gemeinsam gegründeten Dachgesellschaft „Kliniken Frankfurt-Main-Taunus“ ist fortzuführen und
stetigweiterzuentwickeln.MitdemNeubauinPassivhausbauweiseerhältderFrankfurterWestenein
Klinikum,dasfürguteundmoderneMedizinsteht.DerNeubauverbessertdieStrukturenundOrgani-
sation imKlinikumund trägt zurbesserenWirtschaftlichkeitbei.DieCDUFrankfurt fordert,dass in
ZukunftwiedereinSchülerwohnheimaufdemGeländederKlinikentsteht.DurchdenNeubaumusste
dasalteSchülerwohnheimweichen.SosolldieKlinikfürAuszubildendeattraktiverwerdenundpreis-
günstigenkliniknahenWohnraumwährendderAusbildungzurVerfügungstellen.DasKlinikumFrank-
furt-Höchst soll auch in Zukunft attraktiver Arbeitgeber bleiben, dazu gehören eine tarifsichere, 
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leistungsgerechte Vergütung nach dem TVöD-K sowie Zusatzleistungen, wie zum Beispiel ZVK und
Job-Ticket.

■ DieCDUFrankfurt siehtdenMangel anHebammengerade inderWochenbettbetreuungalsgroßes
Probleman,dasgelöstwerdenmuss.DarumhatsiedieErrichtungeinerAusbildungsstättefürHebam-
men an der Carl Remigius Medical School von Anfang an unterstützt und plädiert dafür, dass das
 Klinikum Frankfurt-Höchst sowie die Krankenhäuser der Stiftung zum Heiligen Geist sich an der prakti-
schenAusbildungbeteiligen.DieCDUFrankfurtsetztsichdafürein,dasseseineinheitlichesAusbil-
dungsniveaugibt.DieseswürdediePositionderHebammenvoralleminderZusammenarbeitmitÄrz-
tenstärkenunddurcheineEU-weiteÜbertragbarkeitderAbschlüssedieFreizügigkeitgewährleisten.

■ DerFrankfurterWeginderDrogenpolitikistseitJahrenVorbildfürvieleKommunen.DasAngebotzur
SuchtpräventionundFrühinterventionmussstetigweiterentwickeltundderaktuellenSituationange-
passtwerden.DieBekämpfunggegendenHandelmitillegalenDrogenmusskonsequentweitergeführt
werden. Den Drogenkonsumierenden sollen verstärkt gesundheits- und sozialpolitische Hilfsangebote 
aufgezeigt werden, um in eine drogenfreie Zukunft zu starten. Ein erleichterter Zugang zu Drogen 
würdeerstrechtzumKonsumverleiten.AusnahmeistdiemedizinischeNutzungvonCannabisunter
ärztlicherAufsichtzumWohleschwerstkrankerMenschen,zumBeispielKrebs-undSchmerzpatientin-
nen und -patienten.

■ EinzentralerBausteindabeisollsein,nachdemVorbild„sipzüri“eineeigeneEinheitfürdasBahnhofs-
viertelzuschaffen,diefürOrdnungsorgensoll.DiesespezielleEinheitwirdbereitsäußerlichander
Uniformbesonderserkennbarsein.FernermussderPräventionsrat imBahnhofsviertelgestärktwer-
den, und auch an eine verstärkte Videoüberwachung an besonderen Brennpunkten ist zu denken.
DarüberhinaussollteanOrten,andengrößereAnsammlungenerfolgen,überdierechtlicheMöglich-
keit nachgedacht werden, Alkoholverbotszonen einzurichten. Die Stabstelle Sauberes Frankfurt sollte 
im Hinblick auf eine häufigere Flächenreinigung besonders stark mit involviert werden. Da Frauen in 
den Frankfurter Druckräumen laut Untersuchungen deutlich unterrepräsentiert sind, setzt sich die 
CDU Frankfurt für eine intensivere Arbeitmit Frauen in der offenenDrogenszene ein. Hier gibt es
 vorbildliche Maßnahmen in Hamburg, wie beispielsweise einzelne Druckräume zu gewissen Zeiten nur 
fürFrauenzuöffnen.Wirwerdenüberprüfen,wassichdavoninFrankfurtimplementierenlässt.

■ Außerdem setzt sich dieCDUFrankfurt für dasAufstellen von Spritzenautomaten an neuralgischen
Stellenein.DiesehabensichlautStudienalsguteHIV-undHCV-Prophylaxeerwiesenundwürdenzu
30ProzentvonMenschengenutzt,dieniezumSpritzentauschineinenKonsumraumkommenwürden.
ÜberdieseAutomatenkönntendannauchSmoke-UtensilienundKondomeverkauftwerden.DieCDU
Frankfurt unterstützt des Weiteren Angebote zum Aufenthalt für Drogenabhängige wie das 2018
geschaffeneNachtcaféinderMoselstraße47.HierwäreeineweitereVerlängerungderÖffnungszei-
ten,diebislangvon22.30Uhrbis11.30Uhrgehen,zuprüfen.

■ WirsetzenunseinfürdenweiterenAusbau,dieVerbesserungundFörderungvonAngebotenbzw.wir-
kungsvollerPräventionundForschungfürMenschen,diemitHIVinfiziertoderanAIDSerkranktsind.
Damit einhergehend wollen wir jegliche Ausgrenzung, Diskriminierung und Stigmatisierung dieser
Menschen abbauen.Wir setzen uns ein für die Sicherung und Fortführung der vielfältigen LSBTIQ-
SelbsthilfestruktureninFrankfurt,diezahlreicheAufklärungsprojekteseitJahrenengagiertdurchfüh-
renwiez.B.dieAidshilfemitihrerlangjährigenExpertise.WirfordernweiterhindieBerücksichtigung
vonLSBTIQ-LebensweisenundBedürfnisseninderambulantenundstationärenAlten-undBehinder-
tenhilfe.
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■ DieCDUFrankfurtistweiterhingegeneineFreigabeharterDrogenundgegeneineLegalisierungvon
CannabiszumFreizeitkonsumsowiejeglicheModellversuche,dieinRichtungAbgabevonCannabisin
FormeinesModellprojektesgehen.Gerade,wennmandenimSchnittmittlerweiledreimalstärkeren
THC-Gehaltberücksichtig,istausGründendesJugendschutzeseinsolchesSignalgeradezufatal.

■ DieCDUFrankfurtsprichtsichdafüraus,eineSuchtmittelkampagnefürJugendlichezustarten.Vielen
Jugendlichen sind die Gefahren von Drogen und Suchtmitteln nicht unmittelbar bewusst. Um die
FolgeneinerErkrankunginsBewusstseinzurufen,fordernwireinestadtweiteSuchtmittelkampagne.
Deutschlandweit steigt der Beratungs- und Behandlungsbedarf für Cannabiskonsumenten und
Drogenabhängige stetig.Dabei soll auchüberdieGefahren legalerDrogenwieAlkoholundNikotin
aufgeklärtwerdenundverstärktHilfefürdenUmgangmitbetroffenenFamilienangehörigenangebo-
tenwerden.MöglicheAnlaufstellenfürSuchtkrankeimStadtgebietsindstärkerbekanntzumachen.

■  Wir fordern einen kommunalen Pandemieplan und dessen regelmäßige Aktualisierung. Die Stadt 
FrankfurtsollausderCorona-KriselernenundneugewonnenesWissenindenbestehendenkommuna-
lenInfluenzapandemieplanUpdate2012aufnehmen.DievondemneuartigenCorona-Virusausgelöste
Pandemie ist eine beispiellose Aufgabe für unser Gesundheitswesen. Eine enge Zusammenarbeit
zwischenStadt,Kliniken,PflegeheimenundArztpraxenistdafürerforderlich.DieStadtFrankfurtsollte
zusammen mit den Kliniken, Pflegeheimen und Arztpraxen über eine Bevorratung von Schutzaus-
rüstungfürPandemiezeitenberatenunddieszügigumsetzen.EinenMangelanSchutzausrüstungdarf
es bei einer möglichen weiteren Pandemie nicht geben. Der Schutz von medizinischem Personal muss 
hohe Priorität haben. 

■ Wirwollenein leistungsfähigesundvorausschauendesGesundheitsmanagement:Wir setzenuns für
den Ausbau des Gesundheitsmanagements im Öffentlichen Dienst und bei privaten Unternehmen zur 
FörderungvonpräventivenMaßnahmenfüreinenbesserenGesundheitszustandbeidenAngestellten
ein.NurwergesundistundsichanseinemArbeitsplatzwohlfühlt,istauchinderLage,motiviertund
leistungsfähig zu arbeiten. Eine Zusammenarbeit mit Sportvereinen, Fitnessstudios und Fahrradver-
leih-Firmen soll verstärkt angestrebt werden. 

■ WirwollendieGesundheitimAlterstärkerfördern:SchonheutehatFrankfurteingutesNetzwerkzur
gesundheitlichenundallgemeinenVorsorgeundBeratungimAlterdurchstaatlicheundprivateInfor-
mations-undHilfseinrichtungen.WirwollendieseArbeitweiterunterstützenundverbessern, insbe-
sondere durch eine noch bessereBekanntmachungderAngebote und finanzielle Förderung. Zudem
sprechenwirunsdafüraus,denSeniorensport inFrankfurtnochmehr zu fördernundbekannter zu
machen. Der Prozess des Alterns kann naturbedingt nicht gestoppt werden, aber Sport im Alter fördert 
die körperliche und geistige Gesundheit. 

■ WirwollendieGesundheitsversorgungweiterausbauen:BeieinerwachsendenStadtwieFrankfurtund
den daraus entstehenden Herausforderungen braucht es einen starken öffentlichen Gesundheits-
dienst,damitdasGesundheitsamtseinegesetzlichverankertenAufgabenweiterhinguterfüllenkann.
Außerdem muss unser Gesundheitsamt durch den Ausbau der digitalen Infrastruktur gestärkt werden, 
wobei hier das Konzept der Entwicklung einer eigenen Software wiederaufgenommen werden soll. 
Außerdem bekennen wir uns zur wertvollen Arbeit des im Frankfurter Gesundheitsamt angesiedelten 
regionalenNetzwerksgegenmultiresistenteErreger(MRE)unddenMethicillin-resistentenStaphylo-
kokkusaureus(MRSA).DahiervermeidbarenInfektioneninKliniken,dieofttödlichverlaufen,vorge-
beugtwerdenkann,setztsichdieCDUFrankfurt füreineAusweitungder Informations-undFortbil-
dungsveranstaltungen desMRE-Netzwerks gerade in Frankfurter Kliniken, Heimen und ambulanten
Pflegediensten ein. 

■ DieCDUFrankfurtbekenntsichzudem langjährigenerfolgreichenProjekt „FrüheHilfen“,dasunter
anderem am Gesundheitsamt angesiedelt ist. Die Arbeit von Hebammen, Kinderkrankenschwestern 
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und-pflegern,Kinderärztinnenund-ärzten,dieFamilienvonderSchwangerschaftüberdieGeburtdes
Kindes bis zum ersten Geburtstag mit dem Ziel begleiten, die Gesundheit und Entwicklungschancen 
der Kinder und ihrer Familien zu erhöhen, ist sehr wertvoll. Das Konzept sieht bisher vor, die Familien 
spätestens bis zum ersten Geburtstag des Kindes an andere vorhandene ambulante Strukturen, wie 
Familienbildungszentren oder Kindergemeinschaftseinrichtungen, angebunden zu haben. Dies gelingt 
beiFamilienmithohemUnterstützungsbedarfhäufignicht.DahersetztsichdieCDUFrankfurtdafür
ein,dassFamilienmitKleinkindernbeiBedarfkünftigbiszumvollendeten3.Lebensjahrbegleitetund
betreut werden können.

■ DieArbeit desGesundheitsamtes in der Impfberatungmuss zukünftig noch stärker publik gemacht
werden.DieInformationsseitedesGesundheitsamtesunddieBroschürensolltengeradefürElternaus
Migranten-Communityszukünftigmehrsprachigsein.DaesanFrankfurterSchulenimmerMasernaus-
brüchegibt,werdenwegenderhohenAnsteckungsgefahrimmernochunzureichendgeimpfteSchüle-
rinnenundSchülervomUnterrichtausgeschlossen,umeineAusbreitungderKrankheitzuverhindern.
HiergiltesfürdasAmt,AufklärungsarbeitzuempfohlenenImpfungenzuleisten.

■  Um der schwierigen angespannten Personalsituation im Gesundheitsamt entgegenzuwirken, setzt sich 
dieCDUFrankfurthierfüreinestärkereGewinnungvonFachkräftenein.Wirwerdenunteranderem
zukünftig den Magistrat auffordern, für eine Änderung der Approbationsordnung zu streiten, die
Kenntnisse zu Tätigkeitsfeldern des ÖGD in die Ausbildungs- und Prüfungsinhalte der angehenden
MedizineraufnimmtsowieimRahmenderFamulaturunddesPraktischenJahresdieMöglichkeitenzur
Sammlung von praktischer Erfahrung im ÖGD anbietet. Seit dem Wintersemester 2013/14 ist das
Gesundheitsamt bisher die einzige akademische Lehreinrichtung des Öffentlichen Gesundheitswesens 
inDeutschland,inderdasvielfältigeAufgabenspektrumindenBereichenGesundheitsschutz,Gesund-
heitshilfeundAufsichtüberBerufedesGesundheitswesensineinerGroßstadtvonangehendenMedi-
zinerinnen und Medizinern kennengelernt werden kann.

■ ErreichbarkeitderStadtverwaltung:Wirwollendafürsorgen,dasssichdieStadtverwaltungintensiver
als bisher damit befasst, wie auch in schwierigen Zeiten der Kontakt zwischen den Menschen in der 
Stadt und der Stadtverwaltung nicht nur provisorisch aufrechterhalten, sondern zukunftsorientiert 
weiterverbessertwerdenkann.DieCorona-Pandemie2020hatauchinFrankfurtamMaingezeigt,wie
sehr der Gesundheitsschutz das tägliche Leben der Menschen verändern kann. Wir sehen dies unter 
andereminGeschäften,LokalenundauchindenRäumenvonBehörden.DiebisherbekanntenGrenzen
zum Verbraucherschutz werden fließend. Wir streben deshalb nicht nur eine verbesserte generelle 
telefonischeundpersönlicheErreichbarkeitdesPersonalsderStadtundderÄmter,insbesondereüber
die Bürgerämter unserer Stadtmit ihrer wichtigenQuerschnittsfunktion, an.Wir fordern auch eine
verbesserteInformationdurchalleÄmterderStadtaufderenInternetseitenfürdierealenBedürfnisse
der Stadtgesellschaft einschließlich der Gesundheitsversorgung: So war es während der Corona-
Pandemie 2020 zum Beispiel für pflegende Angehörige älterer oder kranker Menschen praktisch
unmöglich, telefonisch oder auf den Internetseiten der Stadt Informationen über die besonderen
Anforderungenanin-undausländischehäuslichePflegekräfteoderübererhöhteHygieneanforderun-
gen bei der häuslichen Pflege zu erlangen. 

■ ZueinergutenGesundheitgehörtaucheineguteErnährung:Wirsetzenunsdafürein,einegesunde
undregionaleErnährunginKitasundSchulenweiterauszubauenundzufördern.NachMöglichkeitsoll
es„Kochunterricht“inKitasundSchulengeben.KönnenKinderundJugendlicheselbstkochen,haben
sie Spaß und lernen am schnellsten, was gesunde und regionale Ernährung ist. 

■ Frankfurt ist eine Sportstadt: Sport und Bewegung fördern die Gesundheit. Deshalb fordern wir für
Frankfurt mehr kleine Sportbereiche mit Trainingsgeräten in Parks und weitere Sportanlagen. Viele 
FrankfurterinnenundFrankfurternutzenschonheutedieSportanlagenderStadt,wiezumBeispielden
HafenparkimOstend,aberbeieinerwachsendenStadtsteigtauchdieNachfragenachSportangeboten.
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Sport hält gesund, begeistert und führt zusammen; Sportbegeisterungmuss einMarkenzeichen Frank-
furtswerden.BreitensportbrauchtLeistungssport–undumgekehrt.FrankfurtsollalsAustragungsortfür
internationaleSportwettkämpfejederSpartemitentsprechendenAnlagenauchfürLeichtathletik-,Gerät-
turn-, Tennis- und Schwimmwettkämpfebereitstehenunddarüber hinausVereins- undAlltagssportlern
bestmögliche Rahmenbedingungen bieten. Dem selbstorganisierten Sport sollen im öffentlichen Raum 
mehr Möglichkeiten geboten werden. 

Sportmacht Spaß, verbindetMenschen, ermöglicht Integration. Vielfältiger Vereinssport in der Breite
ebenso wie die intensive Anteilnahme an Spitzensportereignissen verbindet Menschen aller Altersschich-
tenundBevölkerungsgruppen–mitpositivenWirkungenaufdassozialeMiteinanderinderStadt.Sport
isteinwichtigerBildungsfaktor,fördertsozialesLernensowiedenUmgangmitEhrgeiz,(Miss-)Erfolgund
geregeltemWettstreit–jedeMengeErfolgsfaktorenfüreinedynamischeundsozialeStadt!

HinzutrittalsElementurbanenLebensgefühlsdasBedürfnis,dieeigeneFitnessimAlltagzupflegen,auch
unabhängig von klassischen Angeboten und spezifischer Infrastruktur. Sport lebt von Ehrenamt und
Bürgerengagement, erzeugtKontakt, Kenntnis undOffenheit für die ganzeWelt. Frankfurterinnenund
Frankfurter sind vielfach sportlich unterwegs und ziehen Sportbegeisterte aus anderen Städten und Regi-
onen Hessens und Deutschlands in die Stadt. Sportliche Großereignisse sind deshalb Aushängeschilder 
derStadtundZeichenfürihreWeltoffenheitundihreneuropäischenHorizont.

Dafür stehen wir, und das sind unsere Ziele

■  Sportbegeisterung als Markenzeichen: Wir wollen Sportbegeisterung in allen Facetten zu einem 
unübersehbarenMarkenzeichen unserer Stadtmachen. Dazu gilt es einerseits, den Vereinssport zu
stärken.DochBreiten-undSpitzensportbedingeneinander.UnserAnspruchistesdeshalb,dassFrank-
furt als Austragungsort für internationale Sportwettkämpfe jeder Sparte infrage kommt. Darüber
hinaus wollen wir mit einem umfassenden Konzept „Stadt in Bewegung“ für die Alltagssportler in
unserer Stadt bestmöglicheRahmenbedingungen schaffen undbesondersKindern und Jugendlichen
vielfältigeAnlässeundinnovativeFormatebieten,umihreLustaufBewegungzufördern.

■  Stadt der Spitzenverbände: Wer an Frankfurt denkt, kommt an den Spitzensportverbänden nicht vor-
bei. In der Otto-Fleck-Schneise sind zahlreiche Dachverbände der großen Sportarten beheimatet: Der 
DeutscheOlympischeSportbund (DOSB)unddergrößteEinzelsportverbandderWelt,derDeutsche
Fußballbund(DFB),habenhierihrenSitz.Wirsetzenunsdafürein,dassdiesauchinZukunftderFall
sein wird und Frankfurt Sportverbandshauptstadt bleibt. 

■ Olympiabewerbung mit der Region: Frankfurt und die Region sind für sportliche Großereignisse
gewappnet; die Ironman-Europameisterschaft, das Radrennen „Frankfurt-Eschborn – Rund um den 
Finanzplatz“oderderFrankfurtMarathonzeigendiesJahrfürJahreindrucksvoll.AuchalsAustragungs-
ort von Welt- und Europameisterschaften in verschiedenen Sportarten hat sich Frankfurt bereits 
bewährt.Wirstrebendaheran,dasssichFrankfurtunddieRhein-Main-RegionfürdieAusrichtungder
Olympischen Sommerspiele 2032 bewerben. Durch die vorhandene Verkehrsinfrastruktur und die
Modernisierung bereits bestehender Sportstätten wäre der finanzielle Aufwand geringer als an ande-
ren Orten. Eine gemeinsame Bewerbung würde zudem den Zusammenhalt der Region stärken und
dazu führen, dass alle Teile derMetropolregion von den Spielen profitieren könnten. Für die Spiele
modernisierteundneuhergestellteSportstättenkönntenimAnschlussandieSpielealsStützpunkte
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für Sportverbände dienen, das olympische Dorf würde zudem im Anschluss für Wohnraum in der
Region sorgen. 

■ ZeitgemäßeInfrastrukturfüralleSportarten:InFrankfurtsindnichtnurverschiedeneSpitzenverbände
zuHause.AuchderBreitensporthatseitjehereineHeimatinunsererStadt.Damitauchzukünftigjede
SportlerinundjederSportlerseinemSportgutundleistungsorientiertfrönenkann,fordernwir,dass
dieInfrastrukturfüralleSportartensichergestelltwird.DiesumfasstdenNeubausowiedieregelmä-
ßige Renovierung und Modernisierung von gedeckten und ungedeckten Sportanlagen ebenso wie die 
AusweisungvonAngebotenfürnichtvereinsgebundenenSport.Insbesonderefürnichtvereinsgebun-
denen Sport sollten in öffentlichen Anlagen der Stadt Geräteparcours errichtet und beispielsweise 
WegweiserfürLauf-undFahrradrundenimStadtgebietaufgestelltwerden.

■ MultifunktionshallefürFrankfurt:FrankfurtamMainbenötigteinemoderneMultifunktionshalle.Wir
wollen,dasstrotzderCorona-KriseamBaudergeplantenMultifunktionshallefestgehaltenwird.Mit
derneuenHallewirdFrankfurtmittel-undlangfristigdemstetigwachsendenRaumbedarffürSpitzen-
sport,KonzerteundweitereVeranstaltungengerechtwerden.NachAbschlussdesVergabeverfahrens
müssen Fragen geklärt werden, welche die zukünftigen Besucher derMultifunktionshalle betreffen,
darunterdieErreichbarkeitmitAutoundÖPNVsowiebarrierefreieZugängevorOrt.

■ MehrSport inderBreite:DieFrankfurterinnenundFrankfurterübenSportganzunterschiedlichaus,
vielfach in den über 400 großartigen kleinen und großenVereinen der Stadt. Jeder kann dort seine
Sportart und sein Sportangebot finden. Wir werden die Frankfurterinnen und Frankfurter mit Informa-
tionenüberdieArbeitunddieAngebotederSportvereinezurTeilnahmeamVereinslebenermutigen.
WirwerdendieVernetzungzwischen schulischenAngebotenundVereinssport stärkerunterstützen.
DabeiwerdenwirdieschulischenSportstättenfürdenVereinssportbessererschließen,zumBeispiel
durcheinenverbessertenHausmeisterserviceund intelligenteZugangssystemeanSchulen.Beiallen
BaumaßnahmenimBereichderSchulturnhallenwollenwireinemöglicheNutzungauchaußerhalbder
Schulzeiten mitplanen, etwa durch separate Eingänge von außen.

■ Breitensport braucht Spitzensport: Bei aller Begeisterung für die Eintracht lebt die Sportstadt nicht
vom Fußball allein. Wir streben eine international wettbewerbstaugliche Infrastruktur in allen klassi-
schenSportspartenan,die inFrankfurtderzeitfehlt.EsbrauchtmindestensAnlagenfürLeichtathle-
tik-,Gerätturn-,Tennis-undSchwimmwettkämpfe.EinemitderRegionbetriebeneBewerbungumdie
AustragungderOlympischenSommerspiele2032wärederKönigsweg,umhierAbhilfezuschaffen.

■ Konzept„StadtinBewegung“:WirwollendieRahmenbedingungenfürindividuellen,gelegenheitsge-
triebenenAlltagssport imurbanenRaumschaffen.Freie,besondersgrüneFlächen indenStadtteilen
sollengenutztwerden,umSpiel-undBewegungszonenmitentsprechenderInfrastruktureinzurichten.
StraßenmitwenigAutoverkehrsollenzeitweiseauchKindernfürSpielundStraßensportzuVerfügung
stehen.DasAngebotfürzumBeispielParcours-,Skate-,Basketball-,Bolz-undMultifunktionsplätzesoll
erweitert werden und es sollen Informationen zu Sportgelegenheiten in einer umfassenden Fitness-
App verfügbar gemacht werden. Seniorenfitnessgeräte sollen an geeigneten Stellen mitgeplant
 werden.

■ StadtteilbasierteSportentwicklungsplanung:DiePlanungderStadtausdemJahr2010werdenwirfür
das gesamte Stadtgebiet systematisch fortsetzen, um die Frankfurter Sportlandschaft weiterzuent-
wickeln und besonders auch neue Trends aufzunehmen und möglichst in alle Stadtteile zu tragen.

■ Schwimmen für alle: Schwimmbäder in Frankfurt platzen aus allenNähten und stellen Jahr für Jahr
neueBesucherrekordeauf.WirbefürwortendenAus-undNeubauvonSchwimmbädernfüralleFrank-
furterinnen und Frankfurter. Vorschläge, die Schwimmbereiche nach Geschlecht und Religionszugehö-
rigkeit zu trennen, schaden der Integration und widersprechen unserem weltoffenen Menschenbild; 
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wir lehnen sie entschieden ab. Wir begrüßen den Planungsfortschritt des neuen Familienbades in
FrankfurtBornheimund fordern,nochweitereFlächen fürFrankfurterSchwimm-undSportbäderzu
erschließen. IndenFrankfurterSchwimmbädernsollendieSchulen,BäderbetriebeundVereinemehr
KapazitätenfürdenSchwimmunterrichtvonKindernbereitstellen.

■  Kampagne „Mein Seepferdchen“: Alle Frankfurter Grundschulkinder sollen das Schwimmen lernen. 
Schwimmen ist eine Grundkompetenz, auf die niemand heutzutage verzichten kann. Die gute Erreich-
barkeitvonSchwimmhallenfüralleKinderundJugendlichen inFrankfurtmussalsZielderSportent-
wicklungsplanung der Stadt aufgenommen werden. Insbesondere sollen beim Neubau und bei der
Sanierung von Schulen auch Schwimmhallen mitgeplant werden, sofern es die räumliche Situation 
zulässt.

■ KampagnefürKinderundJugendliche„WirbewegenFrankfurt“:ImmermehrKinderlebeninderStadt
(über130.000KinderundJugendlicheunter18Jahren,Stand:2017).WirwollenfürKinderundJugend-
lichemehrPlätzeundRäumefürSpielundBewegungsowieSportundZusammenkommenschaffen.
BeidenPlanungenwerdenKinderundJugendlichesystematischeinbezogen.Zielisteinwohnortnaher
ZugangzudenAngeboten,damitKinderundJugendlichediePlätzeeigenständigerreichenkönnen.

■ OffeneSchulhöfe:DieSchulhöfederFrankfurterSchulensollensystematisch indieFreiraumplanung
derStadtteileeingebundenwerden.BeijederSchulhofgestaltungsollendieVoraussetzungenfüreine
Schulhoföffnungmitgeprüftundgeplantwerden.

■ MehrMitternachtssport: Mitternachtssport kommt bei Jugendlichen in den Sportarten Fußball und
Basketball/Streetballsehrgutan.FürsiewollenwirdenMitternachtssportaufweitereStadtteileund
Sportarten erweitern.

■ IntegrationdurchVereinssport:Frankfurt isteineStadt, inder Integration invielenBereichenschon
gut gelingt. Sport ist hervorragend geeignet, um Integration voranzubringen. Die Frankfurter Sport-
vereine mit ihren vielen ehrenamtlichen Helferinnen und Helfern zeigen dies vorbildlich. Wir wollen sie 
dabeistärkerunterstützen.DarüberhinauswollenwirdieZusammenarbeitmitdemLandHessenund
dem Förderprogramm „Sport und Flüchtlinge“ verstärken und die ehrenamtlichen Sport-Coaches
weiterausbauen.MiteinemjährlichenstadtweitenSportfest„gemeinsamfit“wollenwireinZeichen
fürIntegrationinFrankfurtsetzen.

■ DieSportanlageMainwasenSachsenhauseninderNachbarschaftvonOberradmussumfassendsaniert
werden.Noch besserwäre im Zusammenhangmit demBau der Europäischen Schule an denMain-
wasen einNeubau als SportparkOberrad anderOffenbacher Landstraße, der das Sportangebot für
beideStadtteilealleinedurchdiedannauchmöglicheSporthalleaufeineneue,höhereQualitätbringt.
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Vereine, Ehrenamt und bürgerschaftliches Engagement prägen das Leben der Frankfurterinnen und
Frankfurterwie sonst nurBeruf und Familie.Obbei der Freiwilligen Feuerwehr, beimTheater, der

Flüchtlingshilfe,inunzähligenChören,gemeinnützigenHilfsorganisationenoderimSport:DieLebendig-
keitundDynamik,aberauchdiesozialeNäheinunsererStadtberuhendarauf,dassMenschensichfür-und
miteinanderengagieren.EngagementprägtdaseigeneundhäufigauchdasLebenvieleranderer.DieCDU
FrankfurtsetztsichfürdenErhaltunddieStärkungdieseraußergewöhnlichenGestaltungsvielfaltein,denn
sieleisteteinenwesentlichenBeitragzumenschlichemAustausch,sozialemZusammenhaltundgemeinsa-
memSelbstverständnisinderBürgerstadt.

Dafür stehen wir, das sind unsere Ziele

■ Wir wollen die Vereinsarbeit erleichtern: Vereine sind Teil des Rückgrats unserer Gesellschaft und
werden indenmeistenFällendurchehrenamtlicheKräftegeführtundgefördert.DieCDUFrankfurt
fordert, den administrativen Aufwand der Vereinsleitung zu erleichtern und das Informations- und 
HilfsangebotfürVereinsleitungweiterauszubauen.SolauteteinVorschlag,Vereinen,welcheLiegen-
schaften besitzen, den Zugang zu Zuschüssen zu erleichtern. Auch eine Informationsplattform der
Stadt, die Antworten zu zumBeispiel Steuer- undDatenschutzfragen an einemOrt bündelt, würde
 vielen ehrenamtlichen Kräften eine schnelle Lösung zu drängenden Fragen bieten. Vereine, die unver-
schuldetinNotgeraten,müssenschnelleundunbürokratischeHilfeerhalten.

■ WirbefürworteneineWerbeplattformfürVereine:FrankfurtamMainwirddurcheineerfreulicheViel-
zahl an Sport- und Freizeitvereinen geprägt.DiesewünschenswerteVielfalt anGestaltungsmöglich-
keitenbietetallenBürgerinnenundBürgerndieChance,AnschlussanalteundneueHobbyszufinden.
Leideristesnichtimmereinfach,beidemUmfanganAlternativendenÜberblickzubehalten.DieCDU
Frankfurt fordert daher einen „Tag der Vereine“ um und im Frankfurter Römer. An diesem Tag wird 
 Vereinen die Möglichkeit gegeben, durch einen Stand und direkte Gespräche mit interessierten 
BürgerinnenundBürgerninKontaktzutreten.ZudembekommtdieStadtdieMöglichkeit,diebeson-
dereVielfaltFrankfurterVereinesichtbarzuwürdigen.

■ AusweitungderEhrenamts-Card:DerzeitvergibtdieStadtFrankfurtamMain1.000„Ehrenamts-Cards“
als „Dank und Anerkennung für besonderes bürgerschaftliches Engagement“. Diese Würdigung ist
wichtig,fälltaberleiderzukleinaus.DieCDUFrankfurtfordert,dasKontingentderjährlichen„Ehren-
amts-Cards“auf2.000zuerhöhen.DadurcherhaltenmehrehrenamtlicheKräftederStadtFrankfurt
dieChance,einesolcheWürdigungzuerhalten.

■ WirwollenauchdasEhrenamtandenSchulenfördern:NebendenSportvereinengibteseineVielzahl
anFreizeitvereinenundgemeinnützigenHilfsorganisationen,welcheaufdieUnterstützungvonehren-
amtlichen Kräften angewiesen sind. Über 900 ehrenamtlicheMitglieder der Freiwilligen Feuerwehr
tragenin28StadtteilfeuerwehrenessenziellzumBrandschutzderStadtFrankfurtbei.FürdieZukunft
derFreiwilligenFeuerwehrundgemeinnützigerHilfsorganisationen(wiezumBeispielDRK,ASB,JOH,
DLRG oder MHD) ist es unerlässlich, schon früh Interessierte für das ehrenamtliche Engagement
begeistern zu können.DieCDUFrankfurt fordert daher,Organisationenbei derMitgliederwerbung,
zumBeispieldurcheinen„TagderoffenenTür“oderdieFörderungdesschulischenSanitätsdienstes,
zuunterstützen.
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■ GesellschaftlicheWertschätzungfürVereinundEhrenamt:OhnedasehrenamtlicheEngagementder
BürgerinnenundBürgerwürdeeineVielzahlanlokalenVeranstaltungenundKonzertennichtstattfin-
den, soziale und lebensrettendeDienstewürdennicht angebotenwerdenund vieleVereinewürden
schlichtweg nicht existieren. Zumeist ist das „Sich-Engagieren“ eine Selbstverständlichkeit, für noch
vielmehr Bürgerinnen und Bürger aber sind die Vorteile dieses Engagementwie selbstverständlich
vorhanden.DieCDUFrankfurt fordertdaher,dasBewusstseinüberehrenamtlichesEngagementund
daraus resultierende Vorzüge zu schärfen. Die Erkenntnis, dass die freiwillige Arbeit des Einen die
Freizeit desAnderen ermöglicht, schafft den nötigen Respekt und die nötigeAnerkennung für eine
erfolgreiche Zukunft ehrenamtlichen Engagements. Langjähriges ehrenamtliches Engagement von
über25JahrenwollenwirmitderRömerplaketteinPlatinehrenunddieseneueinführen.
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Frankfurt besitzt ein umfassendes kulturelles Angebot und zahlreiche Einrichtungen von Weltrang, die 
eineStrahlkraftweitüberdieStadthinaushaben.DieseskulturelleAngebotgiltes,auszubauenund

weiterzuentwickeln. Eine erfolgreiche Kulturpolitik ist auch ein wichtiger Standortfaktor im Wettbewerb 
mitanderenGroßstädten.DieCDUFrankfurtbekenntsichzueinemumfassenden,vielfältigenundqualita-
tivhochwertigenKulturangebot.DahersinddiePflegevonWissenschaftundKünstenSchwerpunkteunse-
rer Kulturpolitik. Dabei geht es darum, die Vielfältigkeit der menschlichen Schöpfung und Erkenntnisse zu 
bewahren,zusichernundzuvermitteln.DarüberhinausstiftetKulturgemeinsameErfahrungen,Vorausset-
zungfürdengesellschaftlichenZusammenhalt.UndsieisteinunverzichtbaresElementeinerfreiheitlichen
Demokratie.DeshalbmussKultureinerGesellschaftundunsererStadtFrankfurtetwaswertsein.Ohnefi-
nanzielle Förderung wird es kein breites, vielfältiges und anregendes Kulturangebot geben, in dem sich 
vieleFrankfurterinnenundFrankfurterwiederfinden.UndwirwollenFrankfurtweiterzueinerderführen-
den Kulturstädte ausbauen. Denn Kultur geht alle an. 

Dafür stehen wir und das sind unsere Ziele

■ Unser Versprechen: Die Frankfurter Kultureinrichtungenmüssen zukunftsfähig bleiben.Wir werden
deshalbbeidenGroßprojektenAugenmaßbewahren.DassindwirunsererfinanziellenGesamtverant-
wortungfürdieseStadt,aberauchgegenübereinervielfältigenKulturszeneschuldig.DerErhaltund
die Stärkung der Frankfurter Museenlandschaft, der Schirn, der Alten Oper, des Mousonturms, der 
vielennichtstädtischenTheaterwieinsbesonderederfliegendenVolksbühne,desEnglishTheatre,der
Komödie, des Fritz Rémond Theaters, des Gallus Theaters, des Papageno Musik Theaters, anderer
Kinder-undJugendtheaterundvielemehrliegenunsebensoamHerzenwiedieFörderungderStadt-
teilkultur, der Musik insbesondere Ensemble Modern oder der bildenden Kunst mit dem Frankfurter 
Kunstverein,PortikusundKünstlerateliers.

■ IndernächstenWahlperiodeverdienenderanstehendeNeubauderStädtischenBühnen,dieZukunft
des Zoos und die Paulskirche mit dem Haus der Demokratie unsere besondere Aufmerksamkeit: Die 
StadtFrankfurtstehtindennächstenJahrenvorderJahrhundertaufgabe,wiesiedenNeubauderStäd-
tischenBühnenbewerkstelligenundfinanzierensoll.WirbekennenunszudieserAufgabe,weilOper
und Schauspiel unverzichtbarer Bestandteil der Frankfurter Kulturlandschaft sind. Wir wollen eine
Gesamtlösung für Oper, Schauspiel,Werkstätten sowie Probebühnen und kein Stückwerk.Wir sind
bereit, über neue Standorte nachzudenken, wenn damit teure und zeitlich riskante Interimsstätten
vermiedenwerden. Interimsstätten lassenkaumdiebisherigenBesucherzahlenzu,und inmehrjähri-
genProvisorienwirdsichkaumdashohekünstlerischeNiveauhaltenlassen.Fürunshabenstädtische
Grundstücke den Vorrang. Das gilt insbesondere für das Grundstück im Hafenparkquartier, einem
Stadtteil,dersichindennächsten10Jahrenrasantverändernwird.Wirwissen,dasswirvielesabver-
langen. Ohne Kompromissbereitschaft, Opfer und Einschränkungen, ohne Verzicht auf so manche lieb 
gewordenenGewohnheitenderBesucher/innen,Mitarbeiter/innenundKünstler/innenundohneMut
und Risiko wird es nicht gehen. Wenn alle dazu bereit sind, dann kann diese gemeinsame Kraftan-
strengung auchein Symbol für bürgerschaftliches Engagement,Aufbruchsstimmungunddas Selbst-
verständnis unserer Stadt zwischen Moderne und Tradition werden. 

■ Den berühmten und traditionsreichen Frankfurter Zoo zukunftsfähig machen: Der Frankfurter Zoo
gehörtzudenführendenzoologischenGärtenderBundesrepublikDeutschlandundmitjährlichrund
900.000BesucherinnenundBesuchern zu den beliebtestenKultur- und Freizeiteinrichtungen Frank-
furts. Daneben genießt der traditionsreiche Frankfurter Zoo dank der weltweiten Aktivitäten der Zoo-
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logischenGesellschaftFrankfurtvon1858e.V.(ZGF)internationalenRuf.DieAufgabenvonzoologi-
schenGärten haben sich gewandelt. Sie sind heute keine reinen Freizeiteinrichtungenmehr.Neben
demBildungsauftraggehören zu ihrenwichtigstenAufgabendie Erhaltungder biologischenVielfalt
unddieVermittlungvonArten-undNaturschutz.DiesemgewandeltenBildwollenwirbeiderdringen-
denModernisierungvieler indie JahregekommenerAnlagendesFrankfurterZoosRechnungtragen.
UnserZielistes,indennächsten10JahrendenZooineinenmodernen,zeitgemäßenZustandzuver-
setzenundzueinemBesuchermagnetauszubauen.GleichzeitigwollenwirdenZoomitdemgeplanten
Frankfurter Conservation Center zu einem internationalen Zentrum für Arten- und Naturschutz
machen.Die Partner hierfür stehenmit Senckenberg, ZoologischerGesellschaft,Goethe-Universität
und KfW bereit. Als möglicher Ort bietet sich das Zoogesellschaftshaus oder ein zu errichtendes 
Gebäude am Osteingang des Zoos an. Das wird auch davon abhängen, ob und in welcher Größe das 
Kinder-undJugendtheaterimZoogesellschaftshausuntergebrachtwerdenkann,daswirfüreinenher-
vorragenden Standort halten. 

■ PaulskircheundHausderDemokratie:DiePaulskircheistnichtnurvongeschichtlicherBedeutungals
Sitz des ersten deutschen Parlaments der Nationalversammlung 1848/49. Sie ist in ihrer jetzigen
schlichten Ausstattung und Erscheinungsform auch ein Zeugnis der Wiederaufbauzeit nach einem von 
DeutschenverursachtenKriegundZeugnisfürmehrals70JahrefreiheitlicheparlamentarischeDemo-
kratieinderBundesrepublikDeutschland.DieCDUFrankfurtbekenntsichdeshalbzurdringendnot-
wendigen Sanierung und Modernisierung der Paulskirche. Dabei sollen die äußere und innere Gestalt 
unddasErscheinungsbildrespektiertwerden,wiesiebeimWiederaufbauderPaulskirche1948gewählt
wurden.DanebenwollenwireinHausderDemokratieerrichten,zumBeispielaufdemPaulsplatz. In
ihm soll nichtnur andieGeschichtederdeutschenFreiheitsbewegung von1848–1989durcheine
zeitgemäße, mehrsprachige, multimediale, innovative, museumsdidaktische Ausstellung erinnert 
 werden. Vielmehr geht es auch darum, die europäische Dimension der Demokratiebewegung von 
1848/49unddieBedeutungderPaulskirchenverfassungfürunserGrundgesetzunddieWerteunserer
Demokratieaufzuzeigen.EinsolchesHausderDemokratiesollaucheinOrtderpolitischenBildungfür
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in Europa werden, unerlässlich in Zeiten von zunehmendem 
Populismus sowieDemokratie- und Europamüdigkeit; ein Lernort fürDemokratiemit europäischem
Kulturerbe-Siegel.

■ Kulturcampus:Bisheuteungelöst istderKulturcampus.WirwollenKunstfördernundnicht Immobi-
lien.EineRealisierungdesHausesderzeitgenössischenKunstaufdemKulturcampusunterstützenwir
nach wie vor. Allerdings muss das Land Hessen die Investitionskosten und vor allen Dingen die zusätzli-
chenGebäudebetriebskostenübernehmen.DennFrankfurtfördertdiefürdenKulturcampusbestimm-
tenInstitutionenbereitsinMillionenhöhe.WirmüssenaberindenkommendenJahrenKlarheithaben,
sonst wäre dem Wohnungsbau auf diesem Areal der Vorzug zu geben. 

■ ArchivderFirmaHöchst:Wirwollenprüfen,wosichTeiledesArchivsderFirmaHöchstbefindenund
ob sie nicht in öffentliche Obhut kommen können. Die Erinnerungen an die Farbwerke Höchst sind im 
FrankfurterWestenbisheutesehrpräsent,denüber100JahreIndustriegeschichtegeprägthaben.Wir
könnenunseineÜberführungdesArchivsunterBeteiligungderbisherigenSachwalter/innen ineine
öffentlich zugängliche Einrichtung vorstellen, die vom Land und von der Stadt getragen wird. 

■  Zentraldepot: Viele Museen können ihre Sammlungen nur extern unterbringen. Das verursacht hohe 
Mieten. Auch entsprechen manche Lagermöglichkeiten nicht mehr den modernen kuratorischen Anfor-
derungen. Deshalb wollen wir endlich das Projekt eines Zentraldepots für alle Frankfurter Museen
 realisieren, um die wertvollen Sammlungen, aber auch ihre Konservierung und Archivierung sicher-
zustellen.Wirsinddavonüberzeugt,dasssichdurcheinsolchesZentraldepotdieMietkostensenken
lassen und damit die Museen mehr finanziellen, aber auch gestalterischen Spielraum bekommen, die 
Sammlungen zu präsentieren und zu vermitteln.



85

13.    Kultur

■ Wirwollen die Kultur in den Stadtteilen stärken:Neben zentralenMusentempeln zeichnet sich das
FrankfurterKulturangebotdurchdiekleinen,indenStadtteilenangesiedeltenProjekteundInitiativen
aus. Schulen, Gesangsvereine oder die in zahlreichen Stadtteilen bestehenden Kirchenchöre sollen 
künftig noch stärker ideell unterstützt und auch finanziell gefördert werden. Auf demGelände der
früheren PraunheimerWerkstätten sind die Einrichtung eines Veranstaltungssaales und die Etablie-
rungkünstlerischerProjekteweitervoranzutreiben.DurchdasAufstellenvonKlavierenanöffentlichen
Plätzen kann klassische Musik nachhaltig Teil des öffentlichen Lebens werden. 

■ Wirwollen,dassFrankfurtauchbeiNachteineebensopulsierendewiesichereMetropolebleibt:Ein
breitesundvielfältigesAngebotanBars,ClubsundRestaurantsistessenziellfüreinemoderneGroß-
stadt.JevielfältigerdasNachtlebeneinerStadtist,umsoattraktiveristdiese.Dazugehöreninsbeson-
dere in den Sommermonaten ein breites kulturelles Angebot im öffentlichen Raum und eine mannig-
faltigeClubszene.DieCDUFrankfurtsetztsichdafürein,dassderkulturelleundwirtschaftlicheWert
desNachtlebensstärkereBeachtungfindet.

■  Wir wollen Frankfurt auch kulturell international vernetzen: Das reichhaltige kulturelle Angebot Frank-
furtsmussauchaußerhalbderStadtnachhaltigbeworbenwerden.NursokannFrankfurtseineBedeu-
tung als Stadt der Kultur weiter ausbauen. Zu einer globalen Metropole gehören auch internationale 
Projekte.AnzustrebenistindiesemKontextbeispielsweiseeineengereZusammenarbeitmitderVilla
Vigoni(Deutsch-ItalienischesZentrumfüreuropäischeExzellenz),dieaufdenFrankfurterKaufmann,
BankierundStifterHeinrichMylius(1769–1854)zurückgeht.

■  Wir wollen den Wäldchestag als echtes Frankfurter Volksfest feiern: Frankfurt ist eine globale Metro-
pole,dieüberbesondere,über JahrhundertegewachseneTraditionenverfügt.ZudiesenTraditionen
gehört auch der FrankfurterWäldchestag.DieCDUFrankfurt setzt sich dafür ein, denWäldchestag
(nachdemVorbilddesAugsburgerFriedensfestes)zueinemechtenFeiertagzumachen.

■  Wir wollen keine Propaganda auf Staatskosten: Politische Propaganda darf von der Stadt nicht länger 
gefördertwerden,auchwennsieunterdemDeckmanteleinesKulturangebotsbetriebenwird.DieCDU
Frankfurt spricht sich in diesem Zusammenhang auch gegen die Duldung von rechtswidrig besetzen 
linksautonomenZentren(Klapperfeld,Auusw.)aus.NachdemderClubVoltaireantisemitischenBewe-
gungeneineBühnegebotenhat,sindihmsämtlichestädtischeZuschüssezustreichen.

■ WirwollenAlt-Sachsenhausen entwickeln:Die CDU Frankfurt setzt sich für eineWeiterentwicklung
von Alt-Sachsenhausen ein. Das Karree zwischen Großer Rittergasse, Kleiner Rittergasse, Klappergasse 
und Dreieichstraße besitzt ein enormes Potenzial, um zu einem modernen Stadtviertel zu werden. In 
Alt-SachsenhausenfindetmannochheutemittelalterlicheBauwerkewiedenKuhhirtenturmundurige
Fachwerkhäuser.Soistzuprüfen,obeinneuesEntreenachAlt-SachsenhauseninHöhedesDeutsch-
ordenshausesinderLageist,einestädtebaulicheBeziehungzurneuenAltstadtherzustellenunddem
StadtteilandieserStelleeinneuesattraktivesGesichtzugeben.Wirsetzenunsdafürein,dassdiese
Bausubstanzerhaltenwird.AußerdemfordernwirdieregelmäßigeDurchführungvonVeranstaltungen
wie dem Apfelweinfestival und dem „Stöffche Fest“ in Alt-Sachsenhausen, um eine nachhaltige 
StärkungderApfelweinkultursicherzustellen,diefüreinsympathischesundvolkstümlichesFrankfurt
steht.DennFrankfurtwarundistimmerbeides–HeimatseinerBürgerinnenundBürgerundTorzur
Welt. 

■ Denkmälererhalten:WirsetzenunsfürdenErhaltunddenAusbauderinFrankfurtbestehendenDenk-
mäler ein. Sie erinnern in besonderem Maße an Personen oder Ereignisse, die von großer historischer 
Bedeutungsind.SiedienenderBildungundmüssengrundsätzlichöffentlichzugänglichsein.
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FrankfurtamMainistseitjehergeprägtvonVielfalt,WeltoffenheitundToleranz.AneinerFurtgelegen
istunsereHeimatstadtseitihremEntsteheneinOrtdesHandelsundheute–mehrdennje–einOrtdes

Ankommens.Es istdahernichtverwunderlich,dassseit JahrhundertenMenschenausdemUmland,aus
allenLandesteilenDeutschlandsunddarüberhinausindieseStadtkamenundimmernochkommen,um
hierzuFrankfurterinnenundFrankfurternzuwerden.DiesgiltfürjüdischeEinwandererseitdemMittel-
alter, Kaufleute und christliche Glaubensflüchtlinge, wie zum Beispiel den Hugenotten ab Anfang des
17. Jahrhunderts, deutscheVertriebene nach demZweitenWeltkrieg, den damals so genannten „Gast-
arbeitern“abEndeder1950er-Jahre,schließlichAsylbewerberinnenund-bewerbersowieMigrantenaus
der ganzen Welt sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter internationaler Unternehmen. Die Aufnahme und 
Integration von Zuwanderern hat in Frankfurt daher eine lange und erfolgreiche Tradition. Heute leben 
Menschenausrund180Staatenhier.Etwasmehrals50ProzentderEinwohnerinnenundEinwohnerunse-
rer Stadt haben eine Migrationsgeschichte. Diese Entwicklung wird sich weiter fortsetzen. Es ist daher eine 
derwichtigstenAufgabenderKommunalpolitik,dafürzusorgen,dassauchinZukunftdieIntegrationneu
zugezogenerMenschen,undinsbesondereihrerKinder,gelingenkann.DeshalbhatsichdieCDUFrankfurt
zum Ziel gesetzt, diese Entwicklung aktiv mitzugestalten. 

Dafür stehen wir und das sind unsere Ziele

■ Ausgehendvondem2010auchmitintensiverBürgerbeteiligungentstandenenundmitbreiterMehr-
heit in der Stadtverordnetenversammlung verabschiedeten Integrations- und Diversitätskonzept der 
StadtFrankfurtamMainsindunsdabeifolgendePunktefürdiekommendenJahrebesonderswichtig:

■  Wir wollen das ehrenamtliche Engagement als kommunale Ressource fördern. So haben Ehrenamtliche 
zumBeispieldieHausaufgabenbetreuungfürFlüchtlingeonlineweitergeführt.IndenletztenJahrenist
dieses Engagement stetig gewachsen, auch durch die Unterstützung des Sozialdezernats. Mit dem
„Frankfurter Programm Aktive Nachbarschaft“ fördert es in 15 von 46 Stadtteilen ehrenamtliches
EngagementdurchProjektmittelundprofessionelleUnterstützung.DaswollenwirinbewährterWeise
fortsetzen; ebenso die feierliche Verleihung des „Nachbarschaftspreises“, die dieses Engagement in
jedemJahrwürdigt.DarüberhinauswollenwirdieverschiedenenStellen,diesichmitderFörderung
desEhrenamtsbefassen(u.a.dasBürgerinstitut,„Frankfurthilft“unddieEhrenamtskoordinatorender
sozialenTräger),bessermiteinandervernetzen,umSynergienzuheben.

■ Wir wollen zur weiteren Förderung dieses Zusammengehörigkeitsgefühls einer sozialen und ethni-
schen Segregation in Stadtteilen entgegenwirken. Frankfurt, so zeigt es auch das regelmäßig durch-
geführteIntegrationsmonitoring,hatkeineethnischenStadtteile,wiezumBeispiel„Chinatown“oder
„LittleItaly“.MenschenlebendaherinunserenStadtteilenTüranTürmitNachbarnunterschiedlicher
Herkunft. Dies schafft zwangsläufig Gelegenheiten im Alltag, in der Schule oder im Sport, sich gegen-
seitigkennenzulernenundgleichzeitigauchdieNotwendigkeit,DeutschalsSpracheallerFrankfurte-
rinnen und Frankfurter zu nutzen. 

■ InFrankfurtgibtesBedarfanDeutschförderungfürErwachsene,insbesonderefürFrauenundAllein-
erziehende–auchinTeilzeit.DasGleichegiltfürAusbildungsangebotemitanderBerufspraxisorien-
tierter Sprachförderung.Hier setzenwir uns dafür ein, dass das FrankfurterArbeitsmarktprogramm
(FRAP), das zum Sozialdezernat gehört, seinAngebot ausbaut und dafür die entsprechendenMittel
erhält.EinpositivesBeispielistdasAngebotdesVereinszurberuflichenFörderungvonFrauen„Schritt
fürSchrittindasErwerbsleben“:DieAusbildungzurBürokauffrauumfassteinintegriertesSprachange-
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bot, lässtsichauch inTeilzeitabsolvierenund isteineMaßnahmedes JobcentersFrankfurt,dievom
FRAP kofinanziert wird. 

■ WirwollendenNeu-Frankfurterinnenund-FrankfurternanhandvonVorbildern,dieihrenWegindie-
sem Land – unabhängig von ihrer Herkunft, Rasse oder Religion – gemacht haben, zeigen, welche 
Chancen und Möglichkeiten diese Stadt bietet. Hier unterstützen wir ausdrücklich die Aktion der
Kommunalen Ausländervertretung, die jährlich herausragende Persönlichkeiten mit Migrationsge-
schichte ehrt. 

■ WirwollenweiterdieIntegration–insbesonderevonFlüchtlingen–indenArbeitsmarktsteigernund
fürUnternehmenAnreizeschaffen,entsprechendePraktikums-undAusbildungsplätzezurVerfügung
zustellen.EinmöglichstfrüherEinstiegindasErwerbslebenistausunsererSichtfüreineerfolgreiche
Integration grundlegend. Zum Abbau der dem oft entgegenstehenden Sprachdefizite wollen wir auf 
eine bessere Vernetzung zwischen den Sprachkursen der VHS und der Berufsausbildung hinwirken.
Dazu gehört auch das verstärkte Vermitteln berufsspezifischer und an der Praxis orientierter Sprache. 
Unsere Aufgabe als Politik ist es, Möglichkeiten zur Integration zu bieten. Diese auch zu nutzen ist 
dabeijedocheineBringschuldderZuwanderer.

■  Wir fordern von allen Frankfurterinnen und Frankfurtern eine Absage an Antisemitismus, Rassismus 
undreligiöseIntoleranzbishinzuExtremismusjedwederArt.Dazuistesunabdingbar,dieGrundsätze
unserer Verfassung zu achten, die u. a. auch die Gleichberechtigung von Mann und Frau beinhaltet. 
Voraussetzunghierfüristes,diefreiheitlich-demokratischeGrundordnungderBundesrepublikalsbin-
dendanzuerkennenundzuverinnerlichen.HierfürkönnenKurse zurpolitischenGrundordnunghilf-
reich sein, die sich am Beispiel der Rechtsstaatsklassen des Landes Hessen orientieren. Außerdem
könntenBesuchebeispielsweisederFrankfurterStadtverordnetenversammlungfürSchulklassenver-
bindlich gemacht werden. 

■ Wir sehen jüdisches Leben als einen festen und fortwährenden Bestandteil der Stadt Frankfurt am
Main an. Dies kann von keinem infrage gestellt werden. Um auch hier Vorurteile, die nicht nur bei 
Kriegsflüchtlingen vorhanden sind, sondern immer noch mitten in unserer Gesellschaft bestehen,
abzubauen, fordernwir, dass seitens desMagistrats Projekte zumAbbau antisemitischer Vorurteile
organisiertwerden(zumBeispielBesuchdesJüdischenMuseums,BesucheinesKonzentrationslagers,
Abendveranstaltungen mit allen drei monotheistischen Religionsgemeinschaften, Besuch einer
Synagoge).

■  Integration kann nur gelingen, wenn sie – verankert im Denken und Handeln der Kommunalpolitik und 
Verwaltung, aber vor allem im Selbstverständnis aller Frankfurterinnen und Frankfurter – verstanden 
undgelebtwird.SieistundbleibtdaheralsQuerschnittsaufgabeeinegesamtstädtischeundressort-
übergreifendeAufgabe.

■ DasErlernenderdeutschenSprachegenießthöchstePriorität:Wirtretendafürein,dassdasErlernen
derdeutschenSpracheallererstePrioritäthabenmuss,dennSprache istderSchlüsselzumbesseren
Miteinander, zum Kennenlernen der deutschen Kultur und Werte und letztendlich auch zum Wohl-
fühleninderneuenStadt, imneuenLand.DasErlernenderSprachemussdahersofrühwiemöglich
beginnen.SchoninderfrühkindlichenBildungsindentsprechendeKurseanzubieten.

■ WirwolleneinefrühzeitigeIntegration:FürdieFlüchtlinge,aberinsbesonderefürdieMinderjährigen,
dieeinegrößereChancehaben,inDeutschlandzubleiben,müssenbestehendeIntegrationskonzepte
konsequent umgesetzt werden, damit sie von Anfang an nicht nur die deutsche Sprache lernen,
sondern auchdie deutschenWerteundNormen verinnerlichen, um so auf ein erfolgreichesZusam-
menlebenindennächstenJahrzehntenhinzuarbeiten.
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■ Wir stehen für eine faireVerteilung von Flüchtlingen im gesamten Stadtgebiet:Umeine gelungene
Integration gewährleisten zu können, ist eswichtig, dass Flüchtlinge inmöglichst kleinen Einheiten
dezentralüberdasgesamteStadtgebietverteiltwerden,umhaupt-wieehrenamtlichenIntegrations-
helferinnen und -helfern eine zielgerichtete Arbeit zu ermöglichen.

■ WirwolleneineUnterstützungvonBürgerinnenundBürgern sowieUnternehmen, sich inder Stadt
niederzulassen: Frankfurt amMain ist mit Bürgerinnen und Bürgern aus mehr als 180 Ländern die
„internationalste“StadtDeutschlandsundeinekosmopolitischeMetropole.DieCDUFrankfurtfördert
eineWillkommenskulturfürdieinternationaleGemeinschaftundunterstütztBürger/innenundUnter-
nehmenausderEUsowieausallenLändernderWelt.DazugehörtauchdieUnterstützungbei ihren
persönlichenundgeschäftlichenBedürfnissen,sichinFrankfurtamMainniederzulassenundsichhier
zuHausezufühlen, insbesonderedurchdieEinrichtungspeziellerAngebotefürExistenzgründerund
UnternehmenausdemAusland,dieBeratunganbietenzurfinanziellenUnterstützung,zurechtlichen
Rahmenbedingungen,zuzentralenPlattformen(zumBeispielFörderprogrammen,Geschäftspartnern,
wichtigen Verbänden wie die Industrie- und Handelskammer und die Wirtschaftsförderung Frankfurt/
Rhein-MainsowieAnsprechpartnerninderStadtverwaltung)undzuChecklistenmitParametern,die
bei einer Unternehmensgründung in Frankfurt am Main wichtig sind (zum Beispiel, wie man eine
Gewerbeerlaubnis erhält oder zu grundlegenden Informationen zu Pflichtversicherungen wie Kranken- 
undHaftpflichtversicherungen).

■ Wir fordern die Stärkung der Ausländerbehörde in Bezug auf Ressourcen und Services. Ziel ist die
Bereitstellung angemessener personeller, infrastruktureller und finanzieller Mittel, um eine zügige
Bearbeitung vonAnträgen undAnfragen vonBürgerinnen undBürgern,weltweit tätigenUnterneh-
men,kleinenundmittlerenFirmen,EinzelhandelsunternehmensowieEin-Mann-Betriebenzuermögli-
chen.

■ WirbefürworteneineengeZusammenarbeitmitdeminternationalenFlughafenFrankfurt,derIndust-
rie- und Handelskammer, der Wirtschaftsförderung Frankfurt/Rhein-Main, weltweit tätigen Unterneh-
men, der EuropäischenZentralbank, der EuropäischenBehörde für dasVersicherungswesen und die
betriebliche Altersversorgung und anderen internationalen Organisationen als wichtige Arbeitgeber 
fürdieinternationaleGemeinschaftsowiemitinternationalenundeuropäischenSchulen.

■ WirsindfürdieBereitstellungvonÜbersetzungenwichtigeramtlicherDokumente/Formulareinengli-
scher Sprache (auch wenn das Formular selbst in deutscher Sprache auszufüllen ist, da die Amts-
spracheDeutschistunddiesindieZuständigkeitdesBundesfällt)indenzuständigenBehörden,zum
BeispieldemEinwohnermeldeamt,demGewerbeamt,demWahlamtunddemSchulamt.

■  Die internationale Gemeinschaft bereichert Frankfurt am Main: Wir wollen die Initiierung und Etablie-
rungeinesinternationalenFestivalsderinternationalenGemeinschaftalsfestenBestandteilimFrank-
furter Veranstaltungskalender, zum Beispiel ein Wochenende mit Live-Bands aus der EU und allen
Kontinenten,beispielsweiseamWochenendedesNewcomersFestivalsundinengerZusammenarbeit
mitanderen internationalenForen.Zudembefürwortenwirdie finanzielleundadministrativeUnter-
stützung von Vereinigungen und Festivals der internationalen Gemeinschaft und anderer Kulturen
sowiemehrAngeboteundFührungeninMuseenundimZooinenglischerSprache.

■  Wir wollen eine intensivierte Zusammenarbeit zwischen deutschen, europäischen und internationalen 
Schulen/Kindergärten fürKinder ausländischer Eltern ab dem frühenKindesalter sowie einAngebot
spezieller Programme in englischer Sprache, um Kindern ausländischer Eltern den Übergang vom
KindergartenüberdieGrundschule inweiterführendeSchuleneinschließlichGymnasiumzu erleich-
tern, zumBeispiel Infoabende oderWochenendprogramme, um ihre reibungslose Integration in die
deutsche Gesellschaft zu fördern.
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14.     Integration und Internationales Frankfurt 

■ Wirwollen spezielle Förderangebote für zweisprachige Kindergärten,Grundschulen undGymnasien
als wichtigen Schritt für eine reibungslose Integration in die deutsche Gesellschaft (zum Beispiel
Tutoren).
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15. Wissenschaft und Forschung

FrankfurtisteineWissenschaftsstadt.Mitmehrals60.000Studierenden,über750Professurenundeiner
fünfstelligenZahlanMitarbeiterinnenundMitarbeiternimakademischenSystemistsienichtnurinder

Rhein-Main-Region,sondernauchinDeutschlandundderWeltführend.Über10ProzentderBevölkerung
sindalleinimakademischenSystemberuflichoderinihremberuflichenWerdegangzuHause.Einerhebli-
cherAnteilistnochmalsindenvielenforschendenUnternehmen,wiezumBeispielimIndustrieparkHöchst,
konzentriertoderaberanvielenanderenStandorteninderganzenStadtbeschäftigt.DieCDUFrankfurt
will,dassdieWissenschaftnochstärkeralsStandortfaktorfürdieStadtFrankfurtimBewusstseinderBür-
gerinnen und Bürger verankert wird. Die Goethe-Universität Frankfurt ist die drittgrößte Universität
Deutschlands.InFrankfurtistsiemitdemCampusWestend,CampusRiedberg,CampusBockenheim,Cam-
pusNiederradunddemSportcampusGinnheiman fünfStandortenvertreten.DieVerbindungendurch
dedizierteFahrradwegeoderöffentlichenNahverkehristbisherleidernichtausreichend,waszuerhebli-
chenUmwegenführt.SoistesunseinAnliegen,inengerAbsprachemitderUniversitäthierVerbesserun-
gen zu schaffen. Durch eine bessere Anbindung der Universitätsstandorte werden auch gleichzeitig ver-
schiedene andere Institutionen und auch ganze Stadtteile angebunden.

Dafür stehen wir und das sind unsere Ziele

■  Wir wollen Frankfurt als Stadt des Wissens, der Experimentierfreude, der Innovation und des kritischen 
Bürgerdialogsweiterstärken.InnovationenentstehenvorallemdurchAnregungsdichte–durchinten-
sivenAustausch, in interdisziplinärenArbeitskonstellationenund inNetzwerken.Weitläufigundfuß-
läufigzugleich,als internationalerVerkehrsknotenpunktundvonüberschaubarerAusdehnung inmit-
ten einer wirtschaftlich starken Region, hat Frankfurt einen Standortvorteil, den es zu nutzen gilt. Dazu 
wollenwirdiesichformierendeCampusmeilezwischenNibelungenplatzundKulturcampuszügigwei-
terentwickeln,dieWissenschaftseinrichtungenmiteinanderundmitderGründerszenevernetzenund
integrierteAnsätzefürMobilität,SharedServicessowieWohnenundArbeitenschaffen.Eingemein-
sammitdenWissenschaftsinstitutionenentwickelter„MasterplanCampusmeile“solldieseVernetzung
räumlich,baulichundtechnischunterstützen,denAnforderungenderGründerszeneRechnungtragen
unddenDiskursmitderStadtgesellschaftfördern.WirwollenmitderCampusmeiledieInstitutionen
vernetzenund stärker inder Stadt sichtbarwerden lassen. EntlangderCampusmeilewollenwir die
nochverfügbarenFlächen imHinblick aufgrößtmöglichenNutzen fürdasGesamtprojekt einsetzen.
WirunterstützenindiesemZusammenhangausdrücklichdieaktuellenBestrebungen,dasfürdielang-
fristigeErweiterungderDNBvorgeseheneGrundstückeinertemporärenNutzungfürCo-Learningund
Co-Working durch Studierende, Forscher/innen und Gründer/innen in gemeinsamer Verantwortung
derWissenschaftsinstitutionenzuzuführen.

■ KinderbetreuungvorOrtanwissenschaftlichenEinrichtungen:InsbesonderefürjungeWissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler sowie Studierende ist es ein zunehmendes Problem, Familie und berufliche 
LaufbahnuntereinenHutzubekommen.Soisteszwarbegrüßenswert,dasswohnortnahInfrastruktur
fürKindergeschaffenwird,dieshilftallerdingsinderWissenschaftTätigennurbedingt.Hieristeine
BetreuunginderNähedesArbeitsplatzeserstrebenswert.UmdiesenBedarfzudecken,solltenBetreu-
ungsangebotedirekt inderNähevonwissenschaftlichenEinrichtungeneingerichtetwerden.Hier ist
auch insbesondere die Universitätsklinik zu nennen. 

■ GeförderterWohnraumfürAzubis,Studierende,jungeWissenschaftler/innen:Frankfurtisteineattrak-
tiveStadt.SohatsichdieSituationaufdemWohnungsmarktindenletztenJahrenstarkangespannt.
Insbesondere für Auszubildende und Studierende ist es sehr schwierig, im hart umkämpften Woh-
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nungsmarkteineentsprechendeBleibezufinden.AuchjungeWissenschaftlerinnenundWissenschaft-
lerinderQualifizierungsphasehabenesschwer,hierentsprechendeWohnungenzufinden.Sosollten
insbesondereTrägerunterstütztwerdenundZuschlägeerhalten,diegünstigenWohnraumfürAzubis,
StudierendeundjungeWissenschaftler/innenschaffen.

■ WirwollendieinternationaleBürokratiebeschleunigen:DiewissenschaftlicheArbeitistinternational.
SoistesvonessenziellerWichtigkeit,dassWissenschaftlerinnenundWissenschaftler(sowohlimaka-
demischenBereichalsauch inder freienWirtschaft) internationalmobil sind.Dahersoll indenent-
sprechendenÄmternweiterhinverstärktdafürgesorgtwerden,dassBürokratiereibungslosundeffizi-
ent stattfindet.

■ NetzwerkezwischenWissenschaftundWirtschaftweiterentwickeln:DieWissenschaft ist–geradein
der heutigen Zeit – der Innovator und Motor von Wirtschaft und Gesellschaft. Durch Vernetzung der 
AkteurekannundmussMehrwertgeschaffenwerden.Esgilthier,woimmermöglich,jungeUnterneh-
menundwissenschaftlicheEinrichtungennochstärker zuvernetzen,umSynergienzu schaffen.Ent-
sprechende Formate gilt es zu entwickeln. Durch den regelmäßigen Austausch können sowohl der Wis-
senschafts- als auch der Wirtschaftsstandort Frankfurt vorangebracht werden.

■ Wirstehenfürein„HausderWissenschaft“:VieleMenschenfühlensichangesichtsderaktuellenHer-
ausforderungen wie Globalisierung, Klimawandel oder auch disruptiven technologischen Entwicklun-
genüberfordert.GleichzeitigwerdeninZeitenvonsogenannten„alternativenFakten”wissenschaftli-
che Ergebnisse teilweise sogar vorsätzlich ignoriert oder manipuliert, um politische Vorteile zu 
erlangen. Diese gesellschaftliche Debatte wird in der Zukunft immer stärker und vermutlich auch 
aggressivergeführtwerden.SoschleichtsichseiteinigenJahreneinPopulismusindieDebatten,wel-
cher langfristig die Institution der Demokratie nachhaltig gefährden wird. Viele Forscherinnen und For-
scherziehensich,teilsbewusst,ausdieserDiskussionmehrundmehrzurück.Dieshatsicherlichviel-
fältigeGründe, führt aber letztlichdazu, dassdieDebatte immerwenigermit empirischbelegbaren
Daten und langfristig emotionsgeladener, irrationaler und interessengesteuerter geführt wird. Hier
sollte die Stadt vernetzen und Möglichkeiten schaffen, dass die Wissenschaft stärker in die Stadt kom-
munizieren kann. Gemeinsame Plattformen, eventuell auch anfänglich virtuell, sollten in Absprache 
mit den Einrichtungen geschaffen und co-finanziert werden. Langfristig kann ein solches „Haus der 
Wissenschaft”denDiskursmitprägenundeinentscheidenderBausteinderBildungslandschaftFrank-
furts werden.
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